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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 5 Minuten 

V o r s i t z e n d e: Präsident Dr. Maleta, Zweiter Ferner ist vom Bundesministerium für 
Präsident Hillegeist, Dritter Präsident Wallner. Finanzen der Bericht über die Veräußerung 

von unbeweglichem Bundeseigentum im ersten 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. Vierteljahr 1962 eingelangt. 

Die Amtlichen P r o t o k o l l e  der 102. Sitzung Es werden zugewies en: 

vom 4. Juli und der 103. Sitzung vom 5. Juli 767 dem Außenpolitischen Ausschuß; 

1962 sind in der Kanzlei aufgelegen, unbe- der Tätigkeitsbericht des Re.chnungshofes für 
anständet geblieben und gelten daher als das Jahr 1961 dem Rechnungshofausschuß; 
g e n e h m i g t. der Bericht des Bundesministeriums für 

Kr a n k  gemeldet sind die Abgeordneten Finanzen dem Finanz- und Budgetausschuß· 

Dr. Reisetbauer und Haunschmidt. 

E n t s c h u l d i g t  haben sich die Abgeordneten 
Bögl, Benya, Flöttl, Rosa Weber, Hoffmann, 
Dr. Staribacher, Wilhelmine Moik, Mark, 
Dipl.-Ing. Dr. Lechner, Wührer und Hatt­
mannsdorfer. 

Die eingelangten A n t r ä g e  w e i s e  ich z u  
wie folgt: 

Antrag 192jA der Abgeordneten Josef Wall­
ner (Graz) und Genossen, betreffend die Er­
lassung eines Bundesgesetzes, mit dem Artikel V 
lit. a des Kundmachungspatentes zur Ge­
werbeordnung abgeändert wird, und 

Antrag 194/A der Abgeordneten Kulhanek 
und Genossen, betreffend die Er lassung eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Güterbe­
förderungsgesetz, BGBI. Nr. 63/1952, abge­
ändert und ergänzt wird (Güter beförderungs­
gesetz-Novelle 1962), dem Handelsausschuß, 

Antrag 193/A der Abgeordneten Kulhanek 
und Genossen, betreffend die Erlassung eines 
Bundesgesetzes, womit das Beförderungs­
steuergesetz 1953 abgeändert wird (Beför­
derungssteuergesetz-Novelle 1962), dem Finanz­
und Budgetausschuß. 

Wird gegen diese Zuweisungen ein Einwand 
erhoben 1 - Das ist nicht der Fall. 

Seit der letzten Haussitzung sind drei 
Anf r a g e  b e a n t w o r t u n g e n  eingelangt, die 
den Anfragestellern z u g e g a n g e n  sind. Diese 
Anfragebeantwortungen wurden auch ver­
vielfältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Ab­
geordneten Czettel, um die Verlesung des 
Einla u f e s. 

Schriftführer Czettel: Von der Bundesregie­
rung ist folgende V o rl a g e  eingelangt: 

,Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und 
der Republik Österreich zur Regelung von 
mit dem Schulwesen zusammenhängenden 
Fragen (767 der Beilagen). 

Weiters legt der Rechnungshof den Tätig­
keitsbericht für das Verwaltungsjahr 1961 vor 
(763 der Beilagen). 

1. Punkt: Bericht des Unterrichtsausschusses 
über die Regierungsvorlage (737 der Beilagen): 
Bundesgesetz über das Dienstverhältnis der 
Hochschulassistenten, wissenschaftlichen Hilfs­
kräfte, Demonstratoren und Vertragsassistenten 
(Hochschulassistentengesetz 1962) (765 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tag e s o r d­
n u n g  ein und gelangen zum 1. Punkt: Hoch­
schulassistentengesetz 1962. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. GrÜnsteidl. Ich bitte ihn, zum Gegen­
stande zu berichten. 

Berichterstatter Dr. Grünsteidl: Hohes Haus! 
Meine Frauen und Männer! Ich habe über 
die Regierungsvorlage 737 der Beilagen: 
Bundesgesetz über das Dienstverhältnis der 
Hochschulassistenten, wissenschaftlichen Hilfs­
kräfte, Demonstratoren und Vertragsassisten­
ten (Hochschulassistentengesetz 1962) zu be­
richten. 

Ich wiederhole meine Worte, die ich im 
Ausschuß ausgesprochen habe, daß es mir 
als aktivem Hochschullehrer und vor allem 
als ehemaligem Hochschulassistenten eine be­
sondere Genugtuung bereitet, im Hohen Haus 
über ein solches Gesetz berichten zu dürfen, 
der ich doch alle Licht- und Schattenseiten 
eines Hochschulassistenten aus eigenem Er­
leben kenne. Andererseits kann ich als Lehr­
kanzelvorstand das aufopferungsvolle und 
selbstlose Wirken unserer Assistenten unter 
den heute so schwierigen Verhältnissen an 
unseren Hochschulen voll und ganz würdigen 
und schätzen. Alle Eingeweihten wissen aber 
auch, wie schwierig es heute ist, die Sicherung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses. zu er­
reichen, und wie schwierig die Verhältnisse 
an unseren hohen Schulen geworden sind. 
Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein ernster 
Versuch, durch entsprechende Verbesserungen 
den Beruf des Hochschulassistenten wieder 
attraktiver zu gestalten. 

Die im Ausschuß beratene Regierungs­
vorlage hat eine Neuordnung des Rechtes des 
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Dr. Grünsteidl 

Dienstverhältnisses der Hochschulassistenten 
und sonstigen wissenschaftlichen Hilfskräfte 
an den Hochschulen, das bisher im Bundes­
gesetz vom 16. Dezember 1948, BGBl. NI'. 32/ 
1949, geregelt war, zum Gegenstand. 

Dem Gesetzentwurf zllfolge sollen in Ab­
weichung von den bisher geltenden Bestim­
mungen Personen mit abgeschlossener Hoch-

. schulbildung sogleich in ein pragmatisches 
Dienstverhältnis als Hochschulassistenten auf­
genommen werden. Die Verwendung als 
wissenschaftliche Hilfskräfte in einem ver­
tragsmäßigen Dienstverhältnis soll auf Stu­
denten beschränkt bleiben. 

Die Bestellungsdauer von Hochschul­
assistenten wird der Regierungsvorlage zu­
folge nach einer ein- bis dreimaligen Bestellung 
auf je zwei Jahre regelmäßig vier Jahre betragen. 
Dadurch soll älteren und qualifizierten Hoch­
schulassistenten in Abweichung von der bis­
herigen Regelung, die eine Bestellungsdauer 
von nur zwei Jahren kannte, eine größere Sicher­
heit insbesondere im Hinblick auf die Voll­
endung länger dauernder wissenschaftlicher 
Arbeiten gewährleistet werden. 

Im übrigen, insbesondere auch hinsichtlich 
des mit der vorgesehenen Regelung verbun­
denen finanziellen Aufwandes, weise ich auf die 
ausführlichen Erläuternden Bemerkungen zur 
Regierungsvorlage hin. 

Auf Grund gemeinsamer Anträge hat der 
Ausschuß folgende drei Abänderungen an der 
Regierungsvorlage einstimmig beschlossen. 

1. Bei § 4 wird eine Einfügung vorgenom­
men, in der besonders darauf hingewiesen 
wird, daß die Hochschulassistentenlaufbahn 
auch für die Vorbereitung auf die Laufbahn 
des Hochschullehrers dienen soll. § 4 Abs. 2 
hat nunmehr zu lauten: 

,,(2) Neben der Erfüllung der im Abs. 1 
erwähnten Aufgaben dient die Verwendung als 
Hochschulassistent zunächst auch der Er­
probung der Fähigkeit zur wissenschaftlichen 
Arbeit sowie der Vertiefung und Erweiterung 
der fachlichen Aus bildung, in weiterer Folge 
auch der Vorbereitung auf die Laufbahn als 
Hochschullehrer. Die im Abs. 1 genannten 
Personen haben die Verwendung der Hoch­
schulassistenten so zu lenken, daß ihnen bei 
und durch Erfüllung ihrer Dienstpflichten 
die Erbringung wissenschaftlicher Leistungen 
ermöglicht wird." 

2. In § 6 Abs. 4 ist eine Streichung vorge­
nommen worden, und zwar insofern, als der 
Hinweis auf eine nachgewiesene wissenschaft­
liche Eignung im Falle der Weiterbestellung 
wegzufallen hat. § 6 Abs. 4 lautet daher nun­
mehr: 

,,(4) Nachfolgende Weiterbestellungen sind 
auf jeweils 4 Jahre auszusprechen." 

3. Dem § 23 wird ein Absatz 8 angefügt, 
der notwendig ist, da die Änderung des Ge­
haltsgesetzes 1956 noch nicht erfolgen konnte 
und daher eine entsprechende Lösung ge­
funden werden mußte. § 23 Abs. 8 lautet: 

,,(8) Bis zu einer entsprechenden Änderung 
des Gehaltsgesetzes 1956 gebührt den Hoch­
schulassistenten, die zwei Jahre in der höchsten 
Gehaltsstufe eines nichtständigen Hochschul­
assistenten verbracht haben, der Gehalt, der 
ihnen gebühren würde, wenn sie nach Maß­
gabe der Bestimmungen der §§ 8 bis 12  und 49 
des Gehaltsgesetzes 1956 in die fünfte Gehalts­
stufe und in die weiteren Gehaltsstufen (ein­
schließlich der Dienstalterszulage ) der stän­
digen Hochschulassistenten vorgerückt wären. 
Die Bestimmungen dm! § 49 des Gehalts­
gesetzes 1956 sind mit der Abweichung anzu­
wenden, daß an die Stelle von 8 Jahren 
12 Jahre treten." 

Der Unterrichtsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 5. Juli 1962 be­
raten und nach einer Debatte, an der außer 
dem Berichterstatter die Abgeordneten Doktor 
Stella Klein-Löw, Dr. HofenederJ Mahnert, 
Dr. Schönbauer und Dr. Winter sowie der 
Herr Bundesminister für Unterricht Dr. Drim­
mel das Wort ergriffen haben, angenommen. 

Namens des Unterrichtsausschusses stelle 
ich daher den A ntr ag, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (737 der Beilagen) mit den 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Ab­
änderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, beantrage ich die Durchführung der 
General- und Spezialdebatte unter einem. 

Präsident: Der Herr Berichterstatter be­
antragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Ein Einwand hie­
gegen wird nicht erhoben. General- und 
Spezialdebatte werden daher unter einem vor­
genommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Dipl.-Ing. Ludwig Weiß. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Dipl.-Ing. Ludwig Weiß: 
Hohes Haus! Bei allen Debatten der letzten 
Jahre, die sich mit dem Kultur-, Schul- oder Er­
ziehungswesen beschäftigt haben wurde immer 
wieder zum Ausdruck gebracht, daß unsere 
österreichischen Hochschulen nicht Schritt 
halten mit der Entwicklung der Wissenschaft 
und der Forschung. Es wurde Klage geführt 
über das mangelnde Verständnis für die 
wissenschaftliche Forschung und über die 
geringe Förderung des wissenschaftlichen Nach­
wuchses. Diese Selbstanklagen mögen ma:p.ch-
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mal übertrieben gewesen sein, zum großen 
Teil treffen sie aber zu. Es handelt sich aller­
dings dabei nicht um ein rein österreichisches 
Problem. Man hat heute den EindIuck, als 
wenn die Welt von einer unbekannten Macht 
getrieben würde. Die immense technische 
Entwicklung, die sich überstürzenden Ent­
deckungen der Naturwissenschaften bringen es 
mit sich, daß das Gebiet der Wissenschaft 
heute kaum mehr überschaubar ist u.nd daß 
auch den großen Staaten, die miteinander 
wetteifern, beim Ausbau der Schulen und 
der Stätten der Wissenschaft der Atem aus­
geht, wenn sie mit den neuen Erkenntnissen 
und den Erfordernissen mitkommen wollen. 

Wer die Entwicklung in den europäischen 
Staaten, die bessere wirtschaftliche Verhält­
nisse haben als wir, zum Beispiel West­
deutschland oder die Schweiz, in der let:zten 
Zeit verfolgt hat, der weiß, daß auch dort über 
die geringe Dotierung der Hochschulen und 
über den Mangel an wissenschaftlichem Nach­
wuchs Beschwerde geführt wird. 

Sowohl die österreichische Bundesregierung 
als auch das Hohe Haus bemühen sich seit 
längerer Zeit, die bestehenden Schwierig­
keiten zu beseitigen. Dazu waren. und sind 
auch in Zunkuft sowohl Verwaltungs maß­
nahmen als auch Gesetzeswerke notwendig. 

Ich möchte Sie, meine verehrten Damen und 
Herren, aber daran erinnern, daß auf dem 
Hochschulsektor in den letzten Jahren in 
Österreich doch sehr viel geschehen ist. Die 
neuen Institute an unseren Hochschulen, die 
zum Teil fertiggestellt sind, zum Teil dem­
nächst der Benützung übergeben werden, 
legen von diesen Bemühungen Zeugnis ab. 
In den Budgetansätzen der letzten Jahre 
waren größere Beträge zur Förderung der 
Forschung vorgesehen gewesen. Es waren 
leider formale Schwierigkeiten, die durch 
zwei Jahre die Verwendung dieser Beträge 
verhindert haben. 

Der Akademische Rat, ein beratendes Organ 
des Bundesministers für Unterricht, dem nicht 
nur Hochschulprofessoren, sondern auch 
Vertreter aller drei im Hause vertretenen 
Parteien angehören, hat nunmehr einen Weg 
gefunden, um diese Schwierigkeiten zu be­
seitigen und die für die Forschung festgelegten 
Beträge ihrem Zweck zuzuführen,. sodaß in 
der letzten Zeit eine ganze Reihe von sehr be­
deutenden Bestellungen für die österreichi­
sche Forschung getätigt werden konnte. 

Ich erinnere Sie weiter daran, daß wir letzte 
Woche zwei Gesetze beschlossen haben, mit 
welchen die Errichtung zweier Hochschulen, 
in Graz und in Linz, genehmigt wurde. 

Ich erinnere Sie ferner dar an, daß zur Hilfe 
für die Studentenschaft sowohl von meiner 

Fraktion als auch von der Sozialistischen 
Partei je ein Entwurf für ein Studienför­
derungsgesetz eingebracht wurde. Es ist zu 
hoffen, daß der dafür eingesetzte Unter­
ausschuß seine Arbeiten über das Studien­
förderungswerk baldigst beenden kann. 

Weniger erfreulich ist es, daß wir noch 
immer kein neues Hochschulstudiengesetz in 
Österreich zustande gebracht haben. Ich 
nabe gemeinsam mit mehreren Kollegen meines 
Klubs einen Gesetzentwurf eingebracht, der 
im wesentlichen von allen Parteien dieses 
Hohen Hauses gutgeheißen werden könnte. 
Ich bedaure, daß wir vielleicht weniger wegen 
grundsätzlicher Meinungsverschiedenheiten als 
vielmehr wegen der Inanspruchnahme durch 
die in Behandlung stehenden Schulgesetze, 
aus Zeitmangel dieses Gesetz in dieser Periode 
nicht mehr werden verabschieden können. 
Es ist aber vielleicht zweckmäßiger, wenn 
gerade dieses für die österreichische Wissen­
schaft so wichtige Gesetz einer gründlichen 
Prüfung und einem genauen Studium unter­
zogen wird. 

Auf dem Gebiete der Förderung des wissen­
schaftlichen Nachwuchses liegt uns heute ein 
Gesetzentwurf vor, der als ein sehr wichtiger 
Baustein im Aufbau unseres Kulturlebens 
und unserer wissenschaftlichen Institute be­
wertet werden muß. Der vorliegende Gesetz­
entwurf stellt einen Fortschritt dar, wenn 
wir auch zugeben müssen, daß nicht alle 
Wünsche, die besonders von den Assistenten 
vorgebracht wurden, darin ihre Erfüllung 
finden. Er soll auch nur ein erster Schritt 
beziehungsweise eine Vorbereitung zu einem 
Hochschulpersonalgesetz sein, das auch das 
Dienstrecht der Professoren und der anderen 
Mitglieder der Lehrkörper unserer Hochschulen 
zu regeln hätte. 

Mit dem Hochschulassistentengesetz wird 
nun endlich die leidige Frage der wissenschaft­
lichen Hilfskräfte geregelt. Jene jungen Aka­
demiker, die sich der Wissenschaft widmen 
wollen und die bisher nur auf ein J a.hr lautende 
Verträge hatten und deshalb nie sicher waren, 
ob sie ihre wissenschaftliche Arbeit für eine 
allfällige Habilitation zu Ende führen können, 
werden nunmehr als Assistenten angestellt 
werden können, werden einen höheren Gehalt 
bekommen und eine längere Zeitspanne für 
ihre Forschung zur Verfügung haben. Die 
Zahl der Assistenten wird sich erhöhen, und 
der Herr Finanzminister wird eine zusätzliche 
jährliche Belastung von rund 1,7 Millionen 
Schilling auf sich nehmen. 

Der Sinn dieses Gesetzes ist ein mehr­
facher: Das Gesetz soll die dienstrechtliche 
Stellung der akademischen Hilfskräfte und 
Assistenten regeln, es soll ihr Aufgaben-
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gebiet genau umschreiben, ihre wirtschaft­
liche Lage verbessern, die wissenschaftliche 
Arbeit sichern und dieser ausreichende Mög­
lichkeiten geben. Vor allem soll es aber 
unmittelbar der Förderung der wissenschaft­
lichen Forschung in Österreich dienen. Das 
Gesetz sieht ausdrücklich vor, daß die Tätig­
keit der Assistenten auch der Vorbereitung auf 
eine allfällige Laufbahn als akademischer 
Lehrer dienen soll. 

Ein besonderes Kriterium nicht nur der 
österreichischen, sondern der mitteleuro­
päischen Hochschulen überhaupt ist die Ver­
bindung von Forschung und Lehre. Der 
Hochschulprofessor ist nicht nur Lehrer, der 
ein Wissens gut vermittelt, er ist darüber 
hinaus oft auf einem sehr begrenzten Gebiet 
mit intensiver Forschung beschäftigt. 

Die Zweckmäßigkeit dieses Systems der 
Verbindung von Forschung und Lehre ist 
manchmal angezweifelt worden. Man hat 
eine Trennung zwischen dem reinen Schul­
betrieb und den Forschungsinstituten ange­
regt. Die Gefahr, daß sich in diesem Falle 
die Hochschulen zu besseren Mittelschulen 
entwickeln würden, daß das Wissensgut nicht 
mehr aus erster Hand vermittelt werden 
könnte, und viele andere Probleme, die hier 
nicht im Detail erörtert werden sollen, haben 
jedoch nicht nur unsere Hochschulen, sondern 
auch die der meisten anderen europäischen 
Staaten immer wieder dazu veranlaßt, dem 
alten Prinzip der Verbindung von Forschung 
und Lehre treu zu bleiben, wie es auch in 
allen Entwürfen für ein künftiges Hochschul­
studiengesetz vorgesehen ist. 

Die Hochschulassistenten stellen heute den 
Hauptanteil des wissenschaftlichen Nach­
wuchses. Dieser Anteil ist zwar nach Fa­
kultäten verschieden, man kann aber sagen, 
daß 70 bis 90 Prozent der heutigen Hoch­
schulprofessoren einmal Hochschulassistenten 
waren. Früher kam der akademische N ach­
wuchs in der Mehrzahl aus den Reihen der 
sogenannten Privatdozenten. Die Privatdo­
zenten hatten ein sonstiges eigenes Ein­
kommen und konnten sich privat auf die 
wissenschaftliche Laufbahn vorbereiten. Das 
ist heute nur in den seltensten FäHen mög­
lich. Ich möchte allerdings erwähnen, daß 
für die Gebiete der Technik die Professoren 
in erster Linie aus der Praxis genommen 
werden, was selbstverständlich der Natur 
der Sache entspricht. Heute kommt aber 
noch dazu, daß einzelne Forschungsgebiete 
ohne sehr teure und komplizierte Apparate 
überhaupt nicht studiert werden können. 
Zum Beispiel ist Kernforschung aus reiner 
Privatinitiative unmöglich, weil dazu Anlagen 
erforderlich sind, die sehr hohe Kapitalien 

erfordern, die oft überhaupt nur durch eine 
Zusammenarbeit auf internationaler Ebene 
aufzutreiben sind. Einen Begriff davon, was 
moderne Kernforschung bedeutet, bekommt 
der, der sich einmal die Anlagen von Saclay 
bei Paris oder der CERN bei Genf ansieht. 
Aber auch dieselnstitute,die ursprünglich als 
reine Forschungsinstitute gedacht waren, haben 
enge Verbindung mit den Hochschulen auf­
genommen. Saclay arbeitet zum Beispiel mit 
der naturwissenschaftlichen Fakultät der Sor­
bonne zusammen und hat heute dem For­
schungsinstitut eine Lehrabteilung ange­
gliedert. Also auch hier ist die Tendenz 
zu einer Zusammenfassung, zu einer Gemein­
samkeit von Forschung und Lehre vor­
handen. 

Die Assistenten waren früher ausführende 
Organe und untergeordnete Helfer der Pro­
fessoren. Heute sollen sie die ersten wissen­
schaftlichen Mitarbeiter ihrer Professoren an 
den Instituten sein. Sie sollen nicht nur 
den Studierenden Ratschläge erteilen, sondern 
sie halten darüber hinaus selbständige Übungen 
und Seminare und im Namen ihrer Vorstände 
auch Vorlesungen ab. Ohne Assistenten ist 
heute der Dienstbetrieb an den Lehrkanzeln 
und an den Instituten nicht mehr denkbar. 
Damit sollen aber keineswegs Mammutlehr­
kanzeln geschaffen werden. 

Daß die Zahl der Assistenten und der wissen­
schaftlichen Hilfskräfte zu gering ist, ist uns 
allen bekannt. Ich möchte mich jedoch 
der Meinung des deutschen Wissenschafts­
rates anschließen, die personelle Vermehrung 
dürfe sich nicht so vollziehen, daß nur der 
Unterbau der verschiedenen Hilfskräfte immer 
weiter verbreitert wird und allenfalls einige 
zusätzliche Extraordinarien geschaffen wer­
den, sondern es soll ein gesunde� Gleich­
gewicht zwischen Professoren, Hilfskräften 
und Assistenten hergestellt werden, und der 
Charakter der Hochschule als einer Gemein­
schaft gleichberechtigter Gelehrter soll ge­
wahrt bleiben. 

Der Mehrjahresplan des Bundesministeriums 
für Unterricht sieht für die wissenschaft­
lichen Hochschulen und Bibliotheken zu­
sätzlich 459 Assistentenposten und 303 wissen­
schaftliche Hilfskräfte neben zusätzlichen Or­
dinarien und Extraordinarien vor. Die Ver­
mehrung der Assistentenposten ist auch not­
wendig, wenn die Assistenten genügend Zeit 
haben sollen, jenen Wunsch zu erfüllen, 
der im Gesetz niedergelegt ist, nämlich sich 
auf ihre wissenschaftliche Fortbildung, auf 
einen späteren Lehrberuf vorzubereiten. 

Hat das Hochschulassistentengesetz 1948 
bereits Verbesserungen gebracht, so wird erst 
durch das vorliegende Gesetz die neue, im 

343 
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Gegensatz. zu früher viel umfassendere Stellung 
des Assistenten gewürdigt. In den Erläutern­
den Bemerkungen ist angeführt, daß zum ersten 
Mal versucht werden soll, die Dienstpflichten 
der Assistenten zu umschreiben. Es geht aus 
§ 4 der Gesetzesvorlage hervor, daß zu den vielen 
anderen Aufgaben, die ein Assistent zu er­
füllen hat, auch die der Vorbereitung auf die 
wissenschaftliche Lauf bahn gehört. Das heißt, 
daß die Assistenten nicht nur die Erfüllungs­
gehilfen ihres Profe.ssors und des Institutes 
sind, dem sie angehören, sondern sie haben 
auch die Pflicht, sich auf die wissenschaftliche 
Laufbahn vorzubereiten; das heißt also, daß 
sie sich habilitieren sollen. Man konnte oft 
hören, daß die Habilitation das Privatver­
gnügen des einzelnen sei. Es muß heute aber 
gesagt werden, daß ein Assistent, der nie den 
Gedanken faßt, Dozent �u werden, den Hoch­
schulboden lieber wieder verlassen soll. 

Aus diesen Gesetzesbestimmungen ergeben 
sich auch verschiedene andere Konsequenzen, 
etwa die, daß die Assistenten im V orlesungs­
verzeichnis genannt werden, wenn sie V or­
lesungen oder Übungen abhalten. Eine Besser­
stellung ist auch durch die Verlängerung der 
Bestellung auf vier Jahre eingetreten. Wichtig 
ist auch, daß Assistenten, die bereits die Do­
zentur besitzen, schon nach zehn Jahren 
definitiv angestellt werden. 

Wissenschaftliche Hilfskräfte werden in Zu­
kunft, wie der Berichterstatter ausgeführt hat, 
nur noch Studierende sein. Auch das ist 
positiv zu bewerten. Dadurch wird be­
gabten Studenten, die an der Wissenschaft 
interessiert sind, die Möglichkeit eröffnet, sich 
frühzeitig wissenschaftlich zu betätigen, und 
es wird ihnen dafür auch eine gewisse materielle 
Unterstützung zuteil. 

Es soll nicht verhehlt werden, daß 
noch manches zu tun ist. Sowohl Hoch­
schullehrer als auch Assistenten sind mit 
Schreibarbeiten und anderen administra­
tiven Arbeiten überlastet und müssen ihre 
kostbare Zeit oft mit einer Tätigkeit ver­
trödeln, die leicht von Schreibkräften oder von 
weniger vorgebildeten Kräften besorgt werden 
könnte. 

Mit einer dienstlichen Besserstellung und 
einer besseren Bezahlung allein werden wir 
aber das Nachwuchsproblem nicht lösen kön­
nen. Es muß auch versucht werden, jungen 
und fähigen Menschen entsprechende Arbeits­
möglichkeiten durch die Schaffung von mo­
dernen Instituten zur Verfügung zu stellen. 
Die Ausführung des schon einmal erwähnten 
Mehrjahresplanes der österreichischen Hoch­
schulen, der den Neubau von Instituten, die 
Schaffung zusätzlicher Lehrkanzeln, die Be­
schaffung von Forschungsanlagen und so 
weiter vorsieht, sollte beschleunigt werden. 

Auch materiell sind noch manche Wünsche 
offen. In der Bundesrepublik, in der Schweiz, 
in den Niederlanden bekommt ein Assistent 
nach sechs Dienstjahren zum Beispiel 1000 bis 
2000 D-Mark beziehungsweise Schweizer Fran­
ken. Bei Einrechnung des 13 .  und 14.  Monats­
gehaltes kommt in Österreich ein Assistent 
mit der gleichen Dienstzeit auf ungefähr 3500 
bis 4000 S. Dieser Unterschied in den Be­
zahlungsverhältnissen verursacht einen Sog, 
dem nicht nur Professoren, sondern auch 
Assistenten zum Opfer fallen. Es ist nicht 
verwunderlich, wenn nun Wissenschaftler im 
Ausland eine Betätigung suchen oder wenn 
Professoren den Ruf an ausländische Lehr­
kanzeln annehmen. 

Die Berufung eines österreichischen Ge­
lehrten ins Ausland ist noch lange kein natio­
nales Unglück, es ist vielmehr ein erfreuliches 
Zeichen für das immer noch hohe Ansehen 
unserer Wissenschaftler. Der österreichische 
Staat sollte sich aber bemühen, diese hoch­
qualifizierten Kräfte zu gegebener Zeit wieder 
für die Heimat zurückzugewinnen. Das 
Schlimme besteht nicht darin, daß unsere 
Wissenschaftler Berufungen in das Ausland 
bekommen, sondern darin, daß die Bilanz, 
die sich aus den Abwanderungen und Neuge­
winnungen beziehungsweise Rückwanderungen 
ergibt, für uns im großen und ganzen negativ 
ist. Wir verlieren hochqualifizierte Leute ans 
Ausland und können bei Berufungen oft nur 
solche Wissenschaftler bekommen, die die 
österreichischen Hochschulen als Durchgangs­
station ansehen, um zu einer besser dotierten 
Lehrkanzel in Deutschland, in der Schweiz 
oder sonstwo zu gelangen. Unser Ziel sollte 
es also sein, hervorragende Fachleute zu ge­
winnen, hervorragende österreichische Fach­
leute, die sich im Auslande bewährt haben, 
nach Möglichkeit wieder zurückzuholen. 

Es darf nicht nur stets von der Integration 
auf wirtschaftlichem Gebiet gesprochen wer­
den, es muß auch an die kulturelle Integration 
gedacht werden; sie jst nur möglich durch eine 
Zusammenarbeit der Universitäten und der 
Hochschulen und durch den Austausch nicht 
nur von Studenten, sondern auch von Lehrern 
zwischen den einzelnen Hochschulen der euro­
päischen Staaten. 

Man hat aber oft den Eindruck, daß unsere 
österreichische Öffentlichkeit zuwenig mit un­
seren hohen Bildungsstätten mitlebt, ja viel 
zuwenig Bescheid weiß über das, was heute 
auch die österreichische Wissenschaft leistet. 
Ihre Tätigkeit bleibt meist verborgen, und wir 
vermissen auch in unserer Presse Meldungen 
über die Ergebnisse und die Erfolge österrei­
chischer wissenschaftlicher Tätigkeit. 

Man darf nicht glauben, daß nur epochale 
Leistungen der Physik, die Entdeckung neuer 
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Kernteilchen oder der Abschuß eines Satelliten 
als wissenschaftliche Leistungen zu werten 
sind. Es dürfen auch die Geisteswissenschaften 
nicht unterschätzt werden. Ich will nur zwei 
kleine Beispiele aus dem Gebiet der Geistes­
wissenschaften nennen: Unternehmungen wie 
die große Ausgabe "Denkmäler der Tonkunst 
in Österreich" oder das in den ersten Liefe­
rungen jetzt in Druck gehende "Wörterbuch 
der österreichischen Mundarten" haben inter­
nationales Format, werden im Ausland an­
erkannt und würden mehr Aufmerksamkeit 
auch von seiten der Öffentlichkeit und der 
Presse verdienen. 

Der junge Wissenschaftler wäre oft besser 
bedient, wenn er mehr angeeifert, mehr gelobt 
würde, wenn er erkennen würde, wie sehr man 
an seiner Arbeit in Österreich Anteil nimmt. 
Er würde sich vielleicht mit einem kleineren 
Gehalt begnügen und in unserem Lande 
bleiben. 

Das neue Gesetz ist ein Gesetz für unsere 
akademische Jugend, ein Gesetz für unsere 
intelHgenten und ambitionierten jungen Men­
schen, an deren Erfolgen wir Österrei eher 
auf - das äußerste interessiert sein müßten. 

Meine Fraktion wird der Gesetzesvorlage die 
Zustimmung geben. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Abgeordneter Mahnert. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Mahnert: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Wir Freiheitlichen be­
grüßen dieses Gesetz. Die Sicherung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses ist eines der 
wesentlichsten Anliegen, die in Österreich 
zu vertreten sind. Alle drei Parteien, also 
auch wir, haben auf die Situation in dieser 
Hinsicht schon wiederholt hingewiesen. 

Im speziellen Fall haben gerade die As­
sistenten, also die, die den wissenschaftlichen 
Nachwuchs darstellen, schon seit Jahren 
Wünsche in einer ganz bestimmten Richtung 
geäußert. Ich habe mich schon in der Budget­
debatte des Jahres 1959 zum Dolmetsch 
dieser Wünsche machen können. 

Diese Wünsche gehen in drei Zielrichtungen. 
Es geht den Assistenten, unserem wissen­
schaftlichen Nachwuchs, in erster Linie darum, 
daß Arbeitsbedingungen geschaffen werden, 
die ihnen wirklich die wissenschaftliche Weiter­
bildung, die wissenschaftliche Tätigkeit er­
möglichen. Die Wünsche gehen in zweiter 
Linie dahin, die soziale Sicherheit dieser 
Gruppe zu erhöhen, und sie gehen in dritter 
Linie nach einer entsprechenden finanziellen 
Besserstellung . 

. 

Das vorliegende Gesetz befaßt sich nun 
mit der zweiten und dritten Zielrichtung, 
also mit der sozialen Besserstellung und 

mit einer finanziellen Verbesserung. Wenn, 
wie schon erwähnt wurde, auch nicht alle 
Wünsche erfüllt werden konnten, ist ohne 
Zweifel hier ein Fortschritt zu registrieren, 
den auch wir selbstverständlich gerne an­
erkennen. 

Es ist selbstverständlich, daß die Frage 
der sozialen Sicherheit bei dieser spezifischen 
Gruppe, bei der Gruppe der Assistenten, be­
stimmte Grenzen hat. Denn wir dürfen nicht 
außer acht lassen, daß es sich dabei ja um 
Menschen handelt, die noch in Ausbildung 
stehen, die auf die Hochschullaufbahn vor­
bereitet werden sollen, daß vor die soziale 
Sicherheit noch das Moment der Auslese, das 
Kriterium der Eignung, das Kriterium der 
Begabung und der Leistung zu setzen ist. 
Der Assistent kann daher kein Beamter 
sein, der sicher auf seinem Sessel sitzt, sondern 
er muß sich in seiner Aufgabe bewähren, 
und nur diese Bewährung kann darüber ent­
scheiden, wie weit eben auch seine soziale 
Sicherheit geht. 

Es schien mir wesentlich, daß wir in diesem 
Gesetz verankern - es entspricht auch einem 
Wunsch der Assistenten -, daß die Assistenten­
laufbahn vor allem die Aufgabe der Vor­
bereitung auf die Hochschullehrerlaufbahn 
hat. Ein entsprechender Passus war in der ur­
sprünglichen Vorlage nicht vorgesehen, und ich 
habe daher in der Ausschußsitzung vor­
geschlagen, doch diese wesentliche und ent­
scheidende Aufgabe der Assistentenlaufbahn 
auch gesetzlich zu verankern. Erfreulicherweise 
haben sich sowohl der Herr Unterrichts­
minister wie auch beide Regierungsparteien 
dieser Auffassung angeschlossen, die dann 
auch ihren Nieders,chlag in dem vom Be­
richterstatter vorgetragenen Antrag aller drei 
Parteien gefunden hat. Es ist also nunmehr 
gesetzlich verankert, daß die Assistenten­
laufbahn im wesentlichen eine Vorbereitung 
auf die Hochschullehrerlaufbahn bedeutet. 

Diese Verankerung im Gesetz weist uns 
aber auch auf die Mängel hin, die wir auf 
diesem Gebiet noch festzustellen haben. Die 
Situation an unseren österreichischen Hoch­
schulen schränkt den Assistenten die Mög­
lichkei� sich wirklich auf ihre Laufbahn 
vorzubereiten, in einem ganz erheblichen 
Maß ein. Und das ist das dritte Anliegen -
ich will es als erstes Anliegen bezeichnen -: 
Der Assistent hat den Wunsch, die Arbeits­
möglichkeiten vorzufinden, die ihm wirklich 
die Vorbereitung auf die akademische Lauf­
bahn ermöglichen. Ich glaube - ich habe 
das deswegen schon vorangestellt -, daß 
diese Zielrichtung die entscheidende ist. Denn 
jemand, der sich für die wissenschaftliche 
Laufbahn entscheidet, bringt eine große Por-
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tion Idealismus mit, er braucht die Hingabe 
und die Liebe zur Wissenschaft, er braucht 
das Gefühl einer Berufung, durchwegs Mo­
mente, die nur einem Idealismus entspringen 
können. Daher glaube ich, daß diese Auf­
gabe, für ihn die entsprechenden Arbeits­
voraussetzungen zu schaffen, noch entschei­
dender und noch wesentlicher ist als die 
Fragen der sozialen Sicherheit und die damit 
zusammenhängenden finanziellen Fragen. 

Diese Zielsetzung bedeutet, daß der Assistent 
nach Möglichkeit freigemacht werden sollte 
von Aufgaben, die ihn heute belasten und 
die ihn daran hindern, dieser eigentlichen 
wissenschaftlichen Aufgabe zu dienen. Heute 
ist die Situation so - ich darf das dann 
mit einigen Zahlen belegen -, daß der Assistent 
auf der einen Seite mit einer Fülle von Ver­
waltungsaufgaben belastet ist, die ihn daran 
hindern, sich wirklich der wissenschaftlichen 
Arbeit zu widmen, und auf der anderen Seite 
erhält der Assistent als Folge der Über­
lastung der Professoren auch Kompetenzen, 
denen er naturgemäß als ein selbst in Aus­
bildung stehender Mensch nicht gewachsen 
sein kann. Heute ist die Praxis an vielen 
österreichischen Hochschulen so - ich habe 
diese Frage im Ausschuß angeschnitten -, 
daß der Assistent se�bständig, nicht nur 
als Mitarbeiter seines Professors, prüft, daß 
er selbständig benotet und klassifiziert. Ich 
glaube, daß ihm damit eine Verantwortung 
übertragen wird, der er naturgemäß nicht 
gewachsen sein kann. Der in manchen Fällen 
nur wenige Jahre, wenige Semester Ältere 
kann nicht über die notwendige Menschen­
kenntnis, über die notwendige Reife ver­
fügen, die bei einer für den Studierenden 
so schwerwiegenden Entscheidung wie dem 
Ergebnis einer Prüfung eben notwendig ist. 

Als ich diese Frage im Ausschuß ange­
schnitten habe, hat der Herr Minister mir 
mitgeteilt, daß das eine Frage sei, die im 
Hochschulstudiengesetz ihre Erledigung fin­
den müsse. Aber ich glaube, daß wir auch 
in diesem Zusammenhang diese Frage an­
schneiden müssen, denn die Situation der 
Überfüllung, die ich dann kurz mit Zahlen 
belegen werde, der Überlastung de" Pro­
fessoren, der Assistenten und der Studierenden 
führt für alle diese drei Gruppen zu ejner 
ganz erheblichen Benachteiligung. Für den 
Professor liegen heute die Dinge so, daß das 
frühere ideale Verhältnis zwischen Lehrer 
und Schüler praktisch verlorengegangen ist, 
daß die persönliche Einflußnahme, die per­
sönliche Wirkung nicht mehr möglich ist 
wie in früh.eren Zeiten, als sie Persönlich­
keiten auf wissenschaftlichem Gebiet geprägt 
hat. Diese Möglichkeit ist fortgefallen, weil 

das zahlenmäßige Verhältnis von Professor 
zu Studierenden zu ungünstig geworden ist. 
Für den Assistenten sind die Folgen die, 
die ich schon skizziert habe: auf der einen 
Seite Überlastung mit Verwaltungsaufgaben, 
auf der anderen Seite Kompetenzen, die 
ihm nicht zustehen, die er nicht ausfüllen 
kann. Und für den Studierenden ist ebenso 
wie für den Professor der Nachteil des 
Fehlens des persönlichen Kontaktes zwischen 
Lehrer und Studierendem gegeben. Der Stu­
dierende ist heute in einem weitgehenden und 
erschreckenden Maße an den Hochschulen 
auf sich selbst, auf seine eigene Arbeit ange­
wiesen. Er kann heute naturgemäß - daraus 
kann keinem der Professoren ein Vorwurf 
gemacht werden - nicht die Unterstützung 
durch die Persönlichkeit des Professors finden, 
die unbedingt notwendig wäre. Dieses Auf­
sich-selbst-Angewiesensein, dem der Stu­
dierende heute ausgesetzt ist, führt fast 
zwangsläufig zu einer Verlängerung des Stu­
diums in einer ganz großen Zahl der Fälle. 
Es ist heute einfach nicht mehr möglich, 
in der vorgesehenen Zeit ein Studium zu 
absolvieren, außer in Ausnahmefällen. Die 
Zahlen, die ich Ihnen kurz vortragen will, 
sollen das erläutern: 

Wenn ich feststelle, daß an der Universität 
Wien auf einen ordentlichen Professor 
126 Hörer kommen, an der Technik Graz 
1 20, an der Technik Wien 104, an der Uni­
versität Graz 79 und an der Universität 
Innsbruck 64, dann sind das Zahlen, die be­
weisen, daß der persönliche Kontakt in dem 
notwendigen und wünschenswerten Ausmaß 
einfach nicht mehr möglich ist. Auch das 
Verhältnis der Assistenten zu den Hörern 
ist noch denkbar ungünstig. Wenn wir uns 
etwa daran erinnern, daß bei der Schulgesetz­
gebung jetzt als Normzahl 36 Schüler für eine 
Klasse vorgesehen sind, dann scheint uns das 
Verhältnis, wie wir es an der Hochschule vor­
finden, auch bei den Assistenten, die wir als 
Zwischenglied zwischen Professoren und Stu­
dierenden ansehen, ungesund zu sein. An der 
Technik Graz kommen auf einen Assistenten 
60 Hörer, an der Universität Wien sind es 43, an 
der Universität Graz 41 , an der Technik Wien 37 
und an der Universität Innsbruck 34. Wir 
haben hier ein Zahlenverhältnis, das sich 
zwangsläufig für alle beteiligten Gruppen 
negativ auswirken muß. 

Woher kommt diese Erscheinung? Sie ist 
eine Folge der Überfüllung unserer Hoch­
schulen, die immer wieder festgestellt worden 
ist, eine Situation, die auch die Rektoren­
konferenz, die am 4. Juli in Salzburg getagt 
hat, wiederum festgestellt hat. Hier gäbe es 
zwei Wege der Behebung: Der eine Weg, diese 
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Situation an den österreichischen Hochschulen 
zu beheben, wäre, die räumliche und personelle 
Situation zu verbessern. Das wäre der wün­
schenswerte, der schöne, der ideale Weg. 
Auf diesem Weg sind wesentliche Erfolge bisher 
nicht erzielt worden. Ich darf kurz zitieren, 
was die Rektorenkonferenz zu dieser Frage 
feststellt: 

"Die Rektorenkonferenz der österreichi­
schen Hochschulen stellt abermals mit größtem 
Befremden fest, daß die anläßlich des Kampfes 
um das Kulturbudget für 1962 gegebenen 
Zusicherungen für den baulichen Aufwand 
der Hochschulen keinerlei Verwirklichung ge­
funden haben. Sie erinnert daran, daß die 
HOlfhschulen lediglich auf Grund dieser Zu­
sicherungen von drastischen Maßnahmen, die 
eine Beschränkung der Hörerzahl auf das 
durch Raum und Personal gegebene Maß 
zur Folge gehabt hätten, abgesehen haben 
und nur in der Hoffnung auf eine baldige Ent­
lastung die durch die übergroße Hörerzahl ge­
gebene zeitliche und verantwortungsmäßige 
Überlastung auf sich genommen haben. Die 
Rektorenkonferenz verweist nachdrücklich dar­
auf, daß es sich nicht nur um die Bereitstellung 
der notwendigen Mittel, sondern auch um eine 
entsprechende Dringlichkeitsreihung handelt, 
deren Festsetzung ebenso wichtig wäre wie die 
Finanzierung. Die Hochschulen wären bei 
Nichterfüllung dieser Forderungen gezwungen, 
die oben angeführten Maßnahmen durchzu­
führen." 

Damit weist die Rektorenkonferenz auf den 
zweiten möglichen Weg hin. Wenn es also nicht 
gelingt, die baulichen, räumlichen und per­
sonellen Voraussetzungen entsprechend zu ge­
stalten, so bleibt als zweiter Weg nur der hier 
angedeutete Weg einer Einschränkung der 
Hörerzahlen, ein sehr, sehr bitterer Weg, denn 
die Einführung eines Numerus clausus ist 
immer eine sehr, sehr bittere und mit Nach­
teilen verbundene Maßnahme. Es ist be­
greiflich, daß an diese Frage eigentlich noch 
niemand richtig herangehen wollte. Ich 
glaube aber, daß die Situation hier zwingend 
wird und daß wir doch Wege suchen müssen, 
um zu einer Besserung der Verhältnisse an 
unseren Hochschulen zu kommen. 

Nun ist es für uns alle wohl selbstverständ­
lich, daß wir zu einer Einschränkung der Za.hl 
der inländischen Studierenden nicht kommen 
wollen. Im Gegenteil, wir beraten ja Maß­
nahmen, wie etwa das Studienförderungs­
gesetz, die das Gegenteil bewirken, die die 
Möglichkeit bieten sollen, auch neuen, bisher 
nicht in dem Ausmaß erfaßten Kreisen die Ge­
legenheit einer hochschulmäßigen Ausbildung 
zu geben. Wir wollen also nicht den Weg 
gehen, unseren eigenen Nachwuchs irgendwie 

einzuschränken. Dann bleibt aber eigentlich 
nur der Weg, zu einer Einschränkung des 
Studiums der Ausländer zu kommen. 

Der Anteil der ausländischen Studierenden 
in Österreich ist, wie Ihnen bekannt ist, außer­
ordentlich hoch. Ich darf Ihnen die Prozent­
sätze noch einmal in Erinnerung rufen: An 
der Technik in Wien studieren 15  Prozent 
Ausländer, an der Universität Wien 17,5 Pro­
zent, an der Universität Graz 25 Prozent, an 
der Universität Innsbruck 46 Prozent und an 
der Technik in Graz 59 Prozent. An sämtlichen 
österreichischen Hochschulen beträgt der An­
teil der Ausländer durchschnittlich 25 Prozent, 
also ein Viertel. 

Daß auch hier ein Numerus clausus eine 
sehr, sehr harte und bittere Maßnahme wäre 
daran ist gar kein Zweifel. Die ideellen und auch 
materiellen Bedenken, die gegen eine Ein­
schränkung bestehen, sind oft besprochen 
worden, sie sind bekannt und werden auch von 
uns nicht von der Hand gewiesen. Die ideelle 
Bedeutung der Entwicklungshilfe, die wir auf 
diesem Sektor leisten, ist an sich ebenso 
schwerwiegend oder noch schwererwiegend 
als etwa materielle Gesichtspunkte, die hier 
auch eine Rolle spielen. Ich glaube aber, daß 
wir im Interesse unseres eigenen Nachwuchses 
doch darangehen müssen, entsprechende Maß­
nahmen zu finden. Ob man hier den Weg eines 
Numerus clausus wählt oder ob man, was viel­
leicht zweckmäßiger wäre, die Aufnahme­
bedingungen an österreichischen Hochschulen 
für Ausländer etwas schärfer faßt, etwa 
höhere Anforderungen hinsichtlich der Be­
herrschung der deutschen Sprache oder son­
stige . Voraussetzungen stellt, ist eine Frage 
der Überlegung. Ich wollte aber gerade im 
Zusammenhang mit diesem Gesetz doch diese 
Frage wiederum im Parlament aufwerfen als 
eine der Fragen, die mit darüber entscheiden 
ob Österreich den entsprechenden wissen� 
schaftlichen Nachwuchs haben wird oder nicht. 

Wir geben diesem Gesetz unsere Zustim­
mung, und wir tun es in der Erwartung, daß 
auch die entscheidende Frage, die bisher noch 
keine Erledigung finden konnte, schrittweise 
gelöst wird: daß zu der sozialen Sicherheit und 
zu den finanziellen Verbesserungen, die unser 
wissenschaftlicher Nachwuchs erfahren hat 
als nächstes auch hinzutreten wird, daß di� 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß 
er wissenschaftlich arbeiten und daß er 
wirklich das erfüllen kann, was in diesem Gesetz 
steht: nämlich sich vorzubereiten auf die 
Laufbahn des Hochschullehrers. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich die 
Frau Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw. Ich 
erteile es ihr. 
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Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw: Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Nicht nur 
in Österreich, sondern in ganz Europa und in all 
den Ländern, in denen Hochschulen existieren, 
stehen das Hochschulwesen, die Hochschüler, 

. die Hochschulprofessoren im Mittelpunkt nicht 
nur des Interesses, sondern auch der öffent­
lichen Diskussion. 

Die Hochschule gibt uns heute sehr viele 
Probleme auf. Da sind zunächst die sogenann­
ten äußeren Probleme, über die hier schon 
andeutungsweise gesprochen wurde, die Über­
füllung der Hochschulen, die Unterbringung 
der Studenten. Was kann man tun, damit die 
jungen Menschen, die wohl das Zeug dazu 
hätten, auf einer Hochschule zu studieren, aber 
nicht das Geld, die Mittel, doch auf die Hoch­
schule zu kommen? Das sind keine äußeren 
Faktoren, sie greifen sehr stark in die Struktur 
der Hochschule ein. Die richtige Auslese der 
Studenten, das Verhältnis der Hochschule zum 
Beruf und zum Leben, zu den heutigen Ge­
gebenheiten, zur Bildungsgesellschaft von heute, 
Hochschule und Forschung, das alles sind 
Probleme, an denen die ganze Welt interessiert 
ist. 

Man kann fragen, wenn man hört, wie sehr 
die Hochschulen überfüllt sind: Gibt es zu 
viele Menschen, die studieren wollen und 
tatsächlich studieren � Ich glaube, die Antwort 
darauf muß doch sein: Es kann nicht genug 
Menschen geben, die sich dem Studium, der 
Forschung, der Wissenschaft hingeben, 
die arbeiten und studieren wollen! Alle diese 
Probleme sind unsere Probleme, die Probleme 
aller Menschen, die die Zeit so sehen, wie sie 
ist. 

Die Materie, die in diesem Gesetz auf den 
ersten Blick trocken erscheinen mag und die 
den Inhalt des Gesetzes bildet, fügt sich doch 
irgendwie in den Gesamtkomplex der Hoch­
schulfragen ein. Es ist das zweite Gesetz, das 
diese Fragen behandelt. Das erste Gesetz vom 
Jahre 1948 gab die Grundlagen, dieser Gesetz­
entwurf soll das Gesetz aus dem Jahre 1948 ver­
bessern. 

Im Mittelpunkt der beiden Gesetze stehen 
die Hochschulassistenten, die wissenschaft­
lichen Hilfskräfte, die Demonstratoren und 
Vertragsassistenten an den Hochschulen und 
an der Akademie der bildenden Künste. Wer 
an einer Hochschule gearbeitet hat, weiß, 
welchen Wert und welche Bedeutung die 
Arbeit des Assistenten hat. Nehmen wir ein­
mal das an, was jetzt in fast allen Ländern 
Realität ist: eine überfüllte Hochschule. Der 
Student ist sehr oft einer von vielen. Von 
meinem verehrten Vorredner wurden einige 
Zahlen genannt. Das sind Durchschnitts­
zahlen, die meisten Professoren haben mehr 

Hörer, als hier gesagt wurde. Wenn also die 
Überfüllung der Hochschule eine Tatsache ist, 
mit der man rechnen muß, so bedeutet gerade 
der Assistent, gerade der Mann, mit dem der 
Student, die Studentin zuerst und am ehesten 
in Kontakt kommt, sehr viel. Er gibt dem 
Studenten die Anleitung, er hilft ihm, er führt 
ihn den Weg, den ihn der Professor führen 
sollte, wenn er die Zeit und die Möglichkeit 
dazu hätte, wenn er so wenige Studenten 
hätte, daß er sich jedem widmen könnte. 

Die Unterstützung der Inhaber von Lehr­
kanzeln ist die zweite Aufgabe der Hochschul­
assistenten, über deren Wichtigkeit ich gar 
nicht sprechen muß. Die Mitarbeit an der 
wissenschaftlichen Tätigkeit der Professoren 
nimmt verschiedene Formen an, aber sie ist 
von großer Wichtigkeit. Und nun als letzten 
Punkt, aber einen sehr wichtigen: Wissen­
schaftliche Arbeit im Dienste der Forschung 
und des Lebens soll der Assistent leisten! 

Die hier kurz skizzierten Aufgaben der Hoch­
schulassistenten, der wissenschaftlichen Hilfs­
kräfte, der Demonstratoren, ihre Rechte und 
ihre Pflichten, bilden den Inhalt dieses Ge­
setzes. Während bisher nach den geltenden 
Bestimmungen in erster Linie Absolventen eines 
Hochschulstudiums als wissenschaftliche Hilfs­
kräfte und klinische Hilfsärzte in ein vertrags­
mäßiges Dienstverhältnis aufgenommen wur­
den und es Studenten höherer Se'mester nur 
ausnahmsweise gestattet war, als wissen­
schaftliche Hilfskräfte zu arbeiten, so sollen 
jetzt Männer und Frauen, die sich dieser 
Arbeit widmen wollen, wenn sie ihre Hoch­
schulbildung abgeschlossen haben, sofort in 
ein pragmatisches Dienstverhältnis treten, die 
Studenten aber als wissenschaftliche Hilfs­
kräfte in einem vertragsmäßigen Dienstverhält­
nis stehen. 

Was bedeutet das � Das bedeutet für die 
erste Gruppe der Hochschulassistenten die 
Sicherheit, das Sich-Verlassen-Können darauf, 
daß man als Pragmatisierter in einem länger­
dauernden Anstellungsverhältnis arbeiten kann. 
Für die Studenten als wissenschaftliche Hilfs­
kräfte aber bedeutet das sehr viel! 

Ich habe fragen gehört, ob damit die Proble­
matik des Werkstudententums nicht schon 
hier auflebt, die Problematik des Werkstuden­
ten, der während semes Studiums arbeitet, um 
studieren zu können. Ich glaube, wir müssen 
sagen: Das, was am Werkstudententum positiv 
ist, ist hier zu bemerken, das aber, was negativ 
ist, fehlt. Es ist nur wünschenswert, daß 
Studenten frühzeitig in ihre Berufung und 
ihren Beruf eingeführt werden. Schlimm ist es, 
wenn sie durch ihre Arbeit von ihrem Studium 
abgelenkt werden. Die Möglichkeit, die der 
Student hat, in einem Vertragsverhältnis 
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stehend wissenschaftliche Arbeit zu leisten, 
gleichzeitig die Lehrkanzel kennenzulernen, mit 
seinem Professor zusammenzuarbeiten, diese 
Sicherheit und diese Gewißheit können nicht 
hemmend sein beim Studium, sondern sie 
können nur helfen. Der Student findet Eingang 
in seine Berufs- und Forschungswelt, über­
windet die ersten Schwierigkeiten, lernt, sich 
in dieser Welt zurechtzufinden. Der aber, der 
schon den Hochschulgrad hat, hat die Möglich­
keit, in einer halbwegs gesicherten Position 
am Lehrwerk des Professors mitzuarbeiten, 
sich aktiv an der Forschungsarbeit zu beteili­
gen, aber auch aus eigenem zu forschen und 
zu arbeiten. 

Ich erwähne nur, daß vielleicht viele in den 
Titeln eine Prestigesteigerung der Hochschul­
assistenten sehen werden, will aber dazu nicht 
weiter sprechen. 

Zum erstenmal wird in diesem Gesetz ver­
sucht, die Dienstpflichten des Assistenten zu 
umreißen. Er ist also Mitarbeiter des Inhabers 
der Lehrkanzel und des Vorstandes eines 
Institutes. Er soll aber auch die Fähigkeit 
zur wissenschaftlichen Ar beit er pr 0 ben. Er 
soll die gründliche Erweiterung seiner fach­
lichen Ausbildung vornehmen. Seine Tätigkeit 
wird wohl auch administrative Aufgaben 
umfassen. Hier muß gesagt werden, daß es 
wünschenswert wäre, daß diese administrativen 
Tätigkeiten nicht zuviel Zeit in Anspruch 
nehmen. Nicht bürokratische, sondern wissen­
schaftlich interessierte junge Menschen sollen 
zu Assistenten und dann zu Dozenten heran­
wachsen. Sie sollen die ärztlichen oder sonsti­
gen Pflichten kennen und lernen, sie zu erfüllen. 
Sie sollen forschen, sie sollen der wissenschaft­
lichen Lehre dienen. 

Zum erstenmal findet man in diesem Gesetz 
die Bestimmung, daß die Assistenten bei Lehr­
veranstaltungen eingesetzt werden können. 
Der Hochschulassistent, der dabei verantwort­
liche Mitarbeit leistet, ist ins Vorlesungs­
verzeichnis aufzunehmen. Das ist eine Äußer­
lichkeit, aber sie ist begrüßenswert und absolut 
richtig. Es finden sich Vorschriften über die 
Dauer der Bestellung und so weiter . Bis jetzt 
gab es nur eine Bestellung auf zwei Jahre, 
jetzt wird sie auf mehr Jahre, also regelmäßig 
auf vier Jahre, erweitert. Auch dadurch ist 
eine größere Sicherheit gegeben. 

Es ergibt sich' daraus etwas Wesentliches 
für die wissenschaftliche Arbeit : Die Assisten­
ten haben mehr Zeit, sie wissen, daß sie über 
mehr Zeit verfügen werden, sie werden sich 
daher auch eher trauen, eine schwierige 
längere Arbeit anzupacken, weil sie wissen, 
daß sie sie auch werden vollenden können. 
Ein Hochschulassistent kann über zehn Jahre 
hinaus weiterbestellt werden, wenn er die 

Lehrbefugnis als Hochschuldozent anstrebt, 
wenn man also erwarten kann, daß er Hoch­
schuldozent wird. 

All das gibt den jungen Menschen, dem 
Nachwuchs auf wissenschaftlichem Gebiet, 
Mut und Zuversicht. Dazu werden ihnen noch 
die Vordienstzeiten angerechnet, und es finden 
sich Ruhestandsbestimmungen mit anrechen­
barer Dienstzeit. Unter diesen Umständen 
werden vielleicht mehr Menschen, die in sich 
die Fähigkeit fühlen, wissenschaftlich weiter­
zuar beiten, ihre Bedenken wegen materieller 
Notlage oder wegen irgendwelcher Schwierig­
keiten, wegen ihrer familiären Verpflichtungen 
etwa, überwinden und an dem arbeiten, was 
ihre Sehnsucht und was ihr Wunsch ist, nämlich 
am wissenschaftlich Neuen. 

Schon bisher gab es eine bevorzugte Ein­
stellung aller habilitierten Hochschulassistenten 
in den Bundesdienst. Jetzt wird diese Bestim­
mung auf alle Assistenten erweitert, die wegen 
Zeitablaufs aus dem Dienstverhältnis aus­
scheiden. 

Auch die Verwendungsdauer für die Hoch­
schulhilfskräfte, also die zweite Gruppe, wird 
neu geregelt, und zwar ist es · dabei wichtig, 
daß weder eine zu lange Bestellung noch eine 
zu lange Gesamtverwendung eintreten darf. 
Zu lange darf der Student, der als Hochschul­
hilfskraft verwendet wird, von seinem Studien­
gang nicht abgelenkt werden. Die Studenten 
sollen studieren. Darum spricht auch das 
Gesetz von einer Teilbeschäftigung und bringt 
Regelungen dieser Tätigkeit. 

Auch in Entlohnungsfragen sind gewisse 
Verbesserungen zu vermerken. Fragen wir 
uns, was dieses Gesetz für die Hochschul­
assistenten bringt. Es gibt ihnen sowohl 
materielle wie auch fachliche Sicherheit. Es 
regelt ihre Pflichten, und es regelt ihre Rechte 
in gesetzmäßiger Weise. 

Darüber hinaus ist aber für uns dieses 
Gesetz deshalb ein wichtiges Gesetz, weil wir 
alle wissen, wie sehr die Hochschule in diesem 
Lande Nachwuchs braucht. Wir brauchen mehr 
Professoren. Mein Vorredner, Herr Dr. Weiß, 
hat darauf hingewiesen, wie wichtig es ist, 
Lehrkanzeln zu besetzen. Er hat aber auch 
gesagt, es sei kein nationales Unglück, wenn 
einmal ein Professor von Ruf ins Ausland 
geht . .  Ich teile seine Meinung. Ein nationales 
Unglück könnte es aber werden, wenn immer 
mehr und mehr begabte Menschen ins Ausland 
gehen und wir dafür aus dem Ausland nicht 
die gleiche Auslese bekommen! (Zustimmung 
bei der SpO.) Das heißt, es fehlen nicht 
nur Lehrkanzeln, nicht nur Ordinariate, es 
fehlen auch junge Menschen, die sich darauf 
vorbereiten, einmal ein Ordinariat zu bekom-
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men, vor allem einmal sich zu habilitieren ; 
es gibt ja viele junge Menschen, die wissen­
schaftlich arbeiten wollen, aber vielleicht aus 
verschiedenen Gründen davor abgeschreckt 
werden. 

Wenn ich sage : Es gibt keine Universität, 
die nicht neues Blut braucht, so bitte ich die 
älteren Herren Professoren der Universitäten, 
das nicht falsch zu verstehen. Es gibt eben 
keine Möglichkeit, Tradition, di� gut ist, fort­
zuführen, wenn nicht neues Blut da ist, das 
sie belebt. Daß dieses neue Blut in die Uni­
versitäten und in die verschiedenen Hoch­
schulen komme, das ist Zweck dieses Gesetzes 
und einer der Gründe, warum dieses Gesetz 
roit seinen genauen Festsetzungen, mit seinen 
Neuerungen von Bedeutung ist. Wir wollen 
eben keine verwaisten Lehrkanzeln, wir wollen 
die Stellen an den Kliniken und Spitälern mit 
erstklassigen Fachleuten besetzt haben, wir 
wollen möglichst aus eigenem den wissen­
schaftlichen Nachwuchs liefern. 

Ich möchte zum Anfang zurückkommen und 
sagen : Immer mehr junge Menschen drängen 
der Mittelschule zu. Wenn es uns gelingt 
- und ich hoffe, es wird uns gelingen! -, 
die Schulgesetzgebung zu reformieren, wenn es 
uns gelingt, noch in dieser Session die Schul­
gesetze zu beschließen, dann wird das bedeuten, 
daß Sackgassen und Engpässe, die bisher 
bestanden haben, abgeschafft werden. Ich 
glaube und hoffe, daß immer mehr Mittel­
schüler vorhanden sein werden, immer mehr 
Maturanten aus allen Schichten der Bevöl­
kerung und daß von diesen die begabtesten 
und die tüchtigsten an die Hochschulen gehen 
werden. Das Studienförderungsgesetz - ich 
hoffe, daß auch dieses in dieser Session noch 
beschlossen werden wird - wird durch die 
Beseitigung der schlimmsten materiellen Not 
in Studentenkreisen wirklich eine Auslese 
treffen lassen, nach . der nicht soziale Gesichts­
punkte darüber entscheiden werden, ob einer 
studiert oder nicht, sondern die Begabung, 
die Fähigkeit und die Tüchtigkeit. 

Unter diesen Studenten sind viele, die wis­
senschaftlich arbeiten wollen. Es sind unter 
ihnen solche, die forschen wollen um des 
Forschens willen. Es sind unter ihnen solche, 
die gern den akademischen Lehr beruf wählen 
würden. Ihnen Mut zu machen, ihnen eine 
Chance zu geben, das ist die Pflicht des Staates, 
die Pflicht des Gesetzgebers. Dieses Gesetz soll 
diesen Menschen die ersten Schritte leichter 
machen. 

Ich weiß nicht, ob man dieses Gesetz ein 
bahnbrechendes Werk der Gesetzgebung nennen 
soll. Alle Redner sind sich darin einig, daß es 
vieles gibt, das noch verbesserungsfähig wäre. 
Aber die gesetzliche Festlegung der PfliGhten 

und Rechte für diejenigen, ohne die keine 
wissenschaftliche Forschung, keine akademi­
sche Lehre, keine klinische Tätigkeit, aber auch 
keine wirkliche Lehrtätigkeit an den Hoch­
schulen möglich ist, ist wichtig. Sie fügen in 
ihrer Art Stückchen an Stückchen, Baustein 
an Baustein zu dem großen Gebäude der 
Forschung, der Wissenschaft, der Lehre, die 
in unserer heutigen Zeit wirklich unabding­
bar ist. 

Immer war es so, daß die geistige Arbeit der 
Menschen Fundamente für die Entwicklung 
legte, ob es nun eine soziale Entwicklung oder 
eine politische Entwicklung war. Man kann 
diese beiden Bereiche ja gar nicht trennen. 
In der Bildungsgesellschaft von heute, in der 
neuen Situation der technischen Welt von 
heute ist dieses geistige Gebäude wichtiger 
denn je ! Weil wir hoffen, daß dieses Gesetz auch 
ein solches Fundament für dieses geistige Ge­
bäude ist, begrüßen wir Sozialisten diesen Ge­
setzentwurf und hoffen, daß das Gesetz die Wir­
kungen haben wird, die man von ihm erwartet : 
mehr junge Menschen für Wissenschaft, für For­
schung, für die Lehre ! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr 
Berichterstatter verzichtet auf das Schlußwort. 
Wir gelangen somit zur Abstimmung. 

Bei der A b stimmung wird der Gesetz­
entwurf mit den vom Ausschuß beschlossenen 
Abänderungen in zwei ter  und dri t t er  Lesung 
ei nstimmig zum Beschluß erhoben. 

2. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (739 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die bilanzmäßige 
Rekonstruktion der "Österreichischer Rund­
funk Gesellschaft m. b. H." (Rundfunk-

Rekonstruktionsgesetz) (760 der Beilagen) 

Präsident : Wir gelangen zum 2. Punkt der 
Tagesordnung : R undfunk-Rekonstruktions-
gesetz. 

Bevor ich dem Berichterstatter, Herrn 
Abgeordneten Glaser, das Wort erteile, gebe 
ich bekannt, daß mir hiezu ein A b ä n d e r u n g s­
a n t r a g  der Abgeordneten Franz Mayr, Aigner 
und Genossen vorliegt, der g e n ü g e n d  u n t e r­
s t ti  t z t  ist und daher zur Debatte steht. Ich 
bitte den Schriftführer, Herrn Abgeordneten 
Czettel, um Verlesung dieses Antrages. 

Schriftführer Czettel: 

A n t r a g  

der Abgeordneten Franz Mayr, Aigner und 
Genossen zum Gesetzentwurf 760 der Bei­
lagen: R undfunk-Rekonstruktionsgesetz. 
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Czettel 

1 .  § 5 lit. 81 soll lauten : 

I 
Verwaltung für das ÖsterreichÜlchen Rund­

, ,81) das Stammkapital um die in § 1 Ahs. 3 spruchwesen", b) des "Investitions-Schill�ngs", 
und in § 2 angeführten Einbringullgswerte c) der "Sonstigen Rundfunkanlagen (msbe­
zu erhöhen und die neue Stammeinlage dem sondere des Rundfunkvermögens nach Ar­
Bund zur Erhöhung seiner bisherig en Stamm- tikel 22 des Staatsvertrages, BGBl. NI' . 152/ 
einlage zur Übernahme anzubieten," .  1 955)" beigeben. 

2. Im § 9 (Vollzugsklausel) hat es statt Diese Bilanz ist nach Auffassung des Aus-
, , §  4" zu lauten : , , §§ 4 und 5".  schusses als Bestandteil des Gesetzes entbehr­

B egründung 
Zu 1 )  

Die Neufassung steht i m  Einkla.ng mit dem 
Wortlaut des § 52 Abs. 2 des Ges. m. b. H.­
Gesetzes, wonach den "bisherigen Gesell­
schaftern oder anderen Personen" bei einer 
Erhöhung des Stammkapitals nicht die 
Kapitalerhöhung, sondern die "Übernahme 
der neuen Stammeinlage" anzubieten ist, 

Z u  2) 
Durch diese Ergänzung soll der Tatsache 

Rechnung getragen werden, daß an der Voll­
ziehung des § 5 (gesellschaftsrechtliche 
Durchführung der Kapitalerhöhung bzw. 
Kapitalherabsetzung) die Justizverwaltung 
mitzuwirken hat. 
Präsident: Ich ersuche nunmehr den Be­

richterstatter um seinen Bericht. 

Berichterstatter Glaser : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! Bei der Gründung 
der "Österreichischer Rundfunk Gesellschaft 
m; b .  H." im Jahr 1957 blieb die Lösung einer 
Reihe vermögensrechtlicher Fragen einer spä­
terer Regelung vorbehalten. 

Einen ersten und sehr wichtigen Teil dieser 
Regelung stellt nun der Entwurf des Rund­
funk-Rekonstruktionsgesetzes dar. Ich weise 
aber ausdrücklich darauf hin, daß sich die 
finanzielle, hetriebswirtschaftliche Situation 
der "Österreichischer Rundfunk Gesellschaft 
m. b.  H."  durch diesen Gesetzentwurf nicht 
ändert. Es handelt sich vielmehr darum, 
das schon bisher von der Gesellschaft ge­
nutzte, Rundfunkzwecken dienende Bundes­
vermögen, darunter auch eine Reihe von 
Liegenschaften, in das Eigentum der Gesell­
schaft zu übertragen, Damit können diese 
Vermögenswerte auch in die Bilanz des Unter­
nehmens aufgenommen werden und erhöhen 
damit die Eigenmittelbasis. 

Alle weiteren Einzelheiten sind sowohl in 
den Erläuternden Bemerkungen wie auch im 
schriftlichen Ausschußbericht dargestellt. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in 
seiner Sitzung am 4. Juli in Anwesenheit des 
Herrn Bundesministers für Finanzen Dr. Klaus 
diese Vorlage beraten und mit einigen stili­
stischen Änderungen angenommen. 

Der Regierungsvorlage war als Anlage eine 
Bilanz zum 3 1 .  Dezember 1961 über das zu­
sammengefaßte Vermögen a) der " Öffentlichen 

lich. Dadurch ergeben sich in der Bezeich­
nung der Anlagen Abänderungen. Um jedoch 
die Zifferangaben in dieser Bilanz zugänglich 
zu machen, wurde sie in den schriftlichen Aus­
schußbericht aufgenommen. 

Ferner beschloß der Ausschuß hinsichtlich 
des § 2 der Gesetzesvorlage, ausdrücklich 
festzustellen, daß die in der Anlage II nach 
der neuen N umerierung angeführten Liegen­
schaften erst auf Grund eines mit der Stadt 
Wien abzuschließenden Vergleiches dem Bund 
übereignet werden. Die Realisierung der Er­
mächtigung setzt daher den Abschluß dieses 
Vergleiches voraus. 

Dem Antrag der Abgeordneten Franz Mayr, 
Aigner und Genossen trete ich als Bericht­
erstatter bei. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich den Antr ag, der Nationalrat wolle 
dem Gesetzentwurf in der Fassung des Aus­
schußberichtes unter Berücksichtigung des Ab­
änderungsantrages Franz Mayr, Aigner und 
Genossen die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

In geschäftsordnungsmäßiger Hinsicht be­
antrage ich, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen und die dritte Lesung in 
unmittelbarem Anschluß an die zweite Lesung 
vorzunehmen. 

Präsident : Es ist beantragt, General- · und 
Spezialdebatte unter einem durchzuführen. -
Ein Einwand hiegegen wird nicht erhoben. 
General- und Spezialdebatte werden daher 
unter einem vorgenommen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort' 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Regens­
burger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Regensburger : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren! Die zur Debatte' 
stehende Regierungsvorlage hat zum Ziel, 
ein Bundesgesetz zu schaffen, nach dem der' 
Bundesminister für Finanzen im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft ermächtigt wird, 
das gesamte dem Rundfunk seit Jahr und 
Tag dienende Vermögen, das, soweit es nicht 
aus der ehemaligen Radioverkehrs A. G.,  
also der alten Ravag, oder aus den ab 1954 
übernommenen Sendergruppen Alpenland, 
West und Rot-Weiß-Rot stammt, fast aus­
schließlich aus jenem Teil der Rundfunk­
teilnehmergebühren angeschafft wurde, der 
seit dem Jahre 1945 unter dem Titel "In-
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vestitions.Schilling" vor allem für Großinvesti­
tionen im hochfrequenten Teil, der technischen 
Rundfunkeinrichtungen abgezweigt worden 
war, als Sacheinlage in die " Österreichischer 
Rundfunk Ges. m. b. H." einzubringen. Da· 
durch wird es der Gesellsc�aft möglich, die 
Bilanzen bis einschließlich 1962 zu erstellen 
und die hiebei auftretenden Verluste im 
Anlagekapital des Unternehmens abzufangen. 

Mit der zusätzlichen Einverleibung eines 
großen Grundstückes, das für den künftigen 
Bau eines Fernsehstudios in Wien.Künigl­
berg vorgesehen ist, aus dem Bundesver· 
mögen in das Gesellschaftsvermögen wird 
die Gesellschaft mit Beginn des Jahres 1963 
ein reines Anlagevermögen von 1 1 5  Millionen 
Schilling aufweisen. 

Nicht übertragen werden durch das zu 
beschließende Gesetz die sogenannten Ge· 
meinschaftsbauten, das sind jene fünf Groß· 
sender - Pfänder, Jauerling, Patscherkofel, 
Schöckl und Gaisberg -, die vor Jahren ge· 
meinsam mit der Generalpostdirektion er­
richtet wurden, und zwar teilweise auf Grund­
stücken, die die Post erworben hatte, und 
teilweise auf solchen, die vom Rundfunk 
angekauft wurden. Diese genannten Sende· 
einrichtungen umfassen jeweils einen auf 
drei oder vier im Boden verankerten Sockeln 
errichteten Mast und ein oder auch zwei 
Gebäude. In diesem Gebäude befinden sich 
die zur Bedienung der Sendeeinrichtung not· 
wendigen Apparate der Post und in einem 
anderen völlig getrennten Teil die Apparate 
und , Einrichtungen des Rundfunks. 

Obwohl seit der Errichtung dieser Bauten 
niemals ein Zweifel darüber bestand, daß 
nach Bauabschluß jeweils nach Vornahme 
einer Realteilung das Eigentum an dem 
Sendemast selbst und an dem Gebäude, 
das die Apparate der Rundfunkgesellschaft 
enthält, der Gesellschaft, und das Eigentum 
an dem Gebäude, das die Einrichtungen der 
Post beherbergt, dieser übertragen werden 
soll, wurde plötzlich vom Herrn Bundes­
minister für Verkehr und Elektrizitätswirt· 
schaft vor der Einbringung dieses Gesetzes­
entwurfes ein anderer Standpunkt vertreten. 
Er verlangte, daß das gesamte Eigentum 
mit Ausnahme der stählernen Sendemaste, 
die dann auf fremden Grund stünden, der 
Post übertragen werden soll. Die Rund· 
funkgesellschaft dürfte dann nach dieser Re­
gelung das in Zukunft der Post gehörige 
Haus nur als Mieter benützen. 

Wir hoffen aber trotzdem, daß nach Auf­
klärung der offensichtlich vorhandenen Miß­
verständnisse schließlich doch jene vernünftige 
Lösung Platz greifen wird, die eine absolut 
mögliche Realteilung darstellt - die Lösung, 

die seit fünf Jahren sowohl von der Post 
als auch vom Rundfunk gewünscht und auch 
vereinbart wurde, damit schließlich auch 
dieses dem Rundfunk dienende Vermögen 
in die Gesellschaft eingebracht werden kann. 

Obwohl wir wissen, daß die im Gesetz· 
entwurf festgelegte vermögensrechtliche R e­
gelung noch den vorhin genannten Schön­
heitsfehler, wenn nicht Mangel besitzt, und 
wenn uns auch bekannt ist, daß diese Re­
gelung schon b ei der Gründung der Gesell­
schaft hätte · vorgenommen werden müssen, 
aber auf Grund verschiedener Vermögens. 
verflechtungen scheinbar nicht möglich war, 

begrüßen wir von der Österreichischen Volks. 
partei das neue Gesetzeswerk, da dem Rund· 
funk endlich eine Bilanzmöglichkeit geschaffen 
wird und auf diesem Weg - so hoffen wir -
für weitere Maßnahmen ein erster Schritt 
getan wurde. 

Die prekäre finanzielle Situation des Rund­
funks - das ist uns allen klar - wird durch 
diese vermögensrechtliche Regelung in keiner 
Weise gelöst, ja es besteht sogar die große 
Gefahr, daß der Erfolg dieses Gesetzes eines 
T81ges ad absurdum geführt wird, weil durch 
die mangelnden Einnahmen die gegenwärtigen 
Eigentums- und Wertbestände nicht gesichert 
werden können. Eine Sanierung und finanzielle 
Sicherstellung ist aber nicht nur im Hinblick 
auf eine Wertvermehrung notwendig, sondern 
ist im speziellen die Voraaussetzung für die Er· 
füllung der mannigfaltigen Aufgaben des 
österreichischen Rundfunks. 

Wenn ich hier die enormen Aufgaben in 
kultureller Hinsicht besonders hervorhebe, 
so verweise ich gleichzeitig auf Erklärungen 
und Äußerungen in Vorträgen von Regie. 
rungsmitgliedern sowie Vertretern aller Par­
teien, wo immer wieder auf die Traditions· 
fülle österreichischer Kultur und Kunst hin­
gewiesen wurde und wird. 

Am 19. Jänner dieses Jahres war es nicht 
zuletzt der österreichische Außenminister, der 
in einem allseits beachteten Vortrag über 
das anzustrebende Verhältnis der neutralen 
Staaten feststellte, daß ohne die geistigen 
und materiellen Kulturleistungen Österreichs 
eine europäische Integration kaum denkbar 
wäre. Der österreichische Rundfunk begrüßt 
solche Feststellungen, denn er sieht darin die 
offizielle Bestätigung einer der wesentlichen 
Aufgaben, den Kulturwillen im Lande zu 
intensivieren und über die Grenzen Öster­
reichs hinaus überzeugend zu verbreiten. Es 
gibt in Österreich keine andere Institution, 
die so wie der Rundfunk geeignet und ver­
pflichtet ist, fortschreitend eine Bestands· 
aufnahme österreichischer Kultur und Geistig­
keit anzubieten. 
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Die besondere Aufgabe des Rundfunks 
ist es somit, gewissermaßen eine innere und 
äußere Selbstdarstellung des Landes im wei­
testen Sinne des Wortes zu geben. Diese 
Aufgabe erfordert aber auch neben den Lei­
stungen der Rundfunkfachkräfte selbst, durch 
sinnvolle Aufträge an Komponisten, Dichter, 
Schauspieler, Schriftsteller und Wissenschaftler 
belebend zu wirken und immer wieder neue 
Anreize zu vermitteln. 

Um aber diese kulturellen Aufgaben auch 
nur von der technischen Seite her erfüllen 
zu können, harren nach einem Bericht der 
technischen Direktion des Österreichischen 
Rundfunks noch verschiedene Investitionen 
auf die Verwirklichung. Notwendig wäre 
die Verbesserung des Empfanges der Hör-, 
Funk- und Fernsehprogramme, die Erwei­
terung der Anlagen und Einrichtungen für 
die Programmproduktion, die Erneuerung und 
Modernisierung der vorhandenen technischen 
Anlagen und Einrichtungen, die Automati­
sierung und zuletzt noch die Errichtung 
leistungsfähiger Anlagen für den Kurz wellen­
dienst. 

Wie dringend notwendig diese geforderten 
technischen Investitionen, die wegen der be­
kannten finanziellen Mißstände nicht durch­
geführt werden können, wären, sollen dem 
Hohes Hause einige Fakten beweisen. 

Das Erste Programm auf Mittelwelle kann 
zum Beispiel bei Tag im Burgenland von 66 Pro­
zent der Bevölkerung gehört werden und 
nach Einbruch der Dunkelheit nur mehr von 
9,4 Prozent der Bevölkerung ; in Oberöster­
reich bei Tag von 84 Prozent der Bevölkerung, 
bei Nacht nur mehr von 22 Prozent ; in Tirol 
bei Tag von 67 Prozent der Bevölkerung, 
in der Nacht von 53 Prozent. 

Zusammenfassend kann hier also gesagt 
werden, daß bei Tag 20 Prozent der Be­
völkerung Österreichs den Rundfunk nicht 
hören können - das sind auf Personen um­
gerechnet immerhin 1 ,4 Millionen - ;  wäh­
rend der Nacht können 47 Prozent der Be­
völkerung Österreichs den österreichischen 
Rundfunk nicht hören, das sind 3,3 Mil­
lionen. 

Daß sich diese Beschränkung in der Hör­
barkeit des österreichischen Rundfunks, ge­
paart mit den Auswirkungen des aus Er­
sparnisgriinden durchgeführten Notprogramms, 
bereits die Sender hinter dem Eisernen V or­
hang zunutze gemacht haben, ist der Öffent­
lichkeit bekannt, aber die Verantwortlichen 
scheinen sich der staatspolitischen Bedeu­
tung der Situation noch nicht in jeder Rich­
tung bewußt zu sein. Wenn sich der Sender 
Stettin nun sogar mit seinem deutschen 
Namen vorstellt, so ist die Zielrichtung der 

ausgestrahlten Propaganda klar zu erkennen 
und dürfte nicht bagatellisiert werden. 

Als Tiroler Abgeordneter möchte ich aber 
nicht nur die immer weiter fortschreitende 
Abschnürung und Aushungerung der Länder­
studios anprangern, sondern auch die damit 
verbundene schlechtere Betreuung und Ver­
sorgung Südtirols mit dem Programm des 
österreichischen Rundfunks den Frauen und 
Herren Abgeordneten des Hohen Hauses 
zum Nachdenken empfehlen. 

Wenn ich von der Aushungerung der Länder­
studios gesprochen habe, so seien mir auch 
einige Beispiele gestattet : Studio Salz burg 
hat sich mit einem Memorandum an die Abge­
ordneten des Landes gewendet und darin ausge­
führt, daß vor fünf Jahren noch etwa 600 freie 
Mit ar beiter beschäftigt worden sind, während 
es heute weniger als 100 .. sind, und daß der 
Sachaufwand in der gleichen Zeit von etwa 
2,5 Millionen auf 1 ,5 Millionen Schilling zu­
rückgegangen ist, wobei noch zu berück­
sichtigen ist, daß die Kosten gestiegen sind. 

Selbst die "Neue Zeit" aus Kärnten ver­
dächtigte am 10. März 1962 Wien, "daß es 
die Auf lösung oder einschneidende Einschrän­
kung der Länderstudios vor bereitet" . 

Was das Studio Innsbruck betrifft, so 
stammen die Maschinen noch aus der Zeit von 
1955, deshalb sind auch technische Störungen 
an der Tagesordnung. Seit 1957 erhielt Tirol 
für die technischen Belange des Studios pro 
Jahr zwischen 80.000 und 90.000 S zuge­
standen. Für Platten konnten zum 'Beispiel 
1958 im ganzen 2446 S ausgegeben werden, 
1959 3438 S, 1960 - man höre und staune ! -
insgesamt nur 462 S und 1961 987 S. Für 
das Programm standen 1959 noch 2,182 .299 S 
zur Verfügung, im heurigen Jahr sind es nur 
mehr 1 ,200.000 S, also kaum mehr als die 
Hälfte. Was die Erstellung eines Funkhauses 
betrifft, so ist man in Tirol über die Planung 
kaum hinausgekommen. 

Wenn man den Anfall von Aufgaben im 
Rahmen der Durchführung der Winterolym­
piade 1964 in Betracht zieht, so kann ich mir 
nicht vorstellen, wie diese Aufgaben bewältigt 
werden sollen. 

Der Herr Landeshauptmannstellvertreter 
Gamper aus Tirol hat die Situation drastisch 
und sarkastisch in die Formulierung geprägt : 
"Wenn in Tirol die französische Besatzungs­
macht noch ein Jahr geblieben wäre, dann 
hätte Tirol ein Funkhaus, so hat es leider noch 
keines." 

Denjenigen aber, die das Heil und den Aus­
weg aus dem finanziellen Engpaß in der Auto­
mation sehen, möchte ich die fundierte Erklä­
rung des Programmdirektors Professor trbelhör 
zitieren; der sagte : "Automation ist · dort ver-
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ständlich, wo sie sinnvoll und zweckmäßig ist. 
Und Automation ist sicher zweckmäßig auf all 
jenen Gebieten, wo Maschinen und Druck­
knöpfe vielleicht besser, schneller und sicherer 
arbeiten als Menschen. Nur eines gibt es nicht 
und wird es nie geben : eine Automation der 
Kultur." 

Die Erkenntnis, daß dem Rundfunk zur 
Erfüllung seiner Pflichten und Aufgaben auf 
dem programmlichen und auf dem technischen 
Sektor auch weiterhin immer unvergleichlich 
mehr Millionen fehlen werden, als reorganisa­
torische und rationalisierende Maßnahmen je 
hereinbringen können, ist vorhanden, wird je­
doch nur teilweise zugegeben. 

Seit 1954 ist wiederholt aus berufenstem 
Munde festgestellt worden, daß der Rundfunk 
"die großen Aufgaben nur mit großen finan­
ziellen Mitteln erfüllen kann, daß daher be­
sondere Anstrengungen und besondere Bei­
träge sowohl von seiten der Verwaltung wie 
auch von seiten der Hörer unausbleiblich sein 
werdem." (Präsident H ille g e is t  übernimmt 
den Vorsitz.) 

Den Reigen der berufenen Personen, die 
diese Feststellung getroffen haben, eröffnete 
der für den Runfunk damals zuständige 
Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte 
Betriebe, der diessen Satz fast wörtlich genau 
am 28. Jänner 1955 in Klagenfurt ausge­
sprochen hat, heute aber aus durchsichtigen 
oder undurchsichtigen Gründen einen anderen 
Standpunkt einnimmt. 

Im Bewußtsein der hohen Pflichten und 
Aufgaben, die wir und der österreichische 
Rundfunk unserer Bevölkerung gegenüber 
haben, rufe ich allen Verantwortlichen von 
hier aus zu : Laßt den österreichischen Rund­
funk nicht verhungern, unterbindet den nega­
tiven Einfluß im Äther von außen her, würgt 
die österreichische Kultur nicht ab und treibt 
nicht unsere Künstler in das Ausland und die 
vorhandenen treu tätigen Idealisten im Inland 
nicht zur Verzweiflung ! Danke schön. (Bei­
faU bei der (j V P.) 

Präsident Hillegeist : �1s nächster Redner, 
kontra, ist der Herr Abgeordnete Dr. Gredler 
zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Gredler : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! Mein 
Vorredner hat schon sehr richtigerweise darauf 
hingewiesen, daß mit der gegenwärtigen Vor­
lage, dem Rundfunk-Rekonstruktionsgesetz, 
keinerlei echte Bereinigung der schwebenden 
Fragen verbunden ist. Er hat hier dankens­
werterweise eine Reihe dieser schwebenden 
Probleme aufgerollt und am Schluß einen 
Appell gerichtet, zu einer echten Sanierung des 
Rundfunks zu kommen. Er hat sich damit ge­
nauso verhalten wie der Herr Kollege Mitterer, 

der schon im Ausschuß ebenfalls völlig zu 
Recht durchblicken ließ, daß mit dem Rund­
funk-Rekonstruktionsgesetz eine echte Rege­
lung der uns seit Monaten - man könnte 
fast sagen, seit Jahren - auf dem Sektor Radio 
und Fernsehen beschäftigenden Fragen nicht 
erfolgt. Gerade darum ginge es aber. 

Die Frage, die durch die Vorlage überhaupt 
nicht gelöst wird, ist die, wie man zu Mehr­
einnahmen oder zu Minderausgaben gegenüber 
der Postverwaltung kommt. Man kann nun 
vielleicht die Bilanz der Jahre 1958 bis 1962, 
die man bisher nicht fertigstelIen konnte, weil 
sie 1959 schon große Überschreitungen auf­
weist, fertigstellen, man kann jetzt vielleicht 
den effektiven Verlust aus weisen, aber über 
diesen formellen und rein buchmäßigen Effekt 
hinaus führt uns die Vorlage nicht. 

Keine der schwebenden Fragen ist damit 
echt gelöst. Es ist ein Torso, ja ich möchte 
sogar sagen : Da durch das Rundfunk-Rekon­
struktionsgesetz, das wir heute beschließen, 
nicht einmal die vermögensrechtlichen Fragen 
vollkommen geklärt werden, weil eine Reihe 
sehr leistungsfähiger Sender noch ausgenom­
men ist, ist es letzten Endes der Torso eines 
Torsos. 

Ich möchte Sie heute angesichts einer Ein­
ladung des Herrn Bürgermeisters von Wien 
nicht mit einer allzu langen Rede aufhalten 
und es mir daher ersparen, jene Quellen, 
die mir der Fachausschuß für Radio- und 
Fernsehprobleme der Freiheitlichen Partei zur 
Verfügung stellte, deren Zahl über 150 aus­
macht - ich habe sie vorhin durchgezählt -
und die letztlich nur das zusammenfassen, was 
in den Zeitungen der beiden Regierungspar­
teien beziehungsweise in den parteiunabhän­
gigen Blättern zu diesem Problem erschienen 
ist, hier vor Ihnen ausführlich darzulegen. 

Um aber zu begründen, warum wir Frei­
heitliche dieses Torso-Gesetz ablehnen, möchte 
ich Ihnen nur ganz kurz einige der prägnan­
testen Titel Ihrer eigenen Blätter und einiger 
unabhängiger Blätter vorbringen : 

" Rundfunk geht am Kern des übels vorbei" ,  
"Weg mit Proporz" ,  "Scheidl und übelhör" -
Nomen est omen ! - "zur nichtbereinigten 
Situation" ; " Vermögensstreit Rundfunk.­
Post" ; "Rundfunk : ÖVP verhindert sachliche 
Lösungen", schreibt die "Arbeiter-Zeitung" 
vom 30. Mai ; "Immer neue Sorgen im Funk­
haus : Gerüchte um ,Radio Österreich' ",  
schreibt die " Presse" ; " Rundfunkmisere unge­
löst" ; am 26. April schreibt die "Presse" : 
"Wird die Radiomisere verewigt ?" ; "Ar­
beiter-Zeitung" vom 25. April : "Radiokonkurs 
trotz Mehreinnahmen .1 " ;  " Kleine Zeitung" :  
" Rundfunk :  400 Kündigungen befürchtet" ; 
"Gebührenstreit zwischen Post und Rund-
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funk" ; "Rundfunk finanziell in die Enge ge­
trieben" ;  "Radiochef kritisiert Regierung ­
Sanierungsstreit geht weiter" ;  " Das Sanie­
rungsspiel geht weiter" ;  " Österreichs Rund­
funk auf dem Schindanger" ; "Sanierung des 
Rundfunks nicht gelungen" ; " Rundfunk vor 
Wahlen regeln t" , schreibt ein Optimist. 
"Länderstudios ernstlich bedroht" - völlig 
im Sinn dessen, was mein Vorredner sagte ; 
" Langfristige Rundfunkplanung notwendig" , 
schrei bt die amtliche "Wiener Zeitung" 
optimistisch, wie sie ja sein muß, am 15.  3. 1962-
keine Angst , so wie in Österreich nichts lang­
fristig in dieser Koalition geplant werden kann, 
wird auch die "langfristige Rundfunkplanung" , 
die zwar notwendig ist, nicht durchgeführt wer­
den ; "Wo der Proporz zur Erpressung wird"­
das ist nicht allein auf dem Gebiet des Rund­
funks der Fall, aber es sei immerhin hier dieser 
Titel erwähnt ; "Rundfunk-Krieg in ein akutes 
Stadium getreten" ; "Prag und Stettin statt 
Radio Wien" ; das ist genau das : " ,Prag spricht 
zu Österreich' Rundfunkoffensive aus dem 
Osten" - das hat mein Vorredner s<:hon 
gesagt ; "Eine kleine Rundfunk-Rechnung ­
Die Kunst des Dividierens t " ,  schreibt der 
" Express" ;  "Die Rundfunk-Galgenfrist zwei 
Monate verlängert" ,  schreibt ebenfalls der 
"Express" ; "Rundfunkprovisorium . . .  ge­
sichert" ;  "Rundfunkbudget für März in letzter 
Stunde genehmigt " ;  "Zu retten gibt es jetzt 
fast nichts mehr", schreibt wieder der "Ex­
press" ; "Radio : Wieder provisorisch" ,  schreibt 
der "Kurier" ; "Pleitegeier über Radioge­
bäude !" der "Express" ; " ,Wellenlänge Öster­
reich' - mit Hindernissen" , steht in den " Öster­
reichischen Monatsheften" der ÖVP ; " Endloses 
Schwarzer-Peter-Funkspiel" , schreibt die 
"Presse" ; "Radiotie" heißt ein neuerlicher 
etwas scharfer Titel des " Express" - ich 
kann Ihnen ja nicht alle hier vor­
lesen ; "Rundfunkkrise bis nach den 
Wahlen ? "  sieht die "Presse" gewissermaßen 
prophetisch voraus ; "Es wird weiterge­
wurstelt",  schreibt der "Neue Kurier" ,  "Bis 
einem Hören und Seh en vergeht ? ", die 
"Presse" . 

Meine Damen und Herren t Mit diesen Titeln 
allein könnte man ein Kabarett vollinhaltlich 
füllen. 

Die vorliegende Vorlage ist ein typisches 
Werk der Koalition, sie macht, wie gesagt, auf 
einem kleinen Sektor einen buchmäßigen 
Schritt, um wenigstens die Passiven echt aus­
weisen zu können. Eine echte Regelung auf 
dem Ge biete des Rundfunkwesens - das ist 
in den Ausführungen meines Vorredners auch 
Bchon zum Ausdruck gekommen - ist mit 
dieser Vorlage nicht gegeben. 

österreichische Bevölkerung ist es auch -, daß 
man auf diesem Gebiet endlich nicht parteipoli­
tisch, nicht proporzgefärbt etwas tun soll, son­
den eine echte Sanierung durchführen muß. Mit 
der Vorlage ist sie nicht gegeben, daher lehnen 
wir die Vorlage ab. (Zustimmung bei der F PÖ.) 

Präsident Hillegeist : Die Rednerliste ist er­
schöpft. Die Debatte ist geschlossen. Wünscht 
der Herr Berichterstatter das Schlußwort ? 
Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 
Bei der A b s t immung wird der Gesetz­

entwurf einschließlich der Anlagen in der 
Fassung des Ausschußberichtes unter Berück­
sichtigung des Abänderu1�gsantrages Franz 
Mayr, Aigner und Genossen in zwe ite r und 
d r i t t e r  Lesung mit Mehrhe i t  zum Bes c hluß 
erhoben. 

3. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (190/ A) der 
Abgeordneten Wimberger, Dr. Prader und Ge­
nossen, betreffend eine Abänderung des Kriegs­
opferversorgungsgesetzes 1957 und des Opfer-

fürsorg.egesetzes (761 der Beilagen) 
Präsident Hillegeist: Wir gelangen nunmehr 

zum 3. Punkt der Tagesordnung : Abänderung 
des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 und 
des Opferfürsorgegesetzes. 

Berichterst8,tter ist der Herr Abgeordnete 
Kysela . Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Kysela: Hohes Haus t Der 
beantragte Gesetzentwurf, betreffend eine 
Abänderung des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes 1957 und des OpferfÜl'sorgegesetzes, 
sieht insbesondere die Gewährung eines Viertels 
der 14. Rente am 1 . . Dezem ber dieses Jahres 
und der Hälfte der 14. Rente ab 1 .  Dezember 
des nächsten Jahres für Kriegsopfer und politi­
sche Opfer vor. In der weiteren Folge ist be­
absichtigt, nach Maßgabe der Einsparung von 
Versorgungsbezügen durch den natürlichen 
Abfall der Rentenbezieher eine volle 14. Mo­
natsrente - Sonderzahlung - gesetzlich zu 
verankern. 

Die Einführung einer 14. Rente in der 
Kriegsopferversorgung und Opferfürsorge ent­
spricht einem seit längerer Zeit wiederholt 
vorgebrachten Wunsche der Interessenvertre­
tungen der Kriegsopfer und der politischen 
Opfer. Dieser zweifellos berechtigte Wunsch 
nach einer Anpassung an die anderen Rechts­
gebiete, die bereits die Gewährung einer 
14. Monatsrente vorsehen, läßt sich jedoch im 
Hinblick auf die gegebene Budgetlage nur iri ' 
Etappen nach Maßgabe der vorhandenen 
Mittel realisieren. 

Wir Freiheitlichen sind aber der Auffas­
sung - und ich darf wohl sagen, die gesamte 

Darüber hinaus sollen die erhöhten Leistun­
gen zu den Zusatzrenten, Waisen- und Eltern-
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renten, die ab 1 .  Jänner 1962 an die Stelle der 
früheren Ernährungszulagen getreten sind, von 
147 S beziehungsweise 239 S auf den Betrag von 
200 S beziehungsweise 300 S erhöht werden. 
Damit werden die niedrigsten Renten nach dem. 
Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 zumindest 
annähernd an die gestiegenen Lebenshaltungs­
kosten angepaßt. Schließlich sollen die Eltern­
teil- und Elternpaarrenten um den Betrag von 
je 10 S beziehungsweise 20 S erhöht werden. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den Initiativantrag in seiner Sitzung am 
4. Juli 1962 in Beratung gezogen. Von den 
Abgeordneten Dr. Prader und Wimberger 
wurden zwei Ergänzungsanträge gestellt : der 
erste betrifft eine Abänderung des § 20 KOVG., 
wodurch die bisher mit 150 S festgesetzte 
Führhundzulage (Beihilfe) auf 200 S erhöht 
wird ; der zweite Antrag betrifft eine Abände­
rung des § 69 Z. 2 KOVG. Hiedurch wird die 
Möglichkeit des freiwHligen Beitrittes zur 
Krankenversicherung der Kriegshinterblie­
benen, die bisher auf die Ehefrau und die 
Kinder von Erwerbsunfähigen beschränkt war, 
auf die übrigen Schwerbeschädigten. ausgedehnt. 

An der Debatte im Ausschuß beteiligten 
sich außer dem Berichterstatter und den 
Antragstellern Wimberger und Dr. Prader 
auch die Abgeordneten Regensburger, Doktor 
Kandutsch und Vollmann. Bundesminister 
Proksch nahm zu den aufgeworfenen Fragen 
Stellung. Der Gesetzentwurf wurde schließlich 
mit den Ergänzungsanträgen der Abgeordneten 
Dr. Prader und Wimberger einstimmig an­
genommen. 

Namens des Ausschusses stelle ich somit den 
A n t r ag, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetz­
entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem durch­
zufü hren. 

Präsident Hillegeist: Der Herr Bericht­
erstatter beantragt, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. - Ein 
Einwand dagegen wird nicht erhoben, wir 
werden daher so vorgehen. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. Prader. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Prader: Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! In schwieriger Zeit, 
knapp vor Torschluß dieser Legislaturperiode 
des' Parlaments, wird heute ein Gesetz über 
eine neuerliche Verbesserung der Kriegs­
opferversorgung beschlossen. Der Aufwand für 
die in Aussicht genommenen Verbesserungen, 
die hauptsächlich mit Beginn des nächsten 

Jahres wirksam werden sollen, wie der Herr 
Berichterstatter schon ausgeführt hat, wird 
auf zirka 70 Millionen Schilling geschätzt. 
Angesichts der Ereignisse der letzten Zeit und 
der Schwierigkeiten, die auch der Erfüllung 
sehr berechtigter Wünsche entgegenstehen, 
scheint es erforderlich, besonders klarzustellen, 
wie hier die Verhältnisse liegen. 

Anläßlich der Beschlußfassung über die 
Novelle zum Kriegsopferversol'gungsgesetz am 
17 .  Dezember 1959 wurde auch eine bei den 
Beratungen über die Novelle im sozialpolitischen 
Ausschuß von mir und dem Kollegen Wim­
berger beantragte Entschließung angenom­
men, derzufolge der Weg für die Weiterentwick­
lung der Kriegsopferversorgung als Mindest­
programm vorgezeichnet werden sollte. 

In dieser Entschließung wurde die Bundes­
regierung aufgefordert, im Bereiche der Kriegs­
opferversorgung besonders .darauf zu achten, 
daß die Einsparungen, die sich nach Er­
reichung der Vollvalorisierung der Kriegs­
opferrenten im Jahre 1961 und in den nächst­
folgenden Budget jahren durch den natürlichen 
Rentenabfall ergeben, vordringlich zur Erfül­
lung weiterer Wünsche der Kriegsopfer auf 
Verbesserung ihrer Versorgung Verwendung 
finden sollen. Der Bundesrat ist dieser Ent­
schließung in seiner Sitzung am 22. Dezember 
1959 beigetreten. 

Die Kriegsopferversorgungsgesetz-Novelle 
vom 17 .  Dezember 1959 brachte die heiß um­
strittene Vollvalorisierung der Kriegsopferren­
ten un d - wie ich damals erfreulicherweise fest­
stellen konnte - nicht nur das, sondern auch 
einige sehr wesentliche echte Verbesserungen. 
Diese Novelle war daher als Grundlage ge­
eignet, nun auf der Basis des Erreichten 
weitere echte Verbesserungen durchzuführen. 

In der ersten Hälfte des Jahres 1961 wurden 
nun von der Zentralorganisation der Kriegs­
opferverbände Österreichs diesbezüglich die 
Verhandlungen mit dem Herrn Sozialminister 
und dem Herrn Finanzminister aufgenommen. 
Beide Minister bekannten sich vorbehaltlos 
zu den in der Entschließung festgelegten 
Grundsätzen, wobei zusätzlich festgelegt wurde, 
daß nicht nur die sich aus dem natürlichen 
Rentenabfall ergebenden Ersparni sse; sondern 
vi elmehr auch die sich aus der Wechsel­
wirkung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 
zum ASVG. infolge der Verbesserungen des 
ASVG. durch die 8. Novelle ergebenden Er­
sparungen zur Ver besserung der Kriegsopfer­
versorgung zur Verfügung gestellt werden. 

In m einer Rede anläßlich der Verabschie­
dung der Kriegsopferversorgungsgesetz-N ovelle 
vom 15 .  Dezember 1961,  BGBI. NI'. 319, habe 
ich darauf hingewiesen, daß der Umfang dieser 
Ersparungen im Zeitpunkt der Verhandlungen 
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über die neue Novelle noch nicht bekannt war, 
da diese Ersparungen tatsächlich erst dann 
festgestellt werden können, wenn der endgültige 
Gebarungserfolg für das Jahr 1961 vorliegt. 

Auf Grund dieser Gegebenheiten kam es 
da nn bei den Abschlußbesprechungen über die 
schon genannte Kriegsopferversorgungsgesetz­
Novelle vom Dezember 1961 zu einem Ressort­
übereinkommen zwischen Sozialminister und 
Finanz minister , das auch diesem Hause bereits 
mehrfach mitgeteilt worden ist. Darin wurde 
festgelegt, daß im Herbst 1962 geprüft werden 
wird, ob sich auf Grund der echten Ergeb­
nisse und nach Kenntnis der Auswirkungen 
der Kriegsopferversorgungsgesetz-Novelle vom 
Dezember 1 961 die Möglichkeit ergibt, noch 
im Jahre 1962 eine 14. Monatsrente aus­
zuzahlen ; diese Frage der 14. Monatsrente 
mußte seinerzeit mangels erforderlicher Mittel 
aus den Besprechungen ausgeklammert werden. 

Weiters wurde vereinbart, daß in das Budget 
für 1963 die volle Summe eingesetzt wird, die 
sich als Gebarungserfolg des Jahres 1961 
bei Kapitel 15 Titel 4 § 2 ergibt, also bei 
jener Budgetposition, in der der Renten­
aufwand für die Kriegsopferverso,rgung ver­
anschlagt ist. 

Bei der jetzigen Kriegsopfel'versorgungs­
gesetz -Novelle handelt es sich daher nicht um 
einen Ad-hoc-Erfolg der Kriegsopfer, der an­
deren versagt geblieben ist, sondern um die Er­
füllung des seinerzeit bereits festgesetzten lang­
fristigen Programms. Die derzeit vorliegenden 
Erfahrungswerte haben die Möglichkeit er­
öffnet, heuer noch ein Viertel einer 14. Monats­
rente unterzubringen. Diese Erfahrungswerte 
haben auch den Betrag von 70 Millionen 
Schilling ergeben, der nächstes Jahr als 
zusätzlicher Gebarungserfolg gegenüber dem 
des Ja.hres 1961 beim Rentenaufwand für die 
Kriegsopferversorgung eintreten wird. Dies ist 
einerseits auf den natürlichen Abfall zurück­
zuführen, andererseits aber auf die Ersparungen 
im Zusammenhang mit den ASVG. -Novellen. 
Dieser Betrag wird für eine Aufbesserung der 
Kriegsopferversorgungsrenten zur Verfügung 
stehen. 

Die Kriegsopfer - das darf ich hier fest­
stellen - können es dankbar würdigen, daß 
die ihnen gegebenen Zusagen geradezu minuziös 
eingehalten wurden. Da die für den Herbst 1962 
in Aussicht genommenen Verhandlungen über 
die Gesetzesnovelle nicht mehr möglich sein 
werden, soll, um den eingegangenen Ver­
pflichtungen auf alle Fälle gerecht zu werden, 
heute dieses Gesetz beschlossen werden. An­
gesichts dieser Gegebenheiten ist es wohl an­
gemessen, den zuständigen Ministern für ihr 
in dieser Frage so loyales und großzügiges 
Verhalten gegenüber den Kriegsopfern den 
besten Dank zu sagen. 

Der Herr Berichterstatter hat schon darauf 
hingewiesen, um was es bei dieser Novelle 
geht ; ich brauche es nicht zu wiederholen. 
Wir dürfen aber vor allem festhalten, 
daß durch die Steigerung der erhöhten Zusatz­
renten die Versorgungsleistungen besonders 
für jene Kriegsopferkreise erhöht werden, die 
zu den Ärmsten zählen, weil diesem Personen­
kreis außer der Kriegsopferrente keine anderen 
geldlichen Leistungen aus irgendeinem Titel 
zukommen. Wir freuen uns daher sehr, daß 
es gelungen ist, durch diese Maßnahme infolge 
der unterschiedlichen Höhe der Rentenleistun­
gen vor allem den Schwerbeschädigten in  
Österreich, den Erwerbsunfähigen und auch 
den Witwen und Waisen doch entscheidend 
zu helfen. 

Aber auch die Rentner nach dem Opfer­
fürsorgegesetz erhalten nunmehr die gleiche 
Verbesserung. Wir freuen uns auch, daß den 
Wünschen der Blinden auf Erhöhung der 
Blilldenzulage und der Blindenbeihilfe durch 
eine im Ausschuß vorgenommene Ergänzung 
noch Rechnung getragen werden konnte. 

Auch die Eröffnung der Möglichkeit der 
freiwilligen Krankenversicherung für die Kinder 
Schwerbes'chädigter ist ein Erfolg, der im 
Zuge der Ausschußberatungen noch zusätzlich 
zum Initiativantrag untergebracht werden 
konnte. Mehr war leider bei dem gesteckten 
Rahmen von 70 Millionen Schilling nicht 
unterzu bringen. 

Wir alle wissen, daß in der Kriegsopfet­
versorgung noch einige schwache Stellen be­
stehen. International gesehen liegen wir in der 
Versorgung der Schwerbeschädigten über dem 
Durchschnitt, bei den leichter Beschädigten 
aber noch darunter. Ausgesprochen dürftig 
hingegen ist nach wie vor die Witwenversor­
gung. Auch diesmal wurde versucht, vor allem 
dort zu helfen. Alle . Bemühungen in dieser 
Richtung sind aber bisher stets daran geschei­
tert, daß eine wirksame Aufbesserung wegen 
der ungeheuer großen Zahl der Renten­
empfänger aus der Witwenversorgung bisher 
in den vorhandenen Möglichkeiten nicht unter­
gebracht werden konnte. Allein die bedürftigste 
Kategorie, also Witwen, die über 55 Jahre alt 
sind oder die für zwei waisenversorgungsberech­
tigte Kinder zu sorgen haben, zählt noch 
immer 78.000 Rentenempfänger. Man kann 
sich daher vorstellen, in welche gjgantische 
Größenordnung eine nur halbwegs spürbare 
Erhöhung anwächst. Ich glaube daher mit 
Recht sagen zu dürfen, daß mit den im Gesetz 
vorgesehenen Verbesserungen das Menschen­
möglichste besonders für die Ärmsten und auch 
mit der größten Breitenwirkung im Rahmen 
der gegebenen Möglichkeiten erreicht wurde. 

Sosehr ich selbst immer wieder auf die in der 
Kriegsopferversorgung noch bestehenden Un-
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zulänglichkeiten hinweise und stets hingewiesen 
habe, darf doch gegenüber mancherorts er­
hobener Kritik auf die ständige Aufwärts­
entwicklung und, was das besonders erfreu­
liche ist, auf die systematische Aufbauarbeit in 
der Kriegsopferversorgung hingewiesen werden. 
Es seien nur die Gesetze aus den letzten sechs 
Jahren genannt, die immer wieder nach einem 
genauen Aufbauplan zustande gebracht wur­
deri. Es sind dies die Novellen vom 29. Feber 
1956, BGBl. Nr. 50, vom 1 8. Juli 1956, BGBl. 
Nr. 161 ,  vom 17. Dezember 1956, BGBl. 
Nr. 264, vom 18.  Juli 1957 , BGBL Nr. 172, 
vom 17 .  Dezember 1959 , BGBl. Nr. 289, vom 
15. Dezember 1961, BGBI. Nr. 319, und nun 
die . jetzige Novelle. 

Ich kann es Ihnen nicht zumuten, daß ich 
auch nur in den grundsätzlichen Zügen den 
Inhalt dieser einzelnen Novellen jetzt bekannt­
gebe. 

Dazu kommt, daß ja  auch nicht nur auf 
dem Gebiet des Kriegsopferversorgungsgesetzes 
selbst, sondern auch in anderen Bereichen 
wesentliche und entscheidende Bestimmungen 
zugunsten der Kriegsopfer getroffen . wurden. 
Ich darf in diesem Zusammenhang besonders 
auf die letzte ASVG.-Novelle hinweisen, wo 
wir hinsichtlich der Ausgleichszulagen durch­
setzen konnten, daß zumindest vorläufig ein 
gewisser Teil der Kriegsopferrenten nicht an­
gerechnet wird. 

Außer dem ASVG. gibt es eine Unzahl 
anderer Regelungen, die ebenfalls sehr belang­
reich für die Versorgung der Kriegsopfer sind, 
und zwar in allen Teilbereichen und nicht nur 
auf Bundesebene, sondern auch in den Be­
reichen der einzelnen Länder. Dabei darf 
ich nochmals unterstreichen, daß es sich 
hiebei nicht um ein Flickwerk handelt, wie es 
den Anschein haben könnte, wenn man diese 
vielen Novellen anführt, sondern um eine 
klare, systematische Aufbauarbeit . 

Angesichts dieser Gegebenheiten kann bei 
sachlicher Betrachtung wirklich nicht be­
hauptet werden, daß nichts geschehen sei. 
Daß an dieser Aufwärtsentwicklung auch die 
Interessenvertretung der Kriegsopfer, die Zell­
tralorganisation der Kriegsopferverbände 
Österreichs, einen entscheidenden Anteil hat, 
wird wohl ebenfalls niemand bezweifeln. 

Im gesetzlichen Bereich sind wir aber leider 
in einer Frage, nämlich in der Frage der Be­
wertung des landwirtschaftlichen Einkommens, 
bisher nicht weitergekommen. Es soll hiebei 
nicht übersehen, werden, daß der Herr Bundes­
minister für soziale Verwaltung im Erlaßwege 
wesentliche Verbesserungen der bisherigen 
Praxis herbeigeführt hat. Die Frage der gesetz­
lichen Neuordnung ist aber noch ungelöst ; sie 

ist sicherlich sehr schwierig und mit sehr, sehr 
vielen Problemen behaftet. 

Der Herr Sozialminister hat immer wieder 
versichert, daß er zur Beratung dieser Frage 
eine Enquete einberufen wird, doch ist es 
bis heute nicht dazu gekommen. Ich habe 
Verständnis dafür aufgebracht, daß im Zuge 
der schwierigen Budgetverhandlungen im 
Herbst hiefür zuwenig Zeit war. Aber in 
der Zeit vom Herbst oder zumindest in der 
Zeit vom 1 .  Jänner bis jetzt hätte zweifellos 
diese Möglichkeit bestanden. Wir haben vor­
gehabt, auf dieser Enquete vorzuschlagen, 
daß nach der Diskussion über die Grund­
sätze und die Festlegung der Richtung ein 
Expertenkomitee mit der Ausarbeitung eines 
Planes beauftragt werden soll. Ich kenne 
den Grund nicht, warum der Herr Sozial­
minister von seiner mehrfachen Zusage, diese 
Enquete abzuhalten, anscheinend abgekom­
men ist. Ich wäre dafür dankbar, wenn wir 
diesbezüg ich eine Mitteilung erhalten könn­
ten. 

Ich darf auch bezüglich der 14. Kriegs­
opferrente, die nun endlich zum Teil wirk­
sam werden wird, einiges sagen. Es war die For­
derung der Kriegsopfer , daß aus allgemeinen 
Budgetmitteln jene Beträge bereitgestellt 
werden, die zum Anschluß der Kriegsopfer 
an die allgemeine Entwicklung des Sozial­
rechtes erforderlich sind. Da keine andere 
Möglichkeit vorhanden war, und um wenigstens 
einen Beginn in dieser Richtung zu machen, 
haben wir auch dem Ressortübereinkommen 
zugestimmt, nämlich daß ein Viertel der 
14. Rente, wenn es noch im Jahre 1962 zur 
Auszahlung gelangt, aus den Ersparnissen 
des Rentenabfalles bedeckt wird. 

Für das Jahr 1963 enthält aber das Ressort­
übereinkommen diesbezüglich keine Ab­
machung, zumindest keine mir bekannte Ab­
machung. Es war deshalb für uns auch eine 
Gewissensfrage, ob wir, wie es die jetzige 
Novelle vorsieht, der Anrechnung der halben 
14. Rente auf den Ersparnisbetrag zustimmen 
können. Es muß allerdings objektiverweise 
auch zugegeben werden, daß in der Ent­
schließung des Nationalrates, wie ich schon 
erwähnt habe, nur von den Ersparnissen aus 
dem natürlichen Rentenabfall die Rede ist, 
nicht hingegen auch von den Ersparnissen, 
die durch die Verbesserung des ASVG. nun 
im gesamten Bereich der Kriegsopferver­
sorgung eintreten. Das Ressortübereinkommen 
bezieht sich aber auf die Ersparnisse aus 
beiden Titeln, was sicherlich eine noble Geste 
des Finanzministers war. 

In der augenblicklichen Situation ist es 
aber doch so, daß nur Beträge, die auf Grund 
des Ressortübereinkommens zur Verfügung 
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stehen, gesetzlich gebunden werden können, 

I 
eine Beschädigtenrente nach dem Kriegsopfer­

während Erweiterungen erst in das künftige versorgungsgesetz. Diese Vorgangsweise ist 
Finanzgesetz eingebaut werden könnten. We- dadurch zustande gekommen , daß sowohl der 
gen der bevorstehenden politischen Ereig- Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes wie 
nisse ist es aber diesem Parlament nicht auch das zuständige Ministerium der Meinung 
mehr möglich, das künftige Budget zu be- waren, daß auf Grund der meines Erachtens 
stimmen. Angesichts dieser Gegebenheiten auch heute noch klaren Diktion des § 1 des 
haben wir uns dann doch für den jetzt in Kriegsopferversorgungsgesetzes dieses Gesetz 
der Novelle vorgesehenen Weg entschieden. auch für die jetzt im Wehrdienst Beschädigten 

Es erhebt sich die Frage : Wie wird es nun 
in der Kriegsopferversorgung weitergehen � 
Gilt die Entschließung, die die Grundlage des 
bisherigen Auf bauplanes war, auch für das 
neue Parlament � Die Auffassungen darüber 
sind verschieden. Dem Wortlaut der Ent­
schließung nach soll sie für die nächsten 
Budget jahre gelten. Ich glaube, daß auch 
weiterhin zumindest diese Mindestgarantie 
für die weitere Aufwärtsentwicklung bestehen 
bleiben müßte. 

Ich darf hier auf ein ungelöstes Problem 
noch besonders hinweisen , nämlich auf die 
Versorgung unserer Bundesheersoldaten bei 
Dienstunfällen. Die Kriegsopfer- und die 
Soldatenversorgung wurde bisher aus dem 
Parteienstreit herausgehalten. Ich selber habe 
mich ebenfalls immer um diesen Weg bemüht, 
und die erreichten Erfolge haben die Richtig­
keit dieser Haltung bestätigt. 

Der "Arbeiter-Zeitung" und dem Herrn 
Staatssekretär Rösch ist es vorbehalten ge­
blieben, nun im Vorwahlfieber auch diese 
Frage aus der sachlichen Diskussion und Zu­
sammenarbeit in den parteipolitischen Streit 
hineinzuziehen. Nachdem sich bereits vor­
her die "AZ" in einem Leitartikel mit Seiten­
hieben auf die ÖVP mit der Versorgung der 
Soldaten des jungen Bundesheeres beschäftigt 
hatte, hat nunmehr Staatssekretär Rösch 
laut Bericht der "Arbeiter-Zeitung" vom 
26. Juni 1 962 am letzten SPÖ-Landesparteitag 
von Niederösterreich die Österreichische Volks­
partei beschuldigt, sie sei gegen den Schutz 
der jungen Soldaten. Ich weiß, daß man 
in der Politik nicht leisezutreten braucht 
und nicht leisetritt, aber selbst unter diesem 
Gesichtspunkt betrachtet ist die Behauptung 
des Herrn Staatssekretärs Rösch ein starkes 
Stück, eine ziemlich provokante Anschul­
digung (Abg. Ze i llinge r :  Wo bleibt der 
Ordnungsruf ?)� deren Bedeutung man vielleicht 
erst dann richtig ermessen kann, wenn man 
die echten Zusammenhänge und Gegeben­
heiten in dieser Frage kennt. So glaube ich , 
geht es tatsächlich nicht. 

Wie aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren des Hohen Hauses, ist nun die Sach­
lage wirklich � Die Soldaten des Bundes­
heeres, die während ihres Wehrdienstes zu 
Schaden gekommen sind, erhalten derzeit 

zur Anwendung kommen soll. 
Vor einiger Zeit hat der Verwaltungsgerichts­

hof bei der Behandlung von Beschwerden 
festgestellt, daß das Kiiegsopferversorgungs­
gesetz auf die im Dienst des jetzigen Bundes­
heeres zu Schaden gekommenen Soldaten 
nicht angewendet werden könne. Das Er­
kenntnis des Verwaltungsgerichtshofes und 
seine juristische Auffassung zu überprüfen� ist 
hier nicht vonnöten. (Abg. Ze i l l inge r :  Und 
auch nicht möglich !) Es ist etwas erstaunlich, 
weil bei einer Novellierung vor dem Er­
kenntnis des Verwaltungsgerichtshofes im Aus­
schußbericht ausdrücklich vermerkt wurde, 
daß eine Änderung im Kriegsopferversorgungs­
gesetz mit besonderer Blickrichtung auf die 
Soldaten des neuen Bundesheeres vorgenommen 
worden ist. Aber wie dem immer auch sei, 
derzeit ist die Rechtssituation sO, wie ich 
sie geschildert habe. Wenn diese Entschei­
dungen auch nur für den Einzelfall gelten, 
haben sie wegen der allgemeinen Bedeutung 
der Spruchpraxis der obersten Gerichte natür­
lich auch ihre Auswirkungen genereller Art. 

Der Herr Sozialminister hat, um diese 
Gesetzeslücke zu schließen, einen Entwurf 
ausgearbeitet und diesen Entwurf den gesetz­
lich hiefür in Betracht kommenden Stellen 
zur Begutachtung zugeschickt. Auch der 
Zentralorganisation der Kriegsopferverbände 
Österreichs wurde ein solcher Entwurf mit 
der Einladung, Stellung zu nehmen, zuge­
schickt. Die Zentralorganisation der Kriegs­
opferverbände hat nach sehr eingehenden 
Beratungen diesen EntWLirf vor allem aus 
drei Erwägungen, die ausschließlich im Sach­
lichen begründet liegen , abgelehnt, und zwar 

1 .  weil es hier zu einer Diskriminierung der 
Beschädigten der zwei Weltkriege und der 
beschädigten Soldaten des ersten Bundes­
heeres, die ebenfalls nach den Bestimmungen 
des Kriegsopferversorgungsgesetzes zu ver­
sorgen sind, gekommen wäre, 

2. weil das dort vorgesehene andersgeartete 
Rentenbemessungssystem, das nicht primär 
den Grad der Minderung der Erwerbsfähig­
keit, sondern die Höhe des Einkommens 
der Rentenbemessung zugrunde legt, den 
langjährigen Erfahrungen zufolge für die Ver­
sorgung der Wehrdienstgeschädigten nicht ge­
eignet ist, und 
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3. weil der vorgelegte Entwurf gerade für 
jene Kreise der Wehrpflichtigen, für die er 
in erster Linie gedacht ist, nämlich für die 
jungen Präsenzdiener , mit der neu vor­
gesehenen Rentenbemessungsmethode über­
haupt keine Vorteile bringt, j a  sogar zu 
schlechteren Ergebnissen führt als das der­
zeit bestehende Kriegsopferversorgungsgesetz . 

Es gibt zahlreiche andere Einwendungen, 
die ich hier gar nicht im Detail aufzählen 
möchte, die ich aber stundenlang in voller 
Eindringlichkeit schildern könnte. (Abg. 
Statf a :  I8t die Ö VP dafür oder dagegen ?) 
Das werde ich ganz klar beantworten, Herr 
Abgeordneter Staffa ! Ich hätte zu dieser 
Frage nicht gesprochen, wenn nicht eine 
solche Haltung eingenommen worden wäre. 
Vieles will ich also gar nicht erwähnen, das 
würde hier zu weit führen. 

Man kann aber nicht nur ein Njet sagen, 
sondern man soll gleichzeitig mit der Ab­
lehnung eines Vorschlages auch einen kon­
struktiven Gegenvorschlag machen. Das ist 
eine Haltung, deren wir uns immer befleißigt 
haben. Aus diesem Grunde wurde zugleich 
mit dieser ablehnenden Stellungnahme der 
Zentralorganisation der Kriegsopferverbände 
Österreichs ein Gegenentwurf mit der herz­
lichen Bitte übermittelt, darüber nun Ver­
handlungen einzuleiten, damit man zu einer 
gemeinsamen Abstimmung kommen könne. 
In völligem Gegensatz zu der bisher so erfolg­
reich durchgeführten Praxis wurden darüber 
überhaupt keine Verhandlungen eingeleitet, 
sondern der Herr Sozialminister hat diesen 
Entwurf, mit einigen Modulationen versehen, 
die in Blickrichtung auf die Kriegsopfer so­
gar noch Verschlechterungen gebracht haben 
(Abg. Dr. Kumme r :  Hört ! Hört !) , in die 
Ministerratssitzung gebracht. (Ab!]. A l t e n­
b ur ge r :  Da schau herl) 

Nach Bekanntwerden dieser Tatsache haben 
die Kriegsopferverbände ein leidenschaftliches 
Protesttelegramm an den Herrn Sozialminister 
gerichtet und in einem weiteren Telegramm 
den Herrn Bundeskanzler, der bekanntlich 
selbst ein Schwerkriegsbeschädigter ist, ge­
beten, diesen Entwurf nicht im Minister­
rat zu verabschieden, wobei nochmals dar­
auf hingewiesen wurde, daß der Entwurf 
erstens sachlich nicht geeignet sei und daß 
zweitens die Kriegsopfer eine Diskriminierung 
gegenüber den Soldaten des jetzigen Bundes­
heeres nicht oder kaum zur Kenntnis nehmen 
könnten. 

Die Kriegsopferverbände haben darauf hin­
gewiesen, daß kein sachlicher Grund dafür 
gegeben ist, die grundsätzlichen Erfahrungen 
in der Kriegsopfer- und Soldatenversorgung, 
die nunmehr seit 43 Jahren in Österreich, 

aber nicht nur in Österreich, sondern auch in 
allen europäischen Ländern und auch in den 
Vereinigten Staaten von Amerika, in Kanada, 
Australien, Neuseeland und Japan gewonnen 
werden konnten, plötzlich über den Haufen 
zu werfen. 

Diesem Appell der immerhin noch 345.000 
Kriegsopfer in Österreich haben sich böser­
weise die Regierungsmitgliede:r.- der ÖVP nicht 
verschlossen, und so wurde im Minister­
rat keine Einstimmigkeit über den Proksch­
Entwurf erzielt. (Ab!]. Staff a :  Also hat Herr 
Staatssekretär Rösch recht I) 

Ich bin überzeugt davon, daß bei gutem 
Willen auf allen Seiten eine Lösung dieses 
Problems zu finden ist. Aber ich frage mich : 
Warum will man denn darüber nicht verhandeln ? 
Die Methode der politischen Demagogie wird 
meines Erachtens keine geeignete Atmosphäre 
dafür schaffen, zu einer ordentlichen Ver­
sorgung zu kommen. Oder soll ich etwa ebenso 
reißerisch - aber noch dazu ist das sachlich 
richtig - herausstellen, daß nach dem Proksch­
Entwurf zum Beispiel bei der gleichen Ver­
letzung - ich weiß, daß ich in Extremen 
spreche, aber dadurch werden die Dinge deut­
licher - ein Generaldirektor, der eine Waffen­
übung macht und dabei zu Schaden kommt, 
eine ungleich höhere Rente bekommen würde 
als etwa ein Bergbauer ? Der Bergbauer ist 
aber zum Beispiel infolge einer Oberschenkel­
amputation in seinem beruflichen Fort­
kommen ungleich schwerer behindert als der 
Generaldirektor. Dasselbe gilt zum Beispiel auch 
für einen Studenten, der sofort nach der Ma­
tura se�ne Wehrpflicht erfüllt und noch über­
haupt kein Einkommen hat und daher mit 
der Mindestbemessungsgrundlage von 1 200 S, 
die dort vorgesehen ist, abgespeist werden 
würde. 

Ich darf das Problem an einem klaren Bei­
spiel beleuchten : Falls ein solcher junger Stu­
dent oder ein junger Lehrling, der noch kein 
Einkommen hat, aufs allerschwerste verun­
glückt und zum Beispiel mit einer Min­
derung der Erwerbsfähigkeit von 90 oder 100 
Prozent ausscheiden muß, erhält er nach dem 
derzeitigen Kriegsopferversorgungsgesetz 
- immerhin jetzt unter Bedachtnahme auf 
die heute zu beschließenden neuen Verbesserun­
gen - mehr als 1500 S. Nach dem Ent­
wurf mit der Mindestbemessungsgrundlage 
von 1200 S würde er aber nur 960 S bekom­
men ! Sind denn das keine sachlichen Er ­
wägungen ? Sollte man darüber nicht reden � 
Erst bei einem Einkommen von 2000 S, das als 
Bemessungsgrundlage zugrunde gelegt würde, 
würde dieser derzeit schon geltende Betrag 
überschritten werden, und der Betreffende 
würde eine Rente von 1600 S erhalten. 
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Nun berücksichtigen wir Kriegsopfer mit 
Kindern. Die einheitliche Kinderzulage nach 
dem jetzigen Gesetz beträgt derzeit 70 S. 
Bei dem genannten Schwerstbeschädigten mit 
einer Einkommensbasis von 1200 S würden 
nach der Vorlage nur 40 S gewährt. (Abg. 
A l te n b u rg u :  Eine komi8che Vorlage !) 

Das wird aber das Gros der Menschen be­
treffen, das Gros der jungen Soldaten, da sie 
ja möglichst bald, also in jungen Jahren, ihren 
Präsenz dienst erfüllen und daher meist nur 
ein sehr geringes oder überhaupt noch kein 
Einkommen zu dem Zeitpunkt haben, zu 
dem sie die Präsenz dienstpflicht antreten. 
(Abg. A ltenburg e r .'  Wer i8t der Schöpfer 
die8er Vorlage ?) Ich glaube also, man kann 
doch darüber reden. 

Der erste Entwurf hat nun in Kenntnis 
dieser Dinge vorgesehen, daß diese Leute 
dann, wenn die Leistung geringer wäre als 
nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz, nach 
dem Kriegsopferversorgungsgesetz behandelt 
werden würden. Ich frage mich : Was ist denn 
das für ein System 1 Auf die Berufssoldaten -
ich denke jetzt gar nicht an die pragmatisierten 
Offiziere, sondern an die in einer Unter­
offiziersfunktion tätigen - hätte dieser Ent­
wurf überhaupt nicht Anwendung gefunden. 
Sie hätten also im Falle einer Wehrdienst­
beschädigung überhaupt keine Kriegsopfer­
rente, oder wie immer man dann das be­
zeichnet hätte, erhalten. 

Was soll man nun weiter dazu sagen, wenn 
der Herr Staatssekretär behauptet, daß durch 
die Ablehnung des Entwurfes 24.000 Kriegs­
opfer geschädigt würden, die sonst ebenfalls 
bessergestellt worden wären ? Wen meint 
der Herr Staatssekretär damit ? Meint er etwa 
den Umstand, daß in dem Proksch-Entwurf 
eine Beschädigten-Rente schon ab einer Ver­
sehrtheit von 20 Prozent vorgesehen ist, wäh­
rend es derzeit in der Kriegsopferversorgung 
eine Rente erst ab 30 Prozent Versehrtheit 
gibt ? Derzeit - ich habe es heute gesagt -
sind wir trotz aller Bemühungen nicht in der 
Lage, die bestehenden Renten in den unteren 
Kategorien brauchbar aufzuwerten und die 
Witwenversorgung angemessen zu gestalten. 
Wie sollte das nun unter Einschluß dieser zu­
sätzlichen Tausenden von Menschen geschehen 1 
Ist es nicht wertvoller, zunächst die schwersten 
Fälle genügend zu versorgen, als bei einer 
Minderung der Er wer bsfähigkeit von 20 vom 
Hundert zu beginnen, abgesehen von der 
sachlichen Feststellung, daß in der Unfall­
versicherung bezüglich der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit nach ganz anderen Grund­
sätzen und Maßstäben gemessen wird, als es 
in der Kriegsopferversorgung der Fall ist 1 
Woher sollte das zusätzliche Geld kommen ? 

Auch darüber hat sich der Herr Staatssekretär 
ausgeschwiegen. Ich weiß nicht, wen der 
Herr Staatssekretär sonst noch meinen könnte, 
wer sonst von den derzeitigen Kriegsopfern 
dabei geschädigt werden würde. 

Wir haben ihm die Rentenberechnungs­
tabelle zugeschickt. Ich weiß nicht, ob er die 
Zeit gehabt hat, sie zu ' studieren. Es wäre 
aber wertvoll, das zu tun, und daher frage ich 
noch einmal, ob man in einer derart verant­
wortungsvollen Stellung so leichtfertig über 
diese Dinge und in dieser Form reden kann. 
Das darf doch in Erwiderung auf diese Anwürfe 
mit aller Eindringlichkeit gesagt . werden. 

Ich darf im Interesse der guten Sache sehr 
hoffen, daß nun die ganze Frage wieder in das 
Geleise der sachlichen Beratungen und Dis­
kussionen kommt. Glauben Sie, wir hätten 
heute nicht eine sehr attraktive Gelegenheit, 
hinauszugehen und die Diskriminierung der 
Kriegsopfer als politischen Slogan mit aller 
Deutlichkeit und Lautstärke herauszustellen ?  

Der Zentralorganisation der Kriegsopfer­
verbände ist bekanntgeworden, daß neuerlich 
Bestre bungen im Gange sind, diese Frage 
über den Kopf der Kriegsopferorganisation 
hinweg zu lösen. Ich frage mich wieder : Muß 
das so sein ? Warum geschieht dai'3 alles ? N euer­
lieh mußte die Führung der Zentralorganisa­
tion der Kriegsopferverbände die Bundes­
regierung durch Telegramme ersuchen, dieser 
Vorgangs weise nicht zuzustimmen, sondern in 
sachlichen Gesprächen mit ihr eine Lösung zu 
finden. Ich frage mich : Wer steckt da da­
hinter, und was steckt da dahinter, daß hier 
so mutwillig eine Auseinandersetzung und ein 
Streit vom Zaun gebrochen werden sollen ? 
Ich möchte daher nochmals mit Lautstärke 
meinen Appell zur Vernunft und für eine 
demokratische Handlungsweise einbringen. 

Es ist gerade für den Verteidigungsminister 
nicht leicht, immer wieder von seiner Seite 
aus mitzuwirken, daß es zu einem einvernehm­
lichen Arrangement kommt. Es wird wahr­
scheinlich kaum möglich sein, eine solche 
loyale Haltung zu bewahren, wenn sie mit 
derartigen Angriffen quittiert wird. 

Meine Damen und Herren ! Die Behandlung 
der Kriegsopferversorgung bietet mir aber 
auch eine willkommene Gelegenheit, zu den 
Anwürfen Stellung zu nehmen, die in einer 
Wiener Montagzeitung in massivster Art gegen 
den Präsidenten der Kriegsopferorganisation 
und gegen den Kriegsopferver band für Wien, 
Niederösterreich und das Burgenland erhoben 
worden sind. 

Was die Anwürfe gegen die Person des 
Präsidenten betrifft, so wird er sich sicherlich 
selber verteidigen. Selbstverständlich hat der 
Kriegsopferverband für Wien, Niederöster-
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reich und das Burgenland für seinen internen 
Bereich, pro foro interno, sofort die ge· 
nauesten Untersuchungen über alle rechtlich 
relevanten vom "Wiener Montag" erhobenen 
Beschuldigungen eingeleitet. Ich selbst ge­
höre dieser Untersuchungskommission an, und 
ich darf hier mit aller Deutlichkeit und Schärfe 
klarstellen, daß ich persönlich alle Konse­
quenzen ziehen würde, wenn sich heraus­
stellen sollte, daß der Präsident unehren­
haft gehandelt hat. Dasselbe darf ich auch 
für alle meine -Kameraden sagen. Da be­
kanntlich derzeit aber noch eine Reihe 
von Gerichtsverfahren in dieser Sache an­
hängig ist, hat der bestellte Untersuchungs­
ausschuß mit Zustimmung der satzungsge­
mäßen Verbandsorgane es bisher vermieden, 
über den Bereich seiner Mitglieder hinaus mit 
Erklärungen an die Öffentlichkeit zu treten. 

Eines aber darf ich jetzt schon feststellen : 
Der Untersuchungsausschuß macht sich die 
Sache nicht leicht. Alle erreichbaren Doku­
mente wurden genauest geprüft und alles zur 
Verfügung stehende Material herangezogen, 
um die Richtigkeit oder Unrichtigkeit dieser 
Behauptungen festzustellen. Bisher hat diese 
gründliche Untersuchung zu dem Ergebnis 
geführt, daß der Hauptausschuß des Ver­
bandes einstimmig festgestellt hat, daß auf 
Grund der derzeit bekannten Unterlagen und 
der bisherigen Untersuchungsergebnisse keine 
Veranlassung besteht, den Präsidenten zu 
suspendieren. Dieser Meinung hat sich auch 
der Vorstand der Zentralorganisation der 
Kriegsopferver bände Österreichs angeschlossen. 
Im übrigen wird ja der "Wiener Montag" 
für: seine Behauptungen den Wahrheitsbeweis 
anzutreten haben, und zwar in einem Ver­
fahren, das zunächst nicht den Verband 
selber, sondern den Präsidenten berührt. 

Im "Wiener Montag" wurde ein Interview 
mit dem Herrn Vizekanzler veröffentlicht, 
das der Herr Vizekanzler einem Reporter 
dieser Zeitung gegeben haben soll . Nach 
diesem Interview hätte der Herr Vizekanzler 
unter anderem die Erklärung abgegeben : 
Wenn dem da und dort so wäre, so wäre 
Karrer die längste Zeit Bundesrat und die 

längste Zeit Präsident der Kriegsopfer gewesen. 
Was den Bundesrat betrifft, ist das 

eine Angelegenheit der SPÖ, was aber den 
Präsidenten der Kriegsopfer anlangt, darf 
ich hier wohl mit aller Eindringlichkeit fest­
stellen : Wer Präsident der Kriegsopfer Öster­
reichs ist, bestimmt nicht der Herr Vize­
kanzler, auch nicht die SPÖ, sondern be­
stimmen noch immer die Kriegsopfer Öster­
reichs selber! ( Bei fall bei der (j V P.) Ich 
habe erwartet, daß der Herr Vizekanzler, 
der sonst so dementierfreudig ist, auch diese 

N achrieht dementiert. Ein solches Dementi 
bezüglich dieses Ausspruches ist mir bis 
zur Stunde aber noch nicht bekanntge­
worden. 

Ich hätte in diesem Stadium der Dinge 
diese Angelegenheit hier nicht zur Sprache 
gebracht, wenn nicht der "Wiener Montag" 
in seiner Ausgabe vom 18.  Juni 1962 auf 
Seite 3 neuerlich auf die Angelegenheit des 
Kriegsopferverbandes mit der reißerischen 
Überschrift zurückgekommen wäre : "Gesucht 
werden 450.000 Schilling". Dieser Betrag 
sei im Kriegsopferverband verschwunden. Es 
heißt dann weiter: , ,Jeder Kriegs beschädigte, 
der die Berufung beim Verwaltungsgerichtshof 
ergreift, muß 300 S an den Kriegsopfer­
verband bezahlen. Der Anwalt hebt für seine 
Bemühungen aber nur einen Pauschalbetrag 
von 150 S ein. Wohin die zweiten 150 S 
verschwinden, blieb bisher ein Rätsel. Da 
rund 3000 Berufungen über den Kriegsopfer­
verband durchgeführt wurden, werden ver­
schwundene 450.000 S gesucht! " 

Ich frage mich : Kann man solche Vor­
würfe und solche Behauptungen ohne ge­
wissenhafteste Prüfung in aller Öffentlichkeit 
aufstellen � Von dieser Behauptung fühle 
ich mich selbstverständlich als Mitglied des 
Vorstandes des Kriegsopferverbandes ebenso 
betroffen wie alle übrigen Kameraden, die 
dem Vorstand dieser Organisation angehören 
und seit Jahren unentwegt für die Besser­
stellung der Kriegsopfer arbeiten. Zu .. dieser 
Frage möchte ich daher auch in aller Offent­
lichkeit und Eindeutigkeit Stellung nehmen. 

Der Kriegsopferverband hat als Bevoll­
mächtigter seiner Mitglieder bis einschließlich 
heute 2364 Beschwerden beim Verwaltungs­
gerichtshof eingebracht. Hievon wurden bis 
heute 2216 erledigt, Bodaß nach eine Rest­
zahl von 148 Beschwerden offen ist. Von 
diesen 2216 erledigten Beschwerden hat der 
Verwaltungsgerichtshof 1703 Beschwerden 
Folge gegeben und lediglich 513 Beschwerden 
als unbegründet abgewiesen. Seit Beginn 
des Jahres 1952, wo erstmalig solche Be­
schwerden eingebracht wurden, weil erst da­
mals das Kriegsopferversorgungsgesetz in sei­
nen Auswirkungen überhaupt in den Be­
schwerdebereich hineingezogen werden konnte, 
bis zum heutigen Tag ergibt sich daher, daß 
76,85 Prozent der vom Kriegsopferverband 
überreichten und vertretenen Beschwerden 
positiv erledigt worden sind. Meine Damen 
und Herren! Wer die Dinge kennt, weiß, daß 
dies im Vergleich zu anderen Rechtsgebieten 
eine ungeheuer hohe Erfolgsziffer ist, und es 
sagt deutlicher als alles andere aus, mit welcher 
Gewissenhaftigkeit und Sachkenntnis die Ver­
tretung erfolgt ist. 
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Es ist richtig, daß der Kriegsopferverband 
für jede Beschwerde einen Betrag von 300 S 
einhebt, wenn der Beschädigte überhaupt 
den Verband ersucht, seine Vertretung zu 
übernehmen. Obwohl im Rechtsanwaltstarif 
für die Überreichung von Beschwerden an 
den Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshof 
und für die Verrichtung von mündlichen 
Verhandlungen kein bestimmter Kostensatz 
vorgesehen ist, ist es doch allgemein bekannt, 
daß im Durchschnittsfall von den Rechts­
anwälten für die Einbringung einer Ver­
waltungsgerichtshofbeschwerde ein Betrag von 
1500 S und für die Verrichtung einer mund­
lichen Verhandlung ungefähr der gleiche Be­
trag in Rechnung gestellt wird. Was ist 
gegen diesen Betrag ein Betrag von 300 S !  
Er bedeutet, daß gewaltige Verbandsmittel 
zusätzlich für den Rechtsschutz der Mit­
glieder des Kriegsopferverbandes zur Ver­
fügung gestellt werden. 

In der Kriegsopferversorgung handelt es 
sich um ein ungeheuer schwieriges Spezial­
ge biet. Nur erstklassige Spezialisten können 
daher mit den Vorbereitungsarbeiten beauf­
tragt werden. Bei der großen Zahl der Be­
schwerden und Rechtsfälle ist es unmöglich, daß 
diese Arbeit vom Verbandsanwalt in seiner Ver­
bandskanzlei allein bewältigt wird. Der Kriegs­
opferverband muß aber die Kräfte hiefür 
bezahlen. Es ist daher richtig, daß ein Teil 
des Betrages, der für die Vertretung einge­
hoben wird, dafür bestimmt ist. 

Wir haben sofort nach diesem Artikel 
der Buchhaltung den Auftrag gegeben, zu­
rück bis zur ersten Beschwerde lückenlos 
die bezüglichen Konten nachzuprüfen. Ich 
bin heute in der Lage, zu berichten, daß diese 
Arbeit abgeschlossen ist und daß der Ver­
bleib jedes Groschens, der dem Verband aus 
diesem Titel zugekommen ist, nachgewiesen 
werden kann. 

Es dürfte aber auch dem "Wiener Montag" 
bekannt sein, daß nach § 24 Abs. 2 des Ver­
waltungsgerichtshofgesetzes die Beschwerde 
und der Antrag auf Wiederaufnahme des Ver­
fahrens und Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand mit der Unterschrift eines Rechts­
anwaltes versehen sein muß. Dies gilt, soweit 
es sich um physische Personen handelt, die 
rechtskundige Angestellte des Bundes, eines 
Landes, eines Gemeindeverbandes oder einer 
Gemeinde sind, nur dann nicht, wenn es 
deren eigene Sache betrifft. Es ist daher 
klar, daß auch dem Verbandsanwalt für seine 
Arbeitsleistung eine Bezahlung geleistet wer­
den muß. 

Es bliebe daher noch die Frage des Armen­
rechtes. Meine Damen und Herren ! Abgesehen 
davon, daß nur ein Teil der Beschwerdeführer 

überhaupt die Voraussetzungen hiefiir er­
bringen könnte, handelt es sich beim Kriegs­
opferrrecht, wie ich schon erwähnt habe, 
um eine höchst schwierige Spezialmaterie, 
die neben den rechtlichen auch sehr bedeu­
tende medizinische Kenntnisse erfordert . Jeder 
Anwalt hat Fälle des Armenrechtes zu führen, 
wenn die Reihe an ihm ist, man kann von 
den Anwälten aber nicht verlangen, daß sie 
alle Spezialisten in Kriegsopfersachen sind. 
Außerdem wird ja niemand gezwungen, den 
Verband mit seiner Vertretung zu beauf­
tragen. 

Darüber hinaus gewährt der Verband an 
Bedürftige großzügigst Ratenzahlungen bis 
herab zum Betrag von l O S monatlich und 
in extremen Fällen auch einen völligen N ach­
laß. Somit werden dann die gesamten Kosten 
aus Verbandsmitteln bestritten. Ich glaube, 
gerade die Erledigung dieser Aufgabe war 
eine der größten Leistungen, die vollbracht 
worden sind. 

Nach KlarsteIlung dieser Sachlage darf ich 
daher nochmals in aller Deutlichkeit und Be­
scheidenheit die Frage stellen :  Ist es möglich, 
ohne über die Dinge Bescheid zu wissen, 
solche ungeheuerlichen Behauptungen in der 
Öffentlichkeit aufzustellen und damit auch 
Menschen mitzuverdächtigen, die ihre ganze 
Arbeit in den Dienst der Kriegsopferversor­
gung stellen ? Ich darf wohl mit Recht diese 
Fra.ge stellen, denn damit habe ich nicht mich 
gemeint, sondern unsere braven Kameraden, 
die ehrenamtlich schon seit Jahren in der 
Leitung des Kriegsopferverbandes tätig sind. 

Was mich selbst betrifft, darf ich die Fest­
stellung anfügen, daß ich kein berufsmäßiger 
Manager in Kriegsopfersachen bin, sondern 
mich neben meinen vielen anderen Arbeiten 
freiwillig zur Mitarbeit in der Kriegsopfer­
organisation zur Verfügung gestellt habe, 
weil ich leider aus eigenem Erleben kennen­
lernen mußte, wie sehr es vonnöten ist, daß 
die Kriegsopfer auch in der Jetztzeit noch 
die Wahrung ihrer Interessen selber in die 
Hand nehmen. 

Ich bedauere- aufrichtig, daß die ganze An­
gelegenheit, ebenfalls ohne Nachprüfung, auch 
in einer Postwurfsendung der FPÖ in der 
Steiermark übernommen wurde. Die Kriegs­
opfer - das darf ich hier feststellen - werden 
nicht zulassen, daß ihre mit großen Opfern 
aufgebaute Organisation durch derartige Be­
ha.uptungen diskriminiert und geschmäht wird ! 

Die heute zur Beschlußfassung vorliegende 
Novelle erbringt den Nachweis, daß die 
Zentralorganisation der Kriegsopferverbände 
Österreichs erfolgreich arbeitet und weiter­
arbeitet. Die Tatsache, daß die Novelle 
jetzt beschlossen werden kann, zeigt aber 

104. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 25 von 38

www.parlament.gv.at



4578 Nationalrat IX. GP. - 104. Sitzung - 1 1 . Juli 1962 

Dr. Prader 

auch das große Wohlwollen, das das öster­
reichische Parlament stets gerade diesen An­
liegen entgegengebracht hat, und das schon 
in einer Zeit, in der wegen der faktischen 
Verhältnisse in diesem Land viel Mut erfor­
derlich war, in dieser Frage immer die richtige 
Sprache zu sprechen. 

Die Kriegsopferorganisation sieht ihre Auf­
gabe nicht allein in dem Bemühen um eine bes­
sere Rentenversorgung der Beschädigten, son­
dern viel totaler. Sie bemüht sich vor allem, 
auf dem Gebiet der Rehabilitation im Zusam­
menwirken mit den staatlichen Stellen das 
Möglichste zu leisten und international ge­
wonnene Erfahrungen auch in Österreich 
auszuwerten und womöglich noch zu ver­
bessern. 

Ich kann daher heute das Hohe Haus mit 
einem neuen Vorhaben des Kriegsopferver­
bandes für Wien, ' Niederösterreich und das 
Burgenland bekanntmachen, mit dem erst­
rangige Pionierarbeit geleistet werden soll. 
Der genannte Kriegsopferverband hat im Rau­
me von Wiener Neudorf eine entsprechende 
Grundfläche erworben, um dort erstmalig 
in Österreich eine Musterwohnanlage für 
Schwer- und Schwerstbeschädigte zu schaffen. 
Wir haben uns bemüht, internationale Er­
fahrungen zu studieren, um sie auswerten 
und noch verbessern zu können. Von der Kriegs­
opferorganisation beauftragte Architekten 
haben die bezügliche Musteranlage in Doorn 
in Holland, die dort aus staatlichen Mitteln 
hauptsächlich für Querschnittgelähmte er­
richtet wurde und die wegen ihrer Singularität 
Ziel von Studienreisen der Experten aus aller 
Welt ist, eingehend studiert und entsprechende 
Vorschläge auch für unsere Verhältnisse a.us­
gearbeitet. Wie hoffen, daß es uns gelingt, 
für die Schwerstbeschädigten Modellhäuser 
zu schaffen, die auf deren durch ihren Leidens­
zustand bedingten besonderen Bedürfnisse 
bis ins Detail abgestimmt sind. 

Der Sozialminister, dem unser Bemühen 
bekannt ist, hat uns dankenswerterweise seine 
Unterstützung zugesagt, und auch die nieder­
österreichische Landesplanung wie die Ge­
meindeverwaltung von Wiener Neudorf selbst 
sind unserer Absicht sehr aufgeschlossen ent­
gegengekommen. 

Leider können wir ein Problem, das bei der 
Mustersiedlung in Holland eine große Rolle 
spielt, nicht aus eigener Kraft meistern, 
nämlich das Problem der Gemeinschafts­
hilfe für Schwerstbeschädigte, die niemand 
mehr haben, der sie pflegt, und die auch kaum 
jemand bekommen, weil diese Dienste heute 
niemand mehr gerne tut. Wenn sie jemand 
bekommen, dann haben sie nicht die not wen­
pigen Mittel zur Verfügung, um solche Kräfte 

auch bezahlen zu können. In Holland stehen 
für die Schwerstbeschädigten, die nicht mehr 
im Familienverband leben können, ein ge­
schulter Schwesternstab und auch eine ent­
sprechende bauliche Gemeinschaftsanlage zur 
Verfügung, die sie weiter 30m gesellschaftlichen 
Verkehr teilnehmen lassen. Diese Angelegen­
heit ist für uns im Augenblick noch eine 
unlösbare Frage. Vielleicht finden wir auch 
hier noch einen gangbaren Weg. Wenn die 
uns gegebenen Zusagen eingehalten werden, 
woran wir gerade na.ch den bisherigen Er­
fahrungen wirklich nicht zu zweifeln brauchen, 
dann sind wir überzeugt, daß auch dieses 
große Vorhaben gelingen wird und Österreich 
damit, auch in internationaler Schau gesehen, 
einen erstrangigen Platz einnehmen kann. 

Gerade heute, im Zeichen des großen Ar­
beitskräftemangels steht bei unseren Schwer­
und Schwerstbeschädigten diese Fest­
stellung ist nicht auf die Kriegsbeschädigten 
allein beschränkt - noch eine wertvolle 
Kraftreserve bereit, die, am richtigen Platz 
eingesetzt - dafür können wir zahlreiche 
Beweise erbringen --, zu den besten und zu­
verlässigsten Arbeitskräften zählen und die 
vor allem voll Dankbarkeit und mit besonderer 
Treue und Hingabe ihre Arbeit verrichten. 

Es ist eine schöne Aufgabe, dabei zu helfen 
und mitzuwirken. Die ÖVP gibt daher auch 
diesem Gesetz, das den Kriegsopfern und den 
politischen Opfern nun weitere Erleichterungen 
schafft, gern und freudig ihre Zustimmung. 
(Beifall bei der ÖV P.) 

Präsident Hillegeist : Als nächstem Redner 
erteile ich Herrn Abgeordneten Wimberger 
das Wort. 

Abgeordneter Wimberger: Hohes Haus ! 
Sehr verehrte Damen und Herren ! Die Aus­
führungen meines Herrn Vorredners zwingen 
mich dazu, kurz zu wesentlichen Dingen, die 
er vorgebracht hat, Stellung zu nehmen. 
Ich bekam während seiner Darlegungen das 
Gefühl, daß sich nicht nur - wie der Herr 
Abgeordnete Prader meinte - der Herr 
Staatssekretär für Landesverteidigung be­
reits im Vorwahlfieber befindet, ich gewann 
die Überzeugung, daß das auch bei ihm bereits 
der Fall ist. (Abg. Dr. Prade r :  Aber bei 
normalem Pulsschlag / ) 

Ich gebe' ihm in vielem, was er sagte , recht. 
(Bravo /-Rufe bei der Ö VP.j Er weiß es sehr 
gut, daß ich mich im Jahre 1 956 sehr vehement 
gegen die Schaffung eines eigenen Heeres­
versorgungsgesetzes gewendet habe. Er weiß 
aber auch gut, daß sich im Laufe der 
Jahre meine und unsere Auffassungen - also 
auch die Auffassungen der Zentralorganisa­
tion - diesbezüglich gewandelt haben. Es 
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hatte auch den Anschein, 
einem für beide Seiten 
gleich kommen könnten. 

als ob wir doch zu 
brauchbaren Aus-

Meiner Meinung nach, Herr Abgeordneter 
Pfader, wäre es, wenn von Ihrer Seite aus 
Ihre Minister entsprechend beeinflußt worden 
wären, möglich gewesen, den Antrag, der 
dem Ministerrat zugeleitet wurde, in das 
Parlament zu bringen. Wir haben kurz darüber 
gesprochen. Sie waren aber von Anfang an 
dagegen, und ich kann Ihnen auch sagen, 
warum. Wenn nämlich die Angelegenheit 
Kriegsopfer und Heeresversorgung zu einer 
Sache des Parlaments geworden wäre, dann 
hätten für Ihre Seite in der öffentlichen 
Agitation keine Möglichkeiten mehr bestan­
den, den Herrn Sozialminister allein verant­
wortlich zu machen, wenn für die Kriegs­
opfer irgend etwas nicht durchzubringen ist. 
(Abg. Dr. Kummer .' Das ist billig ! - Abg. 
Dr. Prade r .'  Wimberger, du warst ja auch 
dafür, daß man den Minister dringend ersucht 
hat, das nicht weiterzugeben ! ) Ja, sicher 
war ich dafür ! (Neuerlicher Zwischenruf des 
Abg. Dr. Prade r.) Ich bin aber auch dafür 
gewesen, daß man den Minister beeinflußt, 
die Angelegenheit aus dem Ministerrat ins 
Parlament zu bringen. Das ist eben nicht 
geschehen. 

Ich bin aber auch fest davon iiberzeugt, 
daß die heutige Debatte gar nicht notwendig 
gewesen wäre, weil es ja in dieser Legislatur­
periode nicht mehr zu einem gemeinsamen 
Antrag kommen wird. (Abg. Dr. Prade r :  
I eh hätte auch nichts gesagt, wenn ihr nichts 
gesagt hättet ! - Heiterkeit bei der O v P.) 

Um aber das Bild, das Sie gemalt haben, 
etwas zu verwässern, muß ich Ihnen sagen, 
daß es auch auf Ihrer Seite Abgeordnete 
gibt, die sich durchaus mit der Idee eines 
eigenen Heeresversorgungsgesetzes befreundet 
haben. Ich glaube nicht, daß der Herr Staats­
sekretär Rösch eine so überragend starke 
Persönlichkeit ist (Heiterkeit und Zustimmung 
bei der O VP - Abg. S e b i n g e r .'  Warum 
denn· gar so herabsetzend ?), daß der Herr Ver­
teidigungsminister ausgerechnet das tut, was 
ihm sein Staatssekretär einredet. (Abg. 
Seb i nge r .'  Steht er schon auf der Abschuß­
liste ?) 

Ich erinnere mich an das Jahr 1956, in 
dem es die vehementen Auseinandersetzungen 
wegen eines eigenen Heeresversorgungsgesetzes 
gege ben hat. Damals hat der Verteidigungs­
ministel' Graf kurz und bündig erklärt : Ein 
solches Gesetz kommt nicht in Frage. Er hat 
sich also von dem damaligen Staatssekretär 
im Verteidigungsministerium in keiner Weise 
beeinflussen lassen. (Abg. S e b i n g e r .'  Da 
hat er schlecht argumentiert!) 

Ich habe aber auch im Laufe der heutigen 
Sitzung ganz kurz mit dem Generalsekretär 
Ihrer Partei, Herrn Dr. Withalm, gesprochen. 
Ich fragte ihn, ob es denn stimme, daß man 
daran denke, noch im Laufe der kommenden 
zwei Wochen oder vielleicht schon in der 
nächsten Woche oder vielleicht gar schon 
morgen ein eigenes Heeresversorgungsgesetz 
einzubringen. Er erklärte mir - Herr Ab­
geordneter Prader, ich sagte Ihnen auch 
das nachträglich -, das sei abbesprochen, 
und es werde zweifelsohne irgendwie ge­
macht werden. Ich verstehe daher nicht, 
warum Sie heute so besonders scharf (Abg. 
Dr. Ku m m e r .'  Aber sehr sachlich !) gegen 
den Herrn Staatssekretär im Ministerium für 
Landesverteidigung Rösch vorgegangen sind. 
(Abg. So ro n i c s .'  Das war der Angriff, nicht die 
Verteidigung ! ) 

Sie haben auch den Herrn Vizekanzler 
zitiert. Sicher ist es eine reine Angelegenheit 
der Kriegsopferorganisation, wen sie zum 
Präsidenten ihrer Zentralorganisation macht. 
Da lassen sich die Kriegsopfer nichts drein­
reden, und da würde ich mir auch von meiner 
Partei nicht das geringste dreinreden lassen. 
(Hört ! Hört l- Rufe bei der O VP. - Abg. Rosa 
Jo chmann .' Die redet ohnehin nichts drein!) 
Ich habe diesbezüglich auch mit dem Herrn 
Vizekanzler gesprochen. Der Herr Vizekanzler 
erklärte mir folgendes - ich gebe das hier be­
kannt - :  Ich rede den Kriegsopfern in keiner 
Weise etwas drein, aber ich möchte den Aus­
gang der Verhandlungen des Ehrengerichtes, um 
dessen Einleitung der Präsident der Zentral­
organisation, Herr Bundesrat Karrer, ersucht 
hat, abwarten. Also es besteht auch hier keine 
Gefahr, daß der Herr Vizekanzler irgendwie 
zu eigenwillig sein könnte . 

Ich begrüße es, daß Sie den Präsidenten 
der Zentralorganisation hier verteidigt haben. 
Ich wäre auch irgendwie auf diese Angelegen­
heit zu sprechen gekommen. Ich muß sagen, 
daß alle diese Anwürfe, die gegen Bundes­
rat Karrer gemacht wurden, eigentlich ihn 
persönlich und den Landesverband von Wien, 
Niederösterreich und das Burgenland be­
treffen. .�ls Präsident der Zentralorganisa­
tion der Osterreichischen Kriegsopferverbände 
steht unser Kamerad Karrer zweifelsohne 
vollkommen integer da, und ich zweifle 
auch nicht daran, daß das Ergebnis dieser 
Klagen, die da anhängig sind, zu seinen 
Gunsten ausfallen wird. Würde das nicht der 
Fall sein, so würde das meiner Meinung nach 
eine Katastrophe für die österreichische Kriegs-
opferorganisation bedeuten. 

' 

Ich möchte nun aber zu dem vorliegenden 
Gesetzentwurf übergehen. Die derzeit zur 
Behandlung stehende Novelle zum KOVG. 
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muß von jedem Kenner der Materie als eine 
nicht unwesentliche Verbesserung des öster­
reichischen Kriegsopferrechtes und des Opfer­
fürsorgegesetzes gewertet werden. Ihr Zu­
standekommen noch vor den nächsten N atio­
nalratswahlen verdanken die 344.000 Kriegs­
opfer unseres Landes der großen Umsicht 
des Herrn Bundesministers für soziale Ver­
waltung, dem wohlwollenden Verständnis des 
Herrn Finanz ministers, der Rührigkeit der 
Kriegsopferorganisation und der guten Zu­
sammenarbeit der Spitzenfunktionäre der 
Kriegsopferorganisation mit der für Kriegs­
opferfragen zuständigen Ressortbeamtenschaft. 

Das heute zu beschließende Gesetz bringt 
denjenigen Kategorien der Kriegsopfer , die 
die niedrigsten Rentensätze beziehen, zwar 
keine umwälzende Erhöhung ihrer Bezüge, 
paßt diese aber doch annähernd den seit der 
letzten KOVG.-Novelle gestiegenen Lebens­
haltungskosten an und wird einschließlich 
eines Viertels der 14. Rente dem Bund rund 
70 Millionen Schilling kosten. 

Ich gestatte mir nun, ganz kurz das Gesetz 
zu erläutern. Ich glaube, diese kurze Er­
läuterung schadet deshalb nicht, weil der 
Herr Berichterstatter diese Angelegenheit wirk­
lich nur gestreift hat. 

Mit der Ersetzung der Zahl 239 durch die 
Zahl 300 im § 12 Abs. 4 KOVG. wird die an 
Schwerkriegsbeschädigte mit einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit ab 50 vom Hundert zu 
gewährende erhöhte Zusatzrente, welche die 
ehemalige Ernährungszulagl'l darstellt, um 61 S 
erhöht. 

Durch die Ersetzung der Zahl 147 durch die 
Zahl 200 im § 35 Abs. 5, § 36 Abs. 4 und im 
§ 42 Abs. 3 werden die erhöhten Zusatzrenten 
für Witwen, die Witwenbeihilfe, die erhöhten 
Waisen- und Doppelwaisenrenten, die über 
das 18. Lebensjahr hinaus gezahlt werden, 
um 53 S gesteigert. Auch diese durch die 
letzte Novelle zum KOVG. erhöhten Bezüge 
stellen die ehemalige Ernährungszulage dar. 

Im § 46 A bs. 1 werden die Zahlen 145 
und 290 durch die Zahlen 155 und 310 ersetzt, 
das heißt, daß die Elternteilrente um 10 und 
die Elternpaarrente um 20 S erhöht wird. 
Aber auch für die durch den Wegfall der 
Ernährungszulage erhöhte Elternrente . gibt 
es eine entsprechende Verbesserung. Im § 46 
Abs. 3 wird nämlich die durch den Wegfall 
der Ernährungszulage erhöhte Elternrente 
bei einem Elternteil um 53 S und bei einem 
Elternpaar um 61 S erhöht. 

Im letzten Moment trug auch der Verband 
der Kriegsblinden Österreichs eine auf seinem 
letzten Delegiertentag und auch vom Präsi­
dium der Zentralorganisation akzeptierte For­
derung an die beiden für die Kriegsopfer-

versorgung zuständigen Ministerien sowie an 
die Mitglieder des Ausschusses für soziale 
Verwaltung heran, die ebenfalls behandelt 
und angenommen wurde. Mit der Erfüllung 
dieser Forderung wird sowohl die Führhund­
zulage als auch die Führhundbeihilfe von 
monatlich 150 S auf 200 S erhöht. 

Durch die in den §§ 12, 35 , 36 und 42 auf­
gezeigten Rentenerhöhungen - das sind die 
Erhöhung der Eltermente und die Auf­
stockungen der Ersatzleistungen für die seiner­
zeitige Ernährungszulage - wird die wirt­
schaftliche Lage eines großen Kreises - er 
umfaßt diejenigen Rentenbezieher, die neben 
einer minderen KOVG.-Versorgung kein oder 
nur ein geringfügiges Einkommen haben -
nicht unwesentlich verbessert. Ich möchte 
es aber nicht unterlassen, deutlich zu sagen, 
daß gerade dieser Kreis von Kriegsopfern 
auch nach Verabschiedung des vorliegenden 
Gesetzes immer noch minderversorgt bleibt 
und bei einer weiteren Verbesserung der 
österreichischen Kriegsopferversorgung nicht 
übersehen werden darf. Im besonderen möchte 
ich dabei auf die mehr als dürftige Versorgung 
der Witwen aus dem ersten Weltkrieg ver­
weisen. 

Als wirklich befriedigend erachte ich es 
auch, daß im Ausschuß für soziale Verwaltung 
neben dem Ergänzungsantrag, betreffend die 
Erhöhung der Führhundzulage und -beihilfe 
im § 20 KOVG. , ein zweiter Ergänzungs­
antrag des Abgeordneten Dr . Prader und mir 
aufgenommen wurde, demzufolge durch eine 
Abänderung im § 69 Z. 2 für die Kinder 
und Frauen von Schwerbeschädigten, sofern 
und solange der Schwerbeschädigte für diese 
Familienangehörigen Kinderzulage und Frauen­
zulage bezieht, die Möglichkeit des freiwil­
ligen Beitrittes zur Krankenversicherung 
der Kriegshinterbliebenen gegeben ist. 

An dem vorliegenden Gesetz partizipieren 
in finanzieller Hinsicht aber auch alle anderen 
Kriegsopfer, denn im § 109 ist die 14. Rente 
gesetzlich verankert. Bereits am 1 .  Dezember 
dieses Jahres erhalten alle rentenberechtigten 
Kriegsopfer ein Viertel der ihnen am Fällig­
keitstage zustehenden Rentengebührnisse, und 
ab 1. Dezember 1963 steht allen Kriegsopfern 
eine halbe 14. Sonderzahlung zu. 

Die Einführung der 14. Rente ist eine bereits 
seit längerer Zeit gestellte Forderung der 
Kriegsopfer. Wenn ihrem Wunsche in diesem 
Gesetze vorläufig auch nur zur Hälfte ent­
sprochen werden kann, so bedeutet das den­
noch für alle Kriegsopfer einen finanziellen 
Erfolg und im besonderen für die höheren 
Rentenkategorien eine nicht zu unterschätzen­
de einmalige Mehrleistung . 
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Die Frage der Ge'Yährung einer 14. Sonder­
zahlung an die Kriegsopfer ist natürlich keine 
spezielle Frage der Kriegsopfer , sondern die 
14. Rente ist ein Anliegen der allgemeinen So­
zialpolitik. Die 14. Sonderzahlung müßte daher, 
wenn sie eine echte Errungenschaft für ihre 
Empfänger sein soll, aus dem allgemeinen So­
zialprodukt geschöpft werden. (Abg. Kindl :  
Sehr richtig !) Bei den Kriegsopfern aber bedeu­
tet sie in der gefaßten Form eine Abschöpfung 
aus den laufenden Einsparungen durch natür­
lichen Abgang. Diese Einsparungen aber sollten 
nach meiner Meinung allein für eine echte 
Weiterentwicklung der Kriegsopferversorgung 
verwendet werden. 

Wenn ich diesen Hinweis auch mit einem 
etwas tränenden Auge vorgebracht habe, so 
gestatte ich mir dennoch, sowohl dem Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung als 
auch dem Herrn ' Finanzminister dafür zu 
danken, daß sie sich um das Zustandekommen 
dieses Gesetzes so intensiv bemüht haben. 
Ich glaube aber auch mit Berechtigung sagen 
zu dürfen, daß zumindest alle organisierten 
Kriegsopfer Österreichs - in Oberösterreich 
zum Beispiel gehören von den gesetzlich aner­
kannten Versehrten und Hinterbliebenen 
98 ,5 Prozent der Kriegsopferorganisation an -
die vorliegende Gesetzesnovelle als einen schö­
nen Erfolg werden zu werten wissen. 

Dieses Gesetz aber stünde heute im Hohen 
Hause nicht zur Behandlung und Verab; 
schiedung, wenn nicht anläßlich der parlamen­
tarischen Beratung der KOVG. -Novelle vom 
1 7. Dezember 1959 der Nationalrat eine Ent­
schließung, die von den Abgeordneten Dr. Pra­
der und Wimberger im Ausschuß für soziale 
Verwaltung eingebracht worden war, ein­
hellig angenommen hätte. In dieser Ent­
schließung wurde die Bundesregierung auf­
gefordert, im Bereiche der Kriegsopferver­
sorgung ihre Anstrengungen besonders darauf 
zu richten, daß die Einsparungen, die sich 
nach Erreichung der Vollvalorisierung der 
Kriegsopferrenten im Jahre 1961 in den zu­
nächst folgenden Budget j ahren durch den 
natürlichen Abgang ergeben, vordringlich zur 
Erfüllung besonders wichtiger Verbesserungs­
wünsche der Kriegsopfer Verwendung fin­
den. 

Der Herr Bundesminister für soziale Ver­
waltung schloß sich als vorzüglicher Kenner 
der gesamten Materie dieser , vor ihrer Ein­
bringung wohlüberlegten Entschließung in 
der Praxis an, und er überzeugte auch den 
Herrn Bundesminister für Finanzen. Beide 
setzten sich dann miteinander auch in der 
Bundesregierung entsprechend dafür ein. Und 
wieder in harmonischer Zusammenarbeit zwi­
schen den beiden Ministerien und der Kriegs-

opferorganisation wurde das vorliegende Ge­
setz entwickelt, das den besten Beweis dafür 
liefert, daß alle den Kriegsopfern gemachten 
Zusagen auch eingehalten wurden. 

Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß sich 
die nach den bevorstehenden N ationalrats­
wahlen neu zu bildende Regierung und der 
neue Nationalrat diese Entschließung ebenfalls 
zu eigen machen werden. Es würde dadurch 
von Anfang an ein gutes Verhandlungsklima 
geschaffen. Die Anerkennung dieser Ent­
schließung wird natürlich auch die Verhand­
lungen um das Kriegsopferbudget 1963 leicht 
machen. 

Ich bin seit Dezember 1945 Abgeordneter 
zum Nationalrat und habe mich nicht nur in 
dieser Funktion, sondern auch als Landes­
obmann des zweitstäl'ksten Landesverbandes 
der österreichischen Kriegsopferorganisation 
um die Interessen und Sorgen der Kriegsopfer 
gekümmert und bemüht. Ich weiß daher auch, 
wie notwendig es war, nach Beendigung des 
Krieges so rasch als möglich ein brauchbares 
Invalideneinstellungsgesetz zu schaffen. Aus 
meiner praktischen Tätigkeit weiß ich, daß 
die überwältigende Masse der irgendwie arbeits­
fähigen Versehrten und die Witwen mit 
einem nicht zu erwartenden Elan an den 
Wiederaufbau unseres durch den zweiten 
Weltkrieg zerstörten Vaterlandes geschritten 
sind. Aber der Start an den Werkbänken, 
in den Büros, bei Bahn und Post und hinter 
dem Pfluge war für die Versehrten fast immer 
wesentlich ungünstiger als für ihre gesund aus 
dem Kriege heimgekebrten Arbeitskollegen. 
Sehr viele von ihnen kompensierten den ihnen 
durch die Invalidität auch psychisch erwach­
senen Minderwertigkeitskomplex durch über­
durchschnittliche Leistungen. Dadurch mach­
ten sie sich häufig bei ihren gesunden Kollegen 
unbeliebt und vereinsamten zusehends. Ich 
könnte Ihnen, sehr verehrte Damen und 
Herren, allein aus Ober österreich sehr viele 
Beispiele dafür liefern. Nicht wenige sanken 
durch diese Überkompensation gesundheitlich 
rasch ab, viele aber fanden einen vernünftigen 
Ausgleich, und aus ihren Reihen setzt sich 
auch der große Kader der Vertrauenspersonen 
der Landesverbände zusammen. 

So gesehen ist die Kriegsopferorganisation 
nicht allein als die gesetzlich anerkannte 
Interessenvertretung der Kriegsopfer zu wer­
ten, sondern auch als eine gewaltige Erziehungs­
organisation, in der nicht nur die Kamerad­
schaft gepflegt wird, sondern auch die Liebe 
zu unserer Republik sowie die Liebe zur ge­
samten Menschheit, also das Drängen zur 
Schaffung der e i n e n  Welt, in der alle Völker 
in dauerndem Frieden leben und in gegen­
seitiger Achtung wirken können. 
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Wimberger 

Vielleicht hat diese Haltung ein Schwer- Sterben der mehr als 50 .Millionen Menschen, 
versehrter deutlich auszudrücken vermocht, die allein im zweiten Weltkrieg gefallen sind, 
als er nach dem ersten Weltkrieg schrie b :  erst dann seinen · historischen Sinn haben und 

"Aus Liebe zur Menschheit Verdammung seine echte Weihe, erhalten wird, wenn es den 
dem Krieg. vielen Millionen Menschen, die eines guten 

Nur Recht schafft den Frieden, und Friede Willens sind, gelingt, für alle Völker der Erde 

ist Sieg ! "  einen dauernden Frieden zu gewinnen. (Beifall 
bei der SPÖ.j 

Die Kriegsopfer Österreichs haben es auch, 
als der Nationalrat am 14. Juli 1949 das Präsident Hillegeist: Als nächster Redner 
KOVG. einstimmig verabschiedete, verstan- kommt der Herr Abgeordnete Dr. van Tongel 
den, daß in einer Zeit, in der der Wiederauf .. zum Wort. 
bau kaum begonnen hatte, ihre Wünsche und 

Abgeordneter Dr . van Tonget: Herr Präsi-Forderungen nur in bescheidenen Ausmaßen 
dent ! Meine Damen und Herren ! Das Hohe erfüllt werden konnten. Sie haben dann 
Haus berät gegenwärtig eine wichtige Vorlage , weiterhin in Einigkeit und mit vollem Recht 
den Antrag der Abgeordneten Wimberger, um die notwendigsten Verbesserungen ge-
Prader und Genossen über eine Abänderung kämpft und vieles zu erringen vermocht. des Kriegsopferversorgungsgesetzes und des 

Besonders erfreulich aber entwickelte sich Opferfürsorgegesetzes, eine Vorlage, der die 
unser österreichisches Kriegsopferrecht in der freiheitlichen Abgeordneten ihre Zustimmung 
nun bald zu Ende gehenden Gesetzgebungs- geben werden und zu welcher mein Partei­
periode, das ist ab den Nationalratswahlen im freund Abgeordneter Kindl noch sehr aus­
Jahre 1 959. Es stellten sich - und das soll klar führlich sprechen wird. 
ausgesprochen werden - mit besonderer Hilfe 
des Herrn Sozialministers und der Agilität Während sich dieses hier begibt, hat sich 
der Zentralorganisation seit den letzten Na- ein unerhörter Vorfall ereignet. Obwohl die 
tionalratswahlen für die Kriegsopfer so Präsidialsitzung des Hauses einvernehmlich 

nennenswerte Erfolge ein, daß heute im inter- mit allen drei Parteien festgelegt hat, daß 
nationalen Kriegsopferrecht die österreichische während der Sitzung des Plenums des National-

rates weder Ausschüsse noch Unterausschüsse Kriegsopferversorgung in manchen Fragen 
beispielgebend ist. tagen können, wurde eine ursprünglich für 

heute nach Schluß der Haussitzung ein-
Freilich ist noch eine Reihe von Forderun- ·berufene Sitzung des Unterausschusses des 

gen und Problemen offen. Ich möchte hier Verfassungsausschusses zur Beratung eines 
nur darauf hinwei�en, daß im Verlauf der Bundesverfassungsgesetzes hinsichtlich des 
Weiterentwicklung der österreichischen Kriegs- Schulwesens, ohne daß ich in formell einwand­
opferversorgung der Weg zu einer echten freier Weise davon verständigt worden wäre, 
Schadensvergütung gegangen werden muß. auf 12 Uhr 30 verlegt. Herr Abgeordneter 
Eine echte Schadensvergütung im Kriegs- Probst hat mir das zwar mitgeteilt, ich habe 
opferrecht kann es aber nur dann geben, wenn aber erklärt, daß ich mich an die Beschlüsse 
Grundrente und Zusatzrente in ein ausge- der Präsidialsitzung halte und diese Sitzung 
wogenes Verhältnis gebracht werden. Auch daher nicht stattfinden kann. Darauf hat 
eine automatische Anpassung der geldlichen mir Herr Probst mitgeteilt, er werde darüber 
Versorgungsleistungen an das steigende Natio- noch mit den Parteien sprechen. Ohne daß 
naleinkommen gehört entsprechend beachtet. ich eine weitere Verständigung erhielt, tagt 
Schließlich erachte ich es für vordringlich, die dieser Unterausschuß zur Stunde oder er 
Frage der Berechnung des landwirtschaft- hat bereits getagt. 
lichen Einkommens gerecht zu lösen. 

Ich erhebe namens meiner Kollegen von 
Meine, die sozialistische Fraktion, hat sich der Freiheitlichen Partei gegen diese un­

stets zu einer fortschritt,lichen Versorgung der glaubliche und unerhörte Vorgangs weise Pro­
österreichischen Kriegsopfer bekannt. Darum test ! Diese Art der Durchpeitschung der 
stimmen wir auch gerne dem vorliegenden Schulgesetzvorlagen werden wir nicht mit­
Gesetze zu. machen, und wir werden auch die Verletzlmg 

Den 344.000 in Österreich noch zu ver- einvernehmlicher Beschlüsse der Parteien des 
sorgenden Kriegsopfern aber rufe ich, der Hauses in der Präsidialsitzung nicht hin­
ich wiederholt für ihre Interessen gespro- nehmen. Ich darf an die Herren Präsidenten 
chen habe, von dieser Stelle aus zu, sich des Hauses den Appell richten, diesen Unfug 
von den sogenannten Marschierern, die da und abzustellen und die Wiederherstellung des 
dort, oft sehr geschickt getarnt, wieder am Usus, daß während der Plenarsitzungen keine 
Werke sind, nicht beeinflussen zu lassen, Ausschüsse und Unterausschüsse tagen können, 
sondern immer daran zu denken, daß das herbeizuführen. Es ist unmöglich, daß in 
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Dr. van Tongel 

dieser Weise verfahren wird, und es ist un- ich fest, daß mir vom Beamten der Kanzlei 
möglich, daß illegale Ausschußsitzungen statt- ausdrücklich gemeldet wurde, daß der Ab ­
finden. (Zwischenrufe.) geordnete Kindl als Redner ersetzt wird 

Präsident Hillegeist: Ich bitte den Herrn durch den Abgeordneten Dr. van Tongel. 

Redner, in seiner Charakterisierung etwas vor- Ich bin gerne bereit, das jetzt als ein Miß­
verständnis anzunehmen und dem Herrn sichtiger zu sein. 
Abgeordneten Kindl das Wort zu erteilen, 

Abgeordneter Dr. van Tongel (fortsetzend) : aber ich bitte den Herrn Abgeordneten Dr. van 
V orsichtiger sollen diejenigen Herren Kollegen Tongel, weder dem Prä."idium noch anderen 
sein, �ie s?lches unte�neh.men, Herr Präside-?t ! Funktionären irgendwelche Absichten zu unter­
Ic� �m n�cht unvorsIChtIg, sonde::n wenn ICh 'stellen, die nicht vorhanden waren. (Abg. 
MItghed emes Unterausschusses bm, den man Dr. van Tonge l :  Das liegt mir vollkommen 
abhält, ohne mich einzuladen oder zu ver- fern ') 
ständigen, so ist das keine legitime, der Ge-

. 

schäftsordnung entsprechende Sitzung. Ich Der Herr Abgeordnete Kindl hat das Wort . 
halte das aufrecht ! 

Bitte, ich setze fort. Es kennzeichnet 
übrigens die Mißachtung der Vorlage (Abg. 
Dr. J. Grub e r :  Zum Tagesordnungspunkt I) ,  
Herr Kollege Dr . Gruber, über die gegen­
wärtig beraten wird, wenn man sie für so 
wenig wichtig ansieht, daß man eine Neben­
sitzung oder sogar, wie ich höre, eine zweite 
Sitzung auch des Unterausschusses des Finanz­
ausschusses einberufen hat. Hier werden 
tönende Reden gehalten, und andererseits 
wieder manifestiert man die Tatsache : Nun, 
so wichtig ist die Geschichte nicht, wir kön­
nen ja so nebenher auch eine oder zwei Unter­
ausschußsitzungen abhalten. ' Auch vom Ge­
sichtspunkt der Wichtigkeit dieser Vorlage, 
das möchte ich zur Sache noch sagen, ist es 
unwürdig, wenn nebenher Ausschußsitzungen 
abgehalten werden. (Zustimmung bei der 
F PÖ - Zwischenrufe.) 

Präsident Hillegeist : Der Redner hat sich 
nicht an die Tagesordnung gehalten, er hat 
nicht zur Sache gesprochen. Trotzdem werde 
ich , dem Appell an das Präsidium folgend, er­
heben lassen, ob das vorgekommen ist, was 
der Redner hier beanstandet hat. 

Mir wurde ursprünglich gemeldet, daß sich 
der Herr Abgeordnete Dr. van Tongel an 
Stelle des Herrn Abgeordneten Kindl zum Wort 
gemeldet hat. Ich möchte klarstellen, ob 
das ein Irrtum war. (Abg. Dr. K andu,tsch : 
Die Wortmeldung K indl bleibt aufrecht I) Der 
Herr Abgeordnete Kindl bleibt also gemeldet. 
(Abg. Dr. J. Gru b e r :  Das ist ein Täuschungs­
manöver I - Abg. Dr. van To nge l :  Ich 
protestiere gegen diese freche Unterstellung I 
Ich habe mich gemeldet und dann auch noch 
Kindl ! - Weitere Zwischenrufe. - Abg. 
D1·. J. Gru b e r :  Aber zu'r Tagesordnung I -
Abg. Dr. van To n g e l : Das geht Sie gar nichts 
an ! - Gegenrufe bei der Ö V  P.) 

Überlassen Sie bitte, Herr Abgeordneter 
van Tongel, die Zurechtweisung eines even­
tuellen Zwischemufers dem Präsidenten, das 
ist nicht Ihre Angelegenheit ! (Abg. Dr. van 
Ton g e l :  Wenn er es tut I) Außerdem stelle 

Abgeordneter Kindl : Herr Präsident ! Sehr 
geehrte Damen und Herren ! Ich glaube, der 
heutige Tagesordnungspunkt, der an dritter 
Stelle steht, eignet sich am wenigsten dazu, 
hier parteipolitische Polemiken abzuführen. 
Es wäre vielleicht gar nicht notwendig, dazu 
zu reden, denn die Vorlage ist wirklich von 
sehr geringer Bedeutung, aber es wurden hier 
heute große Töne angeschlagen vom ersten 
Redner Dr. Prader, dann hat sich der zweite 
Sprecher veranlaßt gefühlt, ebenfalls zu spre­
chen. Wir haben ja die Auseinandersetzung 
gehört : "Hättest du nicht, dann hätte ich nicht, 
und hätte ich nicht, hättest du nicht !" 

Wer das angezündelt hat, weiß ich nicht, aber 
ich habe eines herausgefunden : Der Herr 
Dr. Prader hat zuerst Herrn Staatssekretär 
Rösch in die Arbeit genommen, dann hat 
er sich gedacht : Aber die FPÖ muß auch noch 
drankommen. Er hat hier erklärt, daß in 
der Sache des Herrn Präsidenten des Kriegs­
opferverbandes, Karrer, die FPÖ in der 
Steiermark eine Wurfsendung getätigt habe. 
Ich stelle fest, daß das nicht den Tatsachen 
entspricht. Ich stelle weiter fest, daß Herr 
Dr. Prader die aufgetauchten Anwürfe gegen 
den Herrn Präsidenten Karrer vermengt hat 
mit Vorwürfen gegen die Kriegsopferverbände 
oder besser gesagt gegen die Mitleitung. Ich 
möchte hier klar und deutlich sagen : Ich habe 
vorige Woche hier eine Anfrage an den Herrn 
Sozialminister gestellt und habe ausdrücklich 
gesagt, daß durch die Anwürfe, die in der 
Öffentlichkeit gegen den Präsidenten Karrer 
erhoben worden sind, nicht die so überaus 
wichtige Zentralorganisation der Kriegsopfer­
verbände Schaden erleiden soll. Ich habe 
dem nichts h inzuzufügen, was auch aer Herr 
Sozialminister gesagt hat, daß das Sache des 
Gerichtes ist und daß man dem nicht vor­
greifen soll. Ich sehe es als absolut über­
flüssig an, daß Herr Dr. Prader - sein Herr 
Kollege hat sich hier als notwendiger Nach­
redner gefühlt - das Problem des Prä­
sidenten Karrer hier aufgerollt hat. Man 
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Kindl 

soll hier wirklich dem Gericht nicht vor­
greifen. 

Meine sehr geehrten Herren Antragsteller 
von den beiden Regierungsparteien ! Sie haben 
hier ein Loblied auf die "Großzügigkeit" der 
Minister gesungen, die dieser Vorlage dazu 
verholfen hätten, wirksam zu werden. Ich 
möchte nicht haarspalten, aber, meine sehr 
geehrten Frauen und Herren, wenn die 
14. Rente, wie es sogar in der Begründung heißt, 
heute ein Bestandteil des Einkommens ist -
wir wissen, daß die 14 Monatsbezüge überall 
kalkulatorisch bereits drinnen sind, daß sich 
die Preise danach richten -, müssen wir doch 
sagen, daß die Vorenthaltung der 14.  Rente 
bei den Kriegsopfern bisher eine Benach­
teiligung der Kriegsopfer gewesen ist . 

Es stimmt, daß dieses Haus einstimmig eine 
Entschließung gefaßt hat, wonach Einspa­
rungen, die durch natürliche Abgänge ein­
treten, zur Verbesserung der Renten verwendet 
werden sollen. Aber in der heutigen Vorlage 
heißt es und kommt zum Ausdruck, daß ein 
Viertel am 1. Dezember 1962, das zweite 
Viertel am 1 .  Dezember 1963 gewährt werden 
soll. Über die letzten zwei Viertel wird über­
haupt noch nichts gesagt, die sind also mehr 
oder weniger davon abhängig - gestatten Sie 
hier ein offenes Wort -, daß welche ab­
ster ben, die anderen bekommen also nur dann 
ihre berechtigte 14. Rente, wenn welche " weg­
sterben" , um Einsparungen zu ermöglichen. 
Das geht doch zu weit. Wir sollten doch bei 
kleinen Novellierungen und gerade hier beim 
14. Monatsbezug der Kriegsopfer diese Ent­
schließung nicht noch ausdrücklich hinein­
nehmen, denn es ist doch das furchtbarste, 
meine sehr geehrten Frauen und Herren, 
es geht bei den Kriegsopfern doch nicht allein 
um die finanziellen Dinge, es geht auch um 
das psychologische Moment - und das ist eine 
Zurücksetzung. Die Behandlung der Kriegs­
opfer ist nicht nur eine Angelegenheit der 
Sanierung der Vergangenheit, sondern es ist 
mit eine Verpflichtung, wenn wir die Zukunft 
gewinnen wollen. 

Dieses Hohe Haus hat einstimmig ein Wehr­
gesetz beschlossen, und viele Söhne dieser 
Kriegsopfer müssen heute Soldaten sein. Ich 
sage ausdrücklich "müssen".  Es geschieht das, 
was sich in der Vergangeheit im Ablauf der 
Geschehnisse immer wieder ereignet hat. Hier 
kann nfan nicht politische Dinge einflechten, 
sondern man muß den Tatbestand berück­
sichtigen, daß sounso viele im ersten Welt­
krieg Soldaten sein mußten, im zweiten Welt­
krieg Soldaten sein mußten, und heute muß 
die dritte Generation Soldat sein. Man muß 
es wirklich als eine moralische Verpflichtung 
betrachten, die Kriegsopfer zu entschädigen. 

Herr Dr. Prader hat angeführt, daß die so­
genannte Erwerbsminderung mit der tat­
sächlichen Entschädigung in keinem Zusam­
menhang steht. Ich kenne einen Fall ganz be­
sonders gut, der mit 60 Prozent Erwerbsminde­
rung bedacht ist und dafür 240 S Entschädi­
gung bekommt. 

Ich möchte für die Berufstätigen hier be­
sonders anregen : Die sogenannten Pausch­
beträge für das Einkommensteuergesetz sind 
heute noch so hoch wie im Jahr 1953 . Die 
Beträge, die heute vom Einkommen abge­
schrieben werden, sind also so minimal, daß 
sie sozusagen nicht mehr existieren. Hier 
muß etwas geschehen. 

Ich sagte : Sehen wir das als Verpflichtung 
an ! Ich möchte ausdrücklich betonen : Es 
brauchen hier keine Parteireden gehalten zu 
werden. Die Kriegsopfer sind in den Kriegs­
opferverbänden und in der Zentralorganisation 
wirklich in guten Händen. Die Vorlagen, die 
Forderungsprogramme der Zentralorganisa­
tion waren immer, man möchte sagen, maß­
voll, immer bedacht auf das, was möglich ist. 
Es ist wirklich unsere Aufgabe ,  den Intentio­
nen der Zentralorganisation Folge zu leisten. 

Ich möchte Sie nur bitten, gleichzeitig auf 
eines bedacht zu sein. Die Kammernachrichten 
der Arbeiterkammer Wien schreiben am 5. Juni 
bereits von einem Entwurf eines Heeresver­
sorgungsgesetzes. Das Heeresversorgungsge­
setz ist unbedingt notwendig. Herr Dr. Prader 
hat angeführt, daß die heutigen Soldaten 
rein rechtlich eigentlich nicht nach dem Kriegs­
opferversorgungsgesetz versorgt werden kön­
nen, weil zur Zeit der Verabschiedung des 
Kriegsopferversorgungsgesetzes kein Bundes­
heer der Zweiten Republik existiert hat. Aber 
eines möchte ich sagen : Es soll hier - es wird 
ja wieder ein paktiertes Gesetz sein - darauf 
Bedacht genommen werden, daß nicht 
wieder eine Diskrepanz eintritt in der Form, · 
daß man vielleicht beim Heeresversorgungs­
gesetz andere Wege geht. Wir müssen den 
Gedanken als Grundsatz hinstellen, daß die 
gleiche Beschädigung nur die gleiche Ent­
schädigung zur Folge haben kann . Ich möchte 
nicht näher auf Details eingehen. Das neue 
Heeresversorgungsgesetz muß sich also an das 
Kriegsopferversorgungsgesetz anlehnen. Dann 
muß eben das Kriegsopferversorgungsgesetz 
auf diese Ebene nachgezogen werden, damit 
es den Tatsachen entspricht. Es ist unbedingt 
notwendig, das im vorhinein zu sagen. Ich 
möchte ausdrücklich darauf hinweisen, daß 
Sie diese 340.000 Kriegsopfer wieder schwer 
vor den Kopf stoßen würden, wenn man da 
eine Unterscheidung einführen würde. 

Die Fraktion der Freiheitlichen stimmt 
dieser Vorlage natürlich zu. Sie bringt im 
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Kind! 

Effekt nicht etwas, was . der Großzügigkeit 
der Minister zu verdanken ist. Mein letzter 
Herr Vorredner hat es zu oft betont. Der 
Herr Minister war meines Erachtens selbst 
schon ein bißchen unangenehm berührt von 
dem so oft geäußerten Lob . Was wir heute 
verabschieden und tun, haben praktisch die 

" Kriegsopfer für die Kriegsopfer getan. Er­
sparen Sie es mir, das noch näher zu be­
leuchten. Ich möchte sagen : Die Kriegsopfer 
für die Kriegsopfer - nur so ist das Viertel 
des 14. Monatsbezuges möglich geworden. 
Ich sage ausdrücklich : Die Bundesregierung 
hat sich der Verpflichtung, die 14.  Rente 
echt auszuzahlen - es betrifft parallel auch 
die Opferbefürsorgten , entzogen. Das 
möchte ich hier klar sagen. Aber weil wir 
natürlich die Empfänger dieses V iertels nicht 
schädigen wollen, stimmen wir dieser Vorlage 
zu. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Hillegeist : Zum Abschluß der 
Debatte hat sich der Herr Bundesminister 
für soziale Verwaltung Proksch zum Wort 
gemeidet . Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Proksch: Hohes Haus t Meine Damen und 
Herren t Ich möchte mir erlauben, zu einigen 
aufgeworfenen Fragen Stellung zu nehmen. 

Die erste Frage war die Frage nach der 
Regelung des Problems des landwirtschaft­
lichen Einkommens. Ich darf dazu sagen, 
daß der Herr Abgeordnete Pr ader absolut 
recht hat, wenn er sagt, ich habe eine Enquete 
versprochen. Ich habe aber in der Zwischenzeit 
verschiedentlich den Herren von der Kriegs­
opferorganisation auseinanderzusetzen ver­
sucht, daß das Problem so schwierig ist und 
so viele Untersuchungen erfordert, sodaß ich 
glaube, daß eine Enquete vorläufig keinen 
Zweck hätte, weil wir einer Enquete doch 
schon Vorschläge unterbreiten sollten. Wenn 
das Problem so große Untersuchungsarbeiten 
erfordert, ist es auf einer Enquete doch 
nicht zu lösen, wenn man nicht schon Ergeb­
nisse der Untersuchungen hat. Ich habe dar­
über hinaus trotzdem den Herrn Bundesrat 
Schreiner eingeladen, ins Ministerium zu 
kommen, um sich die bisherigen Untersuchungs­
ergebnisse anzusehen, denn er ist ja der Haupt­
dränger in dieser Frage. Es ist mit ihm eine 
Vereinbarung getroffen worden, wonach diese 
Besprechung und Information, ich glaube am 
25. Juli, erfolgen soll. 

Das große Problem dabei ist : Wir wollen 
auf der einen Seite der Forderung der Land­
wirte gerecht werden, aber wir wollen auf 
der anderen Seite keine Ungerechtigkeiten 
schaffen. Wir können eine Regelung nicht 
durchführen, nach der, sagen wir , in Einzel­
fällen der Betreffende jetzt sogar etwas mehr 

bekommen würde als vielleicht später. Das 
Problem ist nicht so einheitlich zu lösen, 
weil eben von verschiedenen Gesichtspunkten 
ausgegangen wurde. Aber ich möchte mich 
nicht weiter verbreitern, sondern möchte 
nur sagen, daß wir an der Sache intensiv 
arbeiten und daß mir die Sache ebenso am 
Herzen liegt wie dem Herrn Abgeordneten 
Prader. Aber die Schwierigkeiten; hier zu 
einem endgültigen Schluß zu kommen, sind 
eben wegen der Vielfältigkeit der Verhältnisse 
so groß, daß die Angelegenheit noch weiterer 
Arbeiten bedarf. 

Was die 14. Rente betrifft ,  muß ich sagen, 
daß ich die Argumentation der Zentralorga­
nisation absolut verstehe, aber andererseits 
muß ich darauf verweisen, daß in der gege­
benen Situation keine andere Möglichkeit 
vorhanden war als die, die Forderung im Rah­
men des effektiv verbrauchten Betrages vom 
Jahre 1 961 unterzubringen. Der Betrag für 
die Versorgung der Kriegsopfer mactt für das 
Jahr 1 963 1362 Millionen Schilling aus. 
Hier ist nicht der Betrag eingesetzt, der im 
Budget 1961 gestanden ist, sondern der wesent­
lich höhere Betrag der effektiv für die Versor­
gung der Kriegsopfer ausgegebenen Gelder. 

Eines aber möchte ich sofort herausstellen, 
damit keine falsche Meinung entsteht. Ich 
bedaure es immer sehr, wenn die Debatte über 
die Kriegsopfer ins Politische geht. (Abg. Rosa 
Jochm ann : Sehr richtig I) 

Ich habe mich in meiner ersten Rede vor 
der Zentralorganisation auf ihrer Tagung 
auf den Standpunkt gestellt : Die Frage der 
Versorgung der Kriegsopfer überhaupt soll 
Sache des gesamten Volkes sein und außerhalb 
des Streites der politischen Parteien stehen. 
Ich habe jederzeit nach diesem Grundsatz 
gehandelt, und ich muß sagen, ich habe mit 
allen Herren Finanzministern auf dem Gebiete 
der Kriegsopferversorgung immer gut zusam­
mengearbeitet, mit allen, das unterstreiche 
ich. Wir sind immer sehr bald d'accord ge­
wesen, und wir konnten seit dem Jahre 1956, 
also seit dem Zeitpunkt, da wir wirtschaftlich 
wieder frei waren, da die Besatzung weg 
gewesen ist, für die Kriegsopfer doch einiges 
tun. Wir haben eine ständig sinkende Zahl 
der Rentner. Einesteils wachsen die Waisen 
über das Waisenalter hinaus, und anderer­
seits gehen eben die Menschen mit Tod ab, 
wenn sie ihren Lebenslauf vollendet haben. 
Wir haben im Jahre 1 955 eine Versorgungs­
quote von etwa 960 Millionen Schilling ge­
habt, und trotz der ständig abfallenden Zahl 
der Rentner, trotz dieses starken Zurückgehens 
sind wir heute bei 1 362 Millionen Schilling. 
Das ist um mehr als 400 Millionen Schilling 
mehr. Ich glaube, daß gerade dieser Umstand 
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zeigt, daß wirklich aktivst gearbeitet wurde . 
Manche Rentensätze - Sie können das jeder­
zeit nachsehen - sind seit 1955 um 80, zum 
Teil sogar um 90 Prozent erhöht worden. 

Ich muß auch sagen, daß mit der Zentral­
organisation ständig zusammengearbeitet wur­
de. Ich habe den Grundsatz verfolgt : Wenn 
eine Geldsumme zur Verfügung ist, dann sollen 
die Kriegsopfer selbst über die Verwendung 
dieser Summe entscheiden, denn dann können 
sie mir keine Vorwürfe machen, daß etwas 
anderes hätte geschehen sollen. Sie ver­
stehen ja am besten, was notwendig ist. 
Ich glaube, daß es die beste Methode ist, 
die Vertreter der Opfer selbst entscheiden zu 
lassen, soweit das nur irgend wie geht. 

Anschließend möchte ich gleich die Frage 
des Heeresversorgungsgesetzes behandeln. Ich 
möchte daran erinnern, daß im Wehrgesetz 
die Heeresversorgung ausdrücklich einer ge­
setzlichen., Regelung vorbehalten ist . Deshalb 
steht ja auch der Verwaltungsgerichtshof 
oder der Verfassungsgerichtshof auf dem 
Standpunkt, daß das Kriegsopferversorgungs­
gesetz nicht Anwendung finden kann. 

Ich möchte nun folgendes ganz offen sagen : 
Hier stehen sich zwei Gedankengänge gegen­
über. Auf der einen Seite sind die jungen Men­
schen, alle im Bundesjugendring vereinigten 
Jugendorganisationen der verschiedenen Rich­
tungen stehen auf dem gleichen Standpunkt. 
(Abg. D1·. Prad e r :  Nein ! - Abg. Rosa 
Jo chmann zum Abg. Dr. P r a d e r :  Ich schicke 
Ihnen die Resolution !) Ich darf Ihnen die 
Entschließungen überreichen, die ich bekommen 
habe (Abg. Rosa Jochmann : Jawohl!) , die 
einstimmig gefaßten Entschliessungen, Herr 
Abgeordneter Prader ! Ich muß Ihnen das 
leider sagen. Wenn es nicht stimmt, dann ist 
das gefälscht, was man mir schreibt. Diese 
einstimmig gefaßten Entschließungen wünschen 
ein Heeresversorgungsgesetz, das eben das 
Prinzip und die Grundsätze der Unfallver­
sicherung für diese jungen Menschen anwendet. 

Wir haben doch unseren ganzen sozial­
politischen Schutz für die jungen Wehr­
männer auf dem Gedanken aufgebaut, daß 
die wirtschaftlichen und sozialen Bestimmun­
gen, soweit sie das Arbeitsverhältnis betreffen, 
weitergelten sollen. Wir haben den Ar­
beitsplatz gesichert, wir haben die sozial­
politischen Rechte gesichert, alles läuft weiter. 
Wenn ein Soldat verheiratet ist und als 
Arbeiter oder Angestellter Frau und Kin­
der hat, die von der Krankenversicherung 
zu betreuen sind, so laufen diese Sozialleistun­
gen auch während seiner Dienstzeit weiter, 
als ob er weiterhin im Dienstverhältnis stünde. 
Lediglich auf dem Gebiete der Versorgung 
wird er für den Fall, daß er beim Bundes-

heer ist und ihm etwas passiert - es handelt 
sich doch um Friedenszeiten ! -, anders ent­
schädigt und schlechter behandelt, als wenn 
er einen Betriebsunfall erleiden würde. 

Es ist doch natürlich, und darum ringen 
wir doch, daß wir die Versorgung der Kriegs­
opfer ständig verbessern . Aber es ist ganz 
klar : Was ich für die wenigen in Friedens­
zeiten anfallenden Fälle tun kann, kann 
ich nicht auf einmal oder überhaupt auch 
für jene tun, deren Zahl in die Hundert­
tausende geht. Vom Finanzministerium wird 
errechnet, daß das 3 Milliarden Schilling aus­
machen würde. 

Nun aber sage ich folgendes - und das ist 
meine persönliche Auffassung - : Ich war 
auch im Krieg, ich war auch Soldat. Ich 
war im ersten Weltkrieg 38 Monate an der 
Front, war Unteroffizier und wurde mehrmals 
ausgezeichnet. Ich mußte auch im zweiten 
Weltkrieg noch einmal - sozusagen straf­
weise - einrücken. Ich habe es mir hundertmal 
überlegt : Wo liegt denn die Diskriminierung 
des im ersten oder im zweiten Weltkrieg 
verunfallten Versehrten ? Wo liegt sie ? Was 
soll denn damit geschehen ? Diese jungen 
Menschen, die in so geringer Zahl in Friedens­
zeiten einen Unfall erleiden - hoffen wir, 
daß in Zukunft so etwas überhaupt nicht mehr 
vorkommen wird -, sollten wir doch so ent­
schädigen, als ob der Unfall in einem Betrieb 
passiert · wäre. 

Um wen geht es denn dabei ? Geht es um 
Ausländer, oder um wen ? Es sind doch unsere 
Kinder, um die es dabei geht ! Wenn wir schon 
nicht für alle Kriegsopfer das bringen können, 
was wir wollen, warum sollen wir es nicht denen 
geben, die in Friedenszeiten das Unglück 
haben, bei einer Übung, bei einer Explosion 
und so weiter zu verunfallen ? 

Ich muß nochmals sagen, daß die J ugend­
organisationen einer Meinung sind. Herr 
Abgeordneter Prader, ich bitte Sie, es zur Kennt­
nis zu nehmen, daß ich das schriftlich habe 
und daß es auch die anderen Herrschaften 
wissen, die damit zu tun haben. Es liegen 
einstimmig gefaßte Beschlüsse des Bundes­
jugendringes darüber vor. Wir werden viel­
leicht nicht einer Meinung sein und werden 
nicht zusammenkommen können, aber ich 
glaube, daß Sie mir wenigstens den guten 
Willen in dem Bestreben zubilligen, das 
Bessere zu tun, und weil wir es nicht für alle 
tun können, es wenigstens für jenen Teil zu 
machen, der eben im Frieden das Unglück 
hat, bei einer Übung oder im Waffendienst 
überhaupt zu verunglücken. 

Ich frage Sie, ob es den Wehrwillen unbe­
dingt hebt, wenn sich der junge Mensch sagen 
muß : Wenn mir das im Betrieb passiert, 
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krieg ich das und das, wenn ich aber bei der ' ihm schwer möglich, daran teilzunehmen, da 
Wehrmacht bin, so schaut es schlechter aus. er um 12 Uhr zum HelTn Außenminister 
Ich glaube, wir müssen an die Zukunft denken beRtellt sei. Ich kann nicht sagen, ob für einen 
und daran, daß es sich doch um unsere Kinder Abgeordneten eine Aussprache mit dem Herrn 
handelt, denen das zugute kommen soll. (Abg. Au ßenminister gleichwertig ist mit der Nicht­
Po pulorum : Sehr richtig !) Das möchte ich teilnahme an einer Sitzung im Hause. Das 
noch einmal sagen. muß ich ihm selbst überlassen. (Heiterkeit.) 

Nun darf ich noch eine Frage ventilieren. Ich habe ihm aber gesagt : VieJIeicht ist die 
Der Herr Abgeordnete Prader hat gemeint, Aussprache bis 72 1 Uhr beendet. Und - ver­
das Übereinkommen laufe bis 1 963. Es zeihen Sie, Herr Kollege, wenn ich jetzt Ihre 
läuft eigentlich für die Gesetzgebungsperiode. Antwort hier weitergebe - Sie haben zu mir 
Wenn ich die Antwort auf die Frage geben gesagt : "Und wann soll ich essen ?" (Heiterlceit.) 

soll, was in Zukunft sein wird, dann möchte Da habe ich gesagt : "Essen Sie halt dann, 
ich das in einem Satz tun : Ich persönlich wenn Sie Zeit haben, so wie wir das tun. " 

bin der Meinung, daß die Anliegen der Kriegs- Das war meine Antwort. Und daraufhin sind 

opfer bei der Bevölkerung und beim Parlament Sie nicht mehr gekommen. 
all die Zeit über so gut aufgehoben waren Sie haben keine prinzipielle Einwendung 
und aufgehoben sind, daß wir auch für die dagegen gemacht, daß die Sitzung während der 
Zukunft das Beste hoffen dürfen. Ich danke Haussitzung stattfindet, sondern Sie haben 
für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der Ihre Teilnahme für unwahrscheinlich gehalten, 
SPÖ und bei Abgeordneten der ÖV P.) weil Sie zuerst zu einer Aussprache mit dem 

Präsident Hillegeist: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung hat sich der Herr Abgeordnete 
Probst zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Probst : Hohes Haus ! In dieser 
Debatte wurde vom Herrn Kollegen van 
Tongel die Behauptung aufgestellt, daß die 
Sitzung des Unterausschusses des Verfassungs­
ausschusses zur Beratung der Schulverfas­
sungsgesetznovelle ohne ihn stattgefunden 
habe und er davon nichts wußte, daß sie 
stattfinde. Ich habe leider im Hause selbst 
die Erklärung nicht gehört, habe sie aber 
durch einen Lautsprecher in einem anderen 
Raum des Hauses vernommen. Ich habe sie 
leider nicht zur Gänze gehört, aber ich habe 
mit ihm jetzt gesprochen, und er hat das 
bestätigt (Abg. Dr. van Tonge l :  Nein !) , was 
ich gehört habe. . 

Tatsache ist, daß eine Einladung von mir 
zu einer Sitzung des Unterausschusses nach 
Schluß der Haussitzung erfolgte. Tatsache ist, 
daß wir vereinbarten, die Unterausschuß­
sitzung für 72 1 Uhr einzuberufen. Es ist 
nicht das erste Mal, daß so etwas geschieht, 
daß eine Sitzung eines Unterausschusses wäh­
rend der Haussitzung abgehalten wird. Es ist 
das keine Sünde von mir, sondern diese Sünden 
haben auch andere schon begangen. ( Abg. Al te n­
burger  : Also Erbsünde ! - Heiterkeit.) Ich habe 
den Herrn Kollegen van Tongel davon benach­
richtigt. Wir haben heute vormittag in der 
Früh bereits telephoniert. Ich habe ihm gesagt, 
daß die Absicht besteht, diese Sitzung um 
Y2 1 Uhr abzuhalten. Der Herr Kollege muß 
das bestätigen. Wir haben telephoniert, und 
als das Haus um 1 1  Uhr zusammentrat, 
haben wir neuerlich gesprochen. Der Herr 
Kollege van Tongel hat zu mir gesagt, es sei 

Herrn Außenminister gehen mußten und dann 
zum Essen, das ist die Tatsache. ( Widerspr'u,ck 
des Abg. Dr. 1Jan Tongel. )  

Ich möchte noch die Bemerkung hinzufügen, 
daß weder mir noch den anderen Mitgliedern 
des Unterausschusses daran gelegen war, die 
FPÖ-Fraktion aus diesen Beratungen aus­
zuspielen und auszuschließen. Das liegt uns 
ferne, das lag uns ferne, und das wird uns auch 
in Zukunft ferne liegen. (Beifall bei der SPÖ. -

Abg. Dr. van Tongel hat sich inzwischen zum 
Rednerpult begeben.) 

Präsident Hillegeist: Nach der Geschäfts­
ordnung ist eine Erwiderung auf eine tatsäch­
liche Berichtigung zulässig, wenn es sich um 
eine persönliche Angelegenheit des sich mel­
denden Abgeordneten handelt. Es darf wohl 
angenommen werden, daß es sich da um eine 
persönliche Angelegenheit handelt. Ich erteile 
also dem Herrn Abgeordneten Dr. van Tongel 
das Wort zu einer Erwiderung auf die tatsäch­
liche Berichtigung. 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren ! Ich be­
schränke mich auf den persönlichen Teil, den 
anderen habe ich vorhin erwähnt . .  

Ich habe heute früh, als mir die erste Ein­
ladung mit der Zeitangabe "nach Schluß der 
Haussitzung" zukam, den Herrn Abgeordneten 
Probst angerufen und ihm mitgeteilt, daß die 
Präsidialsitzung mit Rücksicht auf die Ein­
ladung des HelTn Bürgermeisters - das 
gleiche sagte ich auch vorhin - beschlossen 
hat, heute um 15 Uhr 30 Schluß zu machen 
und den Nachmittag freizuhalten, daher wäre 
diese Sitzung nicht möglich. Bei dieser Ge­
legenheit erwähnte Kollege Probst : "Dann wird 
der Unterausschuß eben um 72 1 Uhr zusam­
mentreten." Hier sagte ich richtig : " Ich habe 

104. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 35 von 38

www.parlament.gv.at



4588 Nationalrat IX. G P. - 104. Sitzung - 1 1. Juli 1962 

Dr. van Tongel 

eine Besprechung mit dem Herrn Außen� 
minister. "  Da sagte Herr Probst : " Die wird 
ja nicht so lang dauern." Da sagte ich : "Na, 
essen muß man schließlich auch einmal . "  Im 
übrigen sagte ich - und jetzt berichtige ich 
tatsächlich ! -, daß laut Präsidialbeschluß 
Ausschußsitzungen und Unterausschußsitzun� 
gen während der Plenarsitzungen verboten 
sind. Es gibt eine einzige Ausnahme, und nur 
diese hat die Präsidialsitzung ins Auge gefaßt : 
Während der tagelangen Sitzungen während 
der Budgetdebatten im Dezember, wo von 
9 Uhr früh bis manchmal 9 Uhr abends hier 
getagt wird, könnten in Ausnahmsfällen Unter­
ausschüsse tagen. - Dies sagte ich dem 
Herrn Kollegen Probst. Ich rufe den Herrn 
Parlamentsdirektor, Sektionschef Dr. Rosiczky, 
als Zeugen auf, daß ich ihn bereits heute früh 
anrief und auch meinerseits meine Bedenken 
dem Herrn Parlamentsdirektor, der zwar für 
diese Frage nicht unbedingt zuständig ist, in 
der gleichen Form zur Kenntnis brachte. Es 
waren also ausschließlich sachliche Einwen­
dungen (Abg. Uhl i r ,'  Und das Mittagessen !) 
auf Grund eines Präsidialbeschlusses. Diese 
sachlichen Einwendungen habe ich vorhin 
- Herr Kollege Uhlir : in Ihrer Abwesenheit 
und in Abwesenheit des Kollegen Probst -
hier zur Kenntnis gebracht. 

Der Protest richtete sich, wie ich nochmals 
tatsächlich berichtige, dagegen, daß diese 
Sitzung des Unterausschusses des Verfassungs­
ausschusses trotzdem um 1 2  Uhr 30 ab­
gehalten wurde. Herr Probs� ist dann b�i 
Beginn der heutigen HaussItzung zu mIr 
gekommen und sprach noch einmal mit mir 
und sagte also : " Wir wollen den U ntera us� 
schuß um 1/2 1 machen. " Bei diesem 
Gespräch war gar nicht mehr vom Herrn 
Minister Kreisky, gar nicht mehr vom Mittag­
essen - was Sie anscheinend so erheitert hat -, 
die Rede, sondern es war ausschließlich davon 
die Rede, daß Unterausschußsitzungen nicht 
möglich sind. Kollege Probst sagte : " Ich 
werde noch mit der ÖVP darüber reden. "  
Dann sah ich ihn nicht mehr. Als i ch wieder 
ins Haus kam, sah ich gähnende Leere auf 
allen Bänken und vermißte vor allem die 
Mitglieder des Unterausschusses des Ver­
fassungsausschusses. Daraufhin stellte ich fest, 
daß der Unterausschuß tagt, ohne daß man 
mir das Ergebnis der Aussprache de� Ab� 
geordneten Probst mit der ÖVP und die tat­
sächliche Abhaltung der Sitzung um % 1 Uhr 
noch einmal mitgeteilt hat. Kollege Probst 
meinte, er hätte mich nicht gesehen. Man 
findet mich im Hause. Ich war da rückwärts . . .  

(Abg. U h li-r ,'  Aber die Einladung h�tten Sie 
zur Kenntnis nehmen können !) Nem !  Ich 
habe keine bekommen. Ich saß hinten im 
Sprechzimmer, ich war also auch anwesend. 

Wenn Sie etwa eine Zwangspräsenz während 
der Haussitzungen einführen wollen, so müssen 
sich auch alle anderen Kollegen danach 
richten. Ich war jederzeit erreichbar und war 
auch im Hauptteil der Sitzung stets anwesend. 

Ich berichtige also tatsächlich, daß sich meine 
vorherigen Ausführungen ausschließlich auf 
den Protest gegen die gleichzeitige Abhaltung 
von Sitzungen beschränkt haben und nichts 
mit Herrn Minister Dr. Kreisky und nichts 
mit Mittagessen zu tun hatten, sondern gegen 
die Tatsache gerichtet waren, daß ich dann 
überhaupt nicht mehr von dem trotzdem auf� 
rechterhaltenen 1/2 1 Uhr-Termin verständigt 
wurde. Und insofern - das halte ich al1f� 
recht . . .  (Abg. U h l i r :  In Hinkunft werden 
wir auf da8 M ittage88en Rücksicht nehmen !) 
Sie können jetzt nicht mehr die dokumentari­
schen Tatsachen durch Witze aus der Welt 
schaffen ; das wird Ihnen nicht gelingen. Ich 
finde es im übrigen auch unangebracht. Ich 
werde mich in Zukunft auch daran halten, 
wenn in Gesprächen so leichtere Wen­
dungen, wie Mittagessen und dergleichen 
gemacht werden, diese dann hier von 
der Rednertribüne aus zum besten zu geben. 
Da wird gerade bei den Schulgesetzen, Herr 
Kollege Probst, reichlich Gelegenheit sein, 
solche Intima hier zum besten zu geben. Ich 
danke. (Abg. Probs t :  Tun Sie nicht so 
dramatisie1'en ! ) 

Präsident Hillegeist : Zum Abschluß dieser 
Auseinandersetzungen möchte ich von hier 
aus feststellen, daß es die Geschäftsordnung 
keineswegs zwingend ausschließt, daß auch 
während der Haussitzung Ausschußsitzungen 
stattfinden können. Allerdings hat diese tole­
rante Auslegung der Geschäftsordnung dazu 
geführt , daß die Ausschußsitzungen während 
der Dauer der Vollsitzungen überhandge­
nommen haben. Das hat das Präsidium ver ­
anlaßt, sich mit dieser Frage zu beschäftigen. 
Ich glaube nicht, daß dem Präsidium die 
Möglichkeit zusteht, die Ausschußsitzungen zu 
verbieten. Ich bin im Augenblick überfragt. 
Ich glaube auch nicht, daß der Ausdruck, den 
der Herr Abgeordnete van Tongel gebraucht 
hat, das Präsidium habe es verboten, zutrifft. 
Wir werden diesbezüglich Erhebungen pflegen. 
Ich muß vor allem mit meinem Kollegen 
Dr. Maleta diesbezüglich Rücksprache nehmen. 

Sicher ist aber, daß das Präsidium den 
Wunsch geäußert hat, daß Ausschußsitzungen 
während der Vollsitzung unterbleiben sollen. 
(Abg. Dr. Hurd e s :  Sehr richtig !) Ich 
wiederhole diesen Appell sowohl an das 
ganze Haus als auch an die �tglieder 
beziehungsweise an die Obmänner der emzelnen 
Ausschüsse. Die noch nicht geklärten Fragen 
werden einer Klärung zugeführt werden. 

104. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)36 von 38

www.parlament.gv.at



Nationalrat IX. GP. '-' 1 04. Sitzung - 1 1. Juli 1962 4589 

Präsident Hillegeist 

Ich glaube, daß damit diese Angelegenheit 
als abgeschlossen gelten kann. 

Somit ist auch' dieser Tagesordnungspunkt, 
soweit es sich um die Debatte handelt, er­
ledigt. Wünscht der Herr Berichterstatter 
das Schlußwort ? - Er wünscht kein Schluß­
wort. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b stimm ung wird der Gesetz­
entwurf in der Fas8ung des Ausschußberichtes 
in z w e i t e r  und dri t t er  Lesung e i ns t immig  
Z1tm Besch luß erhoben. 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über den Antrag (191/ A) der 
Abgeordneten Grete Rehor, Kysela und Ge­
nossen, betreffend ein Bundesgesetz über die 
Gewährung von Sonderzahlungen an Klein-

rentner (762 der Beilagen) 
Präsident Hillegeist: Wir · gelangen nun­

mehr zum Punkt 4 der Tagesordnung : Ge­
währung von Sonderzahlungen an Klein­
rentner. 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
Grete Rehor. Ich bitte sie, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatterin Grete Rehor: Hohes 
Haus ! Verehrte Damen und Herren ! Der 
Antrag 1911  A sieht für die Kleinrentner eine 
weitere Zuschußleisturig, eine sogenannte 
14. Rente vor. Die Leistung soll mit der am 
1. April eines jeden Jahres fälligen laufenden 
Rente zur Auszahlung gelangen. Bisher er­
halten die Kleinrentner mit der laufenden 
Leistung am 1 .  Oktober eine Zuschußlei�tung, 
die sogenannte 13. Rente. 

Die Rechtfertigung für diese Maßnahme 
liegt in der Tatsache, daß die jüngsten weib­
lichen Kleinrentner 79 und die jü.ngsten 
männlichen Kleinrentner 84 Jahre alt sind. 
Dieses hohe Alter verursacht zumeist Ge­
brechlichkeit und häufige Krankheit. Da­
durch entstehen erhöhte Kosten, daher ist die 
14. Rente für diese Personen unerläßlich. 
Im übrigen bedeutet diese Zuschußleistung 
auch eine Anpassung an die Sozialrenten. 

Der Mehraufwand für die 14. Rente wird 
für 1963 rund 1 ,6 Millionen Schilling betragen. 
Eine Mehrbelastung des Bundeshaushaltes 
gegenüber 1962 tritt infolge des natürlichen 
Abfalles von Kleinrentnern nicht ein. 

Im § 1 des Gesetzentwurfes ist vorgesehen, 
daß auch am l. April eines jeden Jahres zu 
der laufenden Rente eine weitere Rente zur 
Auszahlung gelangt. 

Im § 2 ist vorgesehen, daß die Kosten, 
die durch diesen Gesetzentwurf entstehen, 
der Bund trägt. 

§ 3 bestimmt, daß dieses Gesetz am 1 .  Jän­
ner 1963 in Kraft tritt und das Bundesmini­
sterium für soziale Verwaltung mit der Voll­
ziehung betraut ist. (Präsident Wallner  
übernimmt den Vorsitz.) 

Namens des Ausschusses für soziale Ver­
waltung stelle ich den A n  t rag, dem Gesetz­
entwurf in der Fassung des Ausschußberichtes 
die verfassungsmäßige Zustimmung zu er­
teilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen VOl'­
liegen, beantrage ich, General- und Spezial­
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Wallner: Eine Wortmeldung liegt 
nicht vor. Wir gelangen daher zur Abstim­
mung. 

Bei der A b s t immung wird der Gesetz­
entwurf in der Fassung des A U8schußberichtes *) 
in z we i t e r  und dri t t er  Lesung e i ns t i mmig 
zum Beschluß erhoben. 

5. Punkt: Bericht des Immunitätsausschusses 
über das Ersuchen des Strafbezirksgerichtes 
Wien um Aufhebung der Immunität des Mit­
gliedes des Nationalrates Hans Czettel (764 der 

Beilagen) 
Präsident Wallner: Wir gelangen zum 

5. Punkt der Tagesordnung : Ersuchen um Auf­
hebung der Immunität des Mitgliedes des 
Nationalrates Hans Czettel. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Pölzer. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Pölzer: Hohes Haus ! Das 
Straf bezirksgericht Wien hat mit Schreiben 
vom 28. Juni 1962, GZ. 2 U 752/1962, das 
Ersuchen um Aufhebung der Immunität des 
Abgeordneten Czettel wegen §§ 19  und 22 
Pressegesetz gestellt. Dem Genannten liegt 
zur Last, als verantwortlicher Herausgeber 
und Vervielfältiger der periodischen Druck­
werke "Junge Generation -. Pressedienst" 
und "Junge Generation - Informationen" 
im Februar 1 962 die im § 19 Abs. 1 vorge­
schriebene Anzeig� über die Herausgabe dieser 
periodischen Druckwer ke und die im § 20 
Abs. 1 Pressegesetz angeordnete Ablieferung 
der Pflichtexemplare unterlassen zu haben. 

Der Immunitätsausschuß hat das Aus­
lieferungs begehren in seiner Sitzung vom 
5. Juli 1962 beraten. Da die dem Abge­
ordneten Czettel zur Last gelegten Handlungen 
mit seiner politischen Tätigkeit in Zusammen­
hang stehen, hat der Ausschuß beschlossen, 
dem Hohen Hause zu empfehlen, dem Er­
suchen des Strafbezirksgerichtes Wien um Auf­
hebung der Immunität nicht stattzugeben. 

*) Mit dem Kurztitel :  Kleinrentnergesetz­
novelle 1962. 
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Pölzer 

Der Immunitätsausschuß stellt den Antr a g, 
der Nationalrat wolle beschließen :  

Dem Ersuchen des Strafbezirksgerichtes 
Wien vom 28. Juni 1962 um Aufhebung der 
Immunität des Mitgliedes des Nationalrates 
Hans Czettel wegen §§ 19  und 22 Pressegesetz 
wird nicht stattgegeben. 

Präsident Wallner : Zum Wort hat sich 
niemand gemeldet. Wir gelangen daher zur 
Abstimmung. 

Der A ntrag des ImmunitätsausschUBses wird 
e i nstimmig angenomme n. 

Präsident Wallner : Die Tagesordnung ist 
e r s c h ö p ft.  

Die n ä c h s t e  Sitzung des Nationalrates 
findet morgen, Donnerstag, den 12. Juli, 
10 Uhr, statt. Eine schriftliche Einladung ist 
bereits ergangen. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n. 

SchluLi der Sitzung : 15 Uhr 

Berichtigung 

Im Protokoll der 100. Sitzung, Seite 4338, 
2. Spalte, 20. Zeile von oben, hat es statt 
" RückensteIlung" richtig " Brückenstellung" 
zu heißen. 

österreichische Staatsdruckerei. 8604 62 
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